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Geschichtliches 
über das 
Unterrichtswesen im Kanton Wallis 
Von Pfarrer Merd. g>ct)miò 
Die folgenden Blätter wollen keineswegs eine Geschichte des 
Unterrichtes im Wallis bieten; denn dazu liegt gar zu wenig histo-
niches Material uor und der Verfasser stieß auch nirgends anf eine 
diesbezügliche frühere Bearbeitung. Sie beabsichtigen bloß, die bis 
jetzt gewonnenen Resultate der Geschichtsforschung derart aneiimnder 
zu fügen, daß fich ein dem Thatbestande möglichst entsprechender 
Ucbcrblick gestalten läßt über die Bestrebungen des Landes und Kau-
tons Wallis in Bezug auf Volksuutcrricht. Da über die jetzigen 
höhern Lehranstalten spezielle Berichte in Vorbereitung sind, kann 
sich dieser Abriß anf das Allgemeine beschränken, ohne sich in's De-
tail, wenigstens für die neueste Zeit, tiefer einzulassen. 
Seit dem Erlaß des ersten Schulgesetzes des Standes Wallis 
vom 15. Dezember 1828 fließen die Quellen reichlicher. Die Ge-
setze, Réglemente und Berichte der gesetzgebenden und verwaltenden 
Behörden ermöglichen ein genaueres und umfassenderes Bild der Zu-
stände des Unterrichtswesen. Vor jener Zeit sind die Resultate von 
allen Seiten herbeizuziehen, aus den bisher verösscntlichten Urkunden, 
aus den Abscheiden (Recessen) des Landrates, den Visitationsakten 
und Verordnungen der Bischöfe von Sitten, den Pfründe- und Schul-
stiftungcu^ aus den Pfarrbüchern, Gcmeindcrcchnungen und vielfach 
aus der lebendigen Tradition. 
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I 
Z a s ~glnievvicBtsivefen i m W a l l i s b i s z n m Orlctß 
d e s ers ten Schulgesetzes v o n 1 8 2 8 
Daß am alten Bischofssitze und Domstistc zu Sitten und am 
berühmten Kloster Agaunum oder St. Maurice laut kirchlichen Vor-
schriften und den Kapitulareu Kaisers Karl des Großen schon in 
früher Zeit Schulanstaltcn errichtet wurden, läßt sich nicht bcz>uci-
sein. Schon die Selbsterhaltnng und Selbstergänzung ihrer Stifte 
machte es ihnen gebieterisch zur Pflicht. Die ganz bedeutende Zahl 
einheimischer Kleriker, Notare und Priester, besonders im 13. bis in 
die Mitte des 16. Jahrhunderts, unterstützt diese Voraussetzung, da 
die uubemittcltcu Berg- und Thalbewohner unsers Landes es kaum 
zu bestreiten vermochten, ihre Sühne die ganze Studienzeit im Ans-
lande zubringen zu lassen. Und doch finden wir Gebildete in bcu 
notwendigen Kenntnissen zum wirtschaftlichen, sozialen und kirchlichen 
Leben, auch solche, die höhere Studicu gemacht, besonders im 14. 
und 15. Jahrhundert, unter allen Klassen der Gesellschaft und aus 
allen Gegenden des Landes. Daß diese als fahrende Schüler, als 
Schützen und Bllchantcn im Ausland ihre Lehr- und Studienzeit zu-
brachten, wie der bekannte Thomas Plater das Treiben der Schüler 
der spätern Humanistenzcit drastisch schilderte, dazu liegt doch gewiß 
keine Nötigung uar. Dies würde die Zahl der Gebildeten und 
und Studierten herabgemindert haben, wie es wirklich im 16. Jahr-
hundert zutraf. 
Wer die gesetzgebenden Akte des 14. bis 16. Jahrhunderts 
des Wallis aufmerksam durchgeht, — ich verweise hiczn auf die 
« Coutumes du Vallais » aus der Mitte des 14. Jahrhunderts l), 
auf die Weistümer des Wallifer Gewohnheitsrechts ans der ersten 
Hälfte des 15. Jahrhunderts 2), — auf die Artikel bou Naters von 
1446, auf das Landrccht des Kardinals Schiner von cirka 1514 
und auf die Laudesstatuten des Wallis unter Bischof Hildebraud 
von Riedmatten von 1571 3), — der muß gestehen, daß die Be-
rater und Verfasser derselben eine nicht gewöhnliche Kenntnis der 
sozialen Zustände wie des römischen und des germanischen Rechtes 
>) Grémaud: Documents relatifs à l'histoire du Vallais IV. Nr. 
1973. — 2) Dr. A. öeuälcr, Rcchtsquellcn des Wallis, Zeitschrift für schwciz. 
Recht, neue Folge, Bd. VII. Seite 152 ff. — 3) L. c. VIII. Seite 163 ff. 
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bekunden; und zwar um so mehr, als dieselben als Abgeordnete der 
Gemeinden größern Teils keine höhern Lehranstalten besucht hatten, 
wie dieses aus dem Verzeichnis der Berater der Landesstatutcn von 
1571 erhellt. Viele derselben waren einfach praktisch gebildete Volts-
mnnncr. Ihr Vilduugsgaug mag meistens ein solcher gewesen sein, 
wie ihn Landeshauptmann Martin Clauscn auf dcu Vorwurf uuge-
niigcudcr Vorbildung über sich selbst schildert: er habe allerdings 
nur die Pfarrschnle von Grnen besucht, aus ihr seine Kenntnisse in 
der deutschen und lateinische» Sprache geschöpft, dann durch auf-
merksame Anhörung der Gerichts- und Vcrwaltnngsuersammlungen, 
wie durch Selbstunterricht, die übrigen, besonders die rechtlichen 
Kenntnisse gewonnen '). Und doch bekleidete er 1544, 1545, 1554, 
1555, 15G0 nnd 1561 die höchste Würde des Landes, die eines 
Landeshauptmanns, und tritt auch als Gesandter des Wallis bei den 
Eidgenossen in ihren Tagungen auf. 
1. D a s höhere Schulwesen 
Daß in Sitten schon im 13. Jahrhundert, wie an andern 
Domstiftcn, eine Do m schule bestand, ist nicht zu bezweifeln. Den 
Namen selbst spricht erst ein Akt vom 27. Juni 1309 aus, wo ein 
in Sitten begründeter Priester Johann Pollen im Oberdorf aus 
Münster nicht nur dem Domstift und der Klerisei in Sitten, son-
dcrn auch den Vaccalaurcaten nnd den niedern Klerikern und 
Schülern der Domschule von Sitten allerdings geringe Legate aus-
wirft'). Die Schule selbst bestand vorher: 1240 wird ein Iohan-
nes Ast Magister zu Sitten genannt3), der allerdings diesen Titel 
auch uon 1249 au als Lcutpricstcr uon Lenk beibehält4). Das läßt 
an ihm einen Leiter dieser Schule vermuten. Den 25. Januar 1279 
heißt Magister Martinus Rektor der Schulen von Sitten, desgleichen 
den 20. Fcbruur 1288 Wilhelm de Fayz^), den 15. Februar 1299 
Magister Nikoletus und 1337, 23. April, ein Vincentius C), und 
1333, 14. März, Magister Gontcrus in gleicher Eigenschaft 7). Den 
1. September 1344 übergiebt das Domkapitel die Schulen der Gram-
matik der Stadt Sitten nnd des ganzen Landes Wallis dem Petrus 
vou Ber, Pfarrer'von St . Maurice8). Die kurze Bemerkung läßt 
') Pfarrarchiv von Ernen. — -) Pfarrarchiu von Minister. D. 1 und 2. 
—
 3) Pfnrinrchiv von Salgesch. — <) Gr. I. c. Nr. 524. — 5) Archiv von 
Valciia, Heg. Martini de Seduno. — «) Gr. Nr. 1119 und 1704. — ?) Ar-
chiv Aalcria, Reg. Fr. Lornbi. — 8) Gr. Nr. 1974 « Scolas Sedunenses de 
Grarnrnatica ac eciarn tocius patrie Vallesii ». 
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durchblicken, daß der höhere Sprachunterricht vom Elcmeiitarmucr-
richt sich abtrennte und die Domschule im Begriff stand, sich zur 
Landesschule zu erweitern. 
Die Ernennung und folgerichtig die Besoldung des Lehrpersouals 
verblieb bis in den Eingang des 15. Jahrhunderts bei dem Dom-
ftift, welches damit meistens junge Priester beauftragte uud ihnen 
einen Gehalt an Korn und Geldzinsen anwies. Wir finden als 
Rektoren der Schulen von Sitten den 23. Februar 137(i deu 
Kleriker Theodol von Leus1) und den 14. Mai 1399 Martin von 
Herens2), der 1401 noch Diakon war, später Dumsakristan und 
Offizial von Sitten wurde. 
1400, 8. Februar, erscheint zum ersten mal ein Laie, — 
Theodol Valet, Burger vou Sitten, als Präzeptor zu Sitten, Er 
laufte von Antonia von Einfisch das Wcibclamt von Sitten (als 
Nebenamt oder zur Ausbesserung seiner Stelle?) und erkannte es 
den 4. Juli >1401 dem Bischof3). Laien scheinen von da an mei-
stens die Schulen von Sitten geleitet zu haben. 1424 wird Ma-
gifter Menitet Luccti, Burger vou Genf, als Rektor der Schulcil 
Sittens erwähnt4). Jedenfalls muß es bei der Mißverwaltung 
des Bischofs Wilhelm VI. von Raron und in den Raronkriegcu 
kläglich ausgesehen haben. Wer die Lehrer wählte und besoldete, 
ist nicht ersichtlich; jedenfalls nicht das Domstift, welches damals in 
der Mehrzahl aus Ausländern, favoi'schen Untertanen, Rheinländern 
und Lombarden bestand, die wenig Patriotismus fühlten. 1425 oder 
1426 erhob daher der Bistumsvcrwefer zu Sitten, Er-zbifchof An-
dreas de Qualdo vor Eolocza, vor dem Erzbifchof von Tarantaifc 
gegen das Domkapitel von Sitten die Klage, daß dieses nach Recht 
und Gewohnheit einen Schulmeister halten solle, es aber vernach-
lässige, worauf das Domkapitel diese Verpflichtung in Zweifel zn 
ziehen geruhte. Immerhin raffte sich das Domstift auf, überließ dem 
Rektor der Schulen die alte Schulpfründc uud wählte wieder dazu 
einen Priester — Johannes Tabardi aus Plaisance in der Diözese 
Poitiers — und übergab ihm zudem das Rektorat der St. Pauls-
tapellc.") Er erscheint in dieser doppelten Eigenschaft vom 9. Oktober 1433 
bis 5. September 1439 6). Diese Ausbesserung war jedoch nur eine 
vorübergehende. Das Domstift war in den Kriegen des 14. Jahr-
Hunderts gegen Savoien nnd den einheimischen Adel verarmt, die 
Gemeinden oder Zehnden des bischöflichen Wallis erhoben nach ihren 
>) Arch. Val. Reg. Jo. Berta. — y l.
 C. Beg. Fr. de Ayent. — 
3) Gr. Ni. 2501 und 2524. — «) Gr. Nr. 2748. — ^ Gr. Nr. 2754 und 
Furier I. 272. — 6) Arch. Val. lieg. Jo. Panisodi lino Arnbr. de Poldo. 
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Freiheitskriegen gegen den Erbfeind Sadoien zusehends größere An-
ssirüche an der Verwaltung und Regierung des Landes und zogen 
so auch die bisherige Domschule als Lan des schule in den Bereich 
der Verwaltung ihrer Landräie. 
Man vernimmt für längere Zeit nichts mehr von der Orga-
nisation, Entwicklung und Unterstützung dieser Landesschule, wozu 
jedenfalls die kleine vom Domstift angewiesene Präbende benützt 
wurde. Sic bestand das ganze 15. und 16. Jahrhundert fort. 
Strebsamere Jünglinge, wie die Äischöfe Walter Supersaxo, Bi° 
schof Nicolaus und Kardinal Schiner, Landeshauptmänner Simon 
In-Albon, Georg Summermatter, Humanist Thomas Walker und 
andere, soweit sich aus gleichzeitigen biographischen Notizen ergiebt, 
benutzten diese Schule als Vorstufe zu ihrer akademischen Ausbild-
ung an ausländischen Universitäten. Seit der Mitte des 15. Jahr-
Hunderts weist das obere und untere Wallis eine recht schöne Zahl 
Humanistcu auf, bei denen die Landcsschulc gewiß nicht ohne för-
dcrndc Anregung war. 
Nach Vuillcmin trugen die Walliser die Schulmeisterstclle zu 
Visp dem bekannten Thomas Platcr an, und dieser begab sich gleich 
dahin, obwohl ihm ein Lehrstuhl an der Universität Basel augetra-
gen war, fand aber die Stelle bereits von einem andern besetzt, 
den Bischof Adrian I. von Niedmatten angestellt hatte, weil er 
Platcr im Verdacht der Reform hielt *). Ist hiemit die Landes-
schule gemeint? Bischof Adrian hätte sie wohl nicht ungern an 
seinem Vaterort gesehen. In der That verlangten die Visper in 
den Landrätcn des IL. Jahrhunderts mehrmals die Landesschule 
nach Visp als dem Mittelpunkt der dcutscheu Zehnden, wogegen Sit-
ten und auch Sidcrs ernstlich opponierten. 
1537, im Dezember, verordnete der Landrat dem Schulmeister 
zu Sitten als Gehalt 14 rheinische Guldcu, und im Mai 1538 be-
schloß der Landrat: „des Schulmeisters halben, . . daß dem Schul-
mchster zu Sitten zehn rinisch guldin fir sin järlich besoldung sol 
geben vndt Herr Hans Vcuetz, Kilchherr zu Stalden, vier guldin 
rinisch". Im Dezember 154(! besagt der Landratsabscheid: „Der 
Bischof habe einen Schulmeister beschickt; nach einiger Zeit sei er 
mit Erlaubnis heimgereist und nicht wiedergekehrt. Der Landrat be-
schloß daher, daß der Bischof einen geschickten Landsmann als Lan-
dcsschulmcistcr anstelle, und im Mai 1547 wird von demselben 
Landrat als Landesschulmcistcr angenommen Johann Brüulen von 
') Furrcr, Gesch. u. Wallis I. 272—273. 
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Brig. Er erschien selbst auf dem Landratc und begehrte zum Lohn 
„zwo prcbciidcn im Hochthal (Abondance im Chablais), desglichcn 
das körn, wie so ein Ghrw. Kapitel zu Sitten den Schulmeisteren 
geben hette, dcsglichcu welle er auch gefryet sin uon allen uogtcycn 
vndt empteren, domit er der Schul dcster baß statt geben möge." 
All dies wurde ihm bewilligt und überdies verordnet, das; ihm jeder 
Schüler alle Frohnfastcn drei Groß gebe, und wenn er die Schule 
zu Sitten halte, solle die Bürgerschaft daselbst ersucht werden: „si 
wellen inn mit versechuug siuer Wohnung ouch zur Schule secheu." 
Vuillcmin mag recht haben, daß Schüler Uou Lausanne, Bern, 
Zürich und Basel als Schulmeister ins Wallis kamen. Selbst obiger 
Johann Brünleu wandte sich später der Reformation zu und wurde 
Pastor im Bernergebiet l). Aus deu Verhandlungen des angezogenen 
Maienlandrats ergicbt sich auch, daß die Laudcsschule uicht immer 
in Sitten gehalten und daß zur Entlastung des Landessäckcls zur 
Äuffnung des alten Domschulfondcs, welcher fortbcnützt wurde, wie-
der Kirchengut herbeigezogen wurde. Im Landratabschcid uom 12. 
Juni 1558 zahlte der Lauduugt vom Hochthal dem Schulmeister 
Johannes uon Schalen „vmb ein prcbcndt imme vormalcu schuldig" 
30 Kronen, und beschließt mau, des Schulmeisters halb es bei der 
Belohnung von uier Kronen laut vorgegangenen Abschieden bleiben 
zu lassen. Dessen weigerten sich aber die Oomser und sagten, sie 
hätten selbst einen Schulmeister und bezahlten ihn. Auf dem Rats-
tage uom 16. Juli 1572 beschließen die Zehnden mit Ausnahme 
von Brig: weil die Landesschule wegen eingerissener Krankheit zu 
Sitten eingestellt worden, jetzt aber die Krankheit nur mehr in einem 
Hause herrscht und sich seit guter Zeit nicht erneuert hat, so solle 
man »roch 14 Tage warten, und falls in dieser Zeit, „nitt wyters 
empöre", sei es unnötig, dieselbe aus Sittcu zu uerlcgcn; ansonst 
solle sie in Visp gehalten werden. Brig weigert sich dessen, da sie 
in eigenen Kosten, ohne Beisteuer anderer Zehnden, einen Schul-
meistcr unterhalten. Das verdroß die andern Zehnden uud diese hielten 
Brig ernstlich vor, daß Rat uud Gemeinden des Zehnden Brig, ehe 
man diesen ihren Schulmeister aus fremden Laudcu berief, au die 
Schule gemeiner Landschaft versprochen haben, wie andere Zehnden 
jährlich zeheu Kronen zu zahle», worüber sich Abscheid, Brief und 
Siegel finden 2). 
I n Erneu begann um 1550 ein Anton da Reh, ein Italiener, 
') Siehe Blätter aus der Walliser-Gcschichte I. 394. — 2) Vergleiche 
die betreffenden Abscheide. 
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feine auch das Latein umfassende Schiilthätigkeit, und bald nachher 
machte sich auf gleiche Weise ein Jakob Hosen einen Namen in Brig. 
157« beschloß der Landrat, daß in Sitten ein Gewölbe zu • 
einem Landesarchiv und darauf ein Landesschnlhaus gebaut werde *). 
Bischof Hildcbrand I. von Niedmatten leistete einen bedeutenden Bei-
trag, weSwcgcu Bischof Hildcbrand II. Iost in seinem Schreiben au 
die katholischen Orte vom 3. Oktober 1620 die Schule von Sitten 
als zur bischöflichen Tafel gehörend beanspruchte2). 
Gegen das Ende des 16. Jahrhunderts, wahrscheinlich von 
1575 an, denn bis dahin kommt er als Notar in Münster vor, 
versah die Stelle des Landesschulmcisiers Johannes Iost von Münster. 
Von ihm sagt der Landratabschcid vom Oktober 1613 bei der Wahl 
seines Sohnes Hildcbrand zum Bischof von Sitten, er habe über 
20 Jahre die Schule von Sitten mcnschenfrcnndlich geleitet. Im 
Dczcmbcr 1601 bezahlte der Landrat dem Schulmeister 70 alte 
Kranen. Die Belohnung war also damals nomine! gestiegen, in der 
That aber noch ungenügender, da nm diese Zeit der Geldwert 
rasch fiel. 
Auch anderwärts wurde etwas für den hühcrn Unterricht ge- -y-
lcistct. In St. Maurice wurde um 1559 vom Staat Wallis ein 
Kollegium errichtet3), „nm den öffentlichen Unterricht zn fördern 
und die Patrioten der kostspieligen Notwendigkeit zu entheben, ihre 
Söhne an ausländische Anstalten schicken zn müssen." Wie lange 
bestand dieses Kollegium? Jedenfalls wurde es bei der Ungunst 
der Zcit im 17. Jahrhundert in ein Progymnasium oder eine 
Lateinschule, von den dortigen Chorherren geleitet, umgewandelt. 
Das Kloster von St. Maurice hielt auch eine bis jetzt bestehende 
Lateinschule in Bagnes und das Kloster dcs großen St. Bernhard 
eine solche bald in Martinach, bald in Orsieres oder Sembrancher. 
Neben Brig und Einen gab es auch in Lenk eine Lateinschule. Im 
Ganzen war der Unterricht im 16. und im 1. Dezennium des 
17. Jahrhunderts ein kläglicher. Die Einheimischen zogen sich immer 
mehr vom Lehrfach zurück; Fremde, cülibatiuüdc Geistliche, fahrende 
Schüler, verunglückte Studenten drängten sich an die Lehrstühle, vcr-
breiteten Neuerungen politischer und religiöser Natur, stifteten damit 
Verwirrungen und Streitigkeiten und verdarben so gründlich alle 
Liebe und Achtung zur Schule. Der Tagbrief zum Pfingstlandrate 
von 1603 besagt ausdrücklich, daß zu Sitte» bereits zum dritten 
'") Fuiici, 1. c. I. 297. — «) 1. c. I. 345. — 3) Mitteilungen au$ 
dem Kloster 2t . Maurice. 
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mal ausländische und neugläubige Schulmeister und Pädagogen an-
gestellt worden seien, und der Landrat fordert die Stadt Sitten auf, 
den protestantischen Schulmeister zu entlassen. 
Bei solcher Lage ist es erklärlich, daß die Zahl derjenigen, 
die sich höhern Studien widmen wollten, immer mehr almahm. Es 
trat empfindlicher Pricstermangel ein, den herumziehende Ätönchc und 
zweifelhafte Subjekte, die sich irgendwo von einem schwachen Bischof, 
auch in Sitten vom altersschwachen Bischof Hildebrand I., hatten 
weihen lassen, nicht mehr decken konnten. So verfiel der Religions-
Unterricht und mit ihm die christliche Sitte und wurde ciu bcdcu-
tender Teil des Klerus mit rcformatorifchcn Grundfätzcn angesteckt. 
— Die Medizin wurde von wenigen fremden Ärzten und unwiffcn-
den Schärern und Bruchbindcrn ausgeübt. I n den damals so hau-
figen Seuchen wurde die hilflos gebliebene Bevölkerung nicht blos 
dezimiert, fondcrn in manchen Gegenden fast zur Hälfte vernichtet. 
— An Mathematik dachte niemand; das richtige Auge des Land-
manucs ersetzte den Ingenieur. — Der Iuristcnstand wurde kümmer« 
lich dadurch erhalten, daß Jünglinge, die einen lateinischen Unter-
richt erhalten hatten, bei einem erfahrenen Notar die notwendigsten 
Rechtskenntnisse sich aneigneten und praktisch in den formalen Ab-
fassungen von Verträgen 2C. sich übten, bis sie endlich vom Domkapitel 
von Sitten, das die Kreicrung von Notaren als Neichsrcgal für 
Wallis befaß, ein Notariatsdiplom erhielten. Solche Notariatsfchulcu 
hielten in der ersten Hälfte des 16. Jahrhunderts der Humanist 
ThoMas Walker von Grengiols zu Brig, um die Mitte der huma-
nistifch gebildete Hieronymus Walfenus (Welschen) zu Natcrs, gegen 
Schluß desselben Martin Iost zu Erueu. 
* * 
Es brachen — zwar langsam — bessere Zeiten an. 
Im Spätherbst 1604 führte Hr.. Melchior Suter, Stadtpfarrer 
von Luzcrn und Dekan der vier Kantone, eine Anzahl Priester der 
Urkantone über die Furka ins Wallis, um dort die katholische Rcli-
giou zu retten. Schon die zweite Pfarrei — Ernen — fand er 
völlig vernachläßigt, indem der dortige Pfarrer, Domherr Johann 
Siber, der Reformation ergeben, sich um die Seelsorgc und den 
Unterricht des in Mehrheit katholisch gebliebenen Voltes nichts be-
kümmerte. Es geschah dieses Ende 1604 oder anfangs 1605, da 
Suter den 1. März 160? schreibt, er habe in Einen etwas über 
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zwei Jahre als Vikar gewirkt''). 1606 empfahl er dem Rat von 
Luzern seine schweren Kirchen- und S c h u l a r b e i t e n zu Enten2), 
und wohl auf dessen Vermittelung kamen nach Enten die Jesuiten-
patres Iost Venturi, der seit Iuui 1605 ein Jahr lang Aushelfer 
in Vtünfter war3), und Bartholomäus Volkwein oder Volkuin, der 
1610 Vizcpfarrcr, 1612 nach Sibers Tod Pfarrer von Enten 
heißt 4). Diese Ordenspriestcr mit Znzug eines dritten Paters er-
öffneten eine Lateinschule oder Progymnasium zu Ernen, welches bald 
bis 50 Schüler zählte, aber im April 1615 auf Befehl des Ordens-
gcnerals Aqnaviua mit dem Gymnasium in Venthen sich vereinigen 
mußte5). 
1608 bat Domherr Wilhelm Quentin, Pfarrer von St . Vtau-
rice de Laques bei Siders, den päpstlichen Nuntius um Jesuiten 
zur Aushilfe im Predigtamte. Dieser veranlaßte deu Visitator der 
oberdeutschen Ordensproviuz, zwei Patres, Balthasar Chavas von 
Pruntrut und Johannes Fontaine von Freibnrg, in das Mittelwallis 
zu senden, die bei Domher Quentin die freundlichste Aufnahme fan-
den und sofort daselbst eine Lateinschule begannen, die sie 1609 in 
das bequemer gelegene Venthen in das Haus des Hrn. Hauvtmann 
de Preux verlegten °). 
Die Lateinschule zu Vcntheu gedieh vortrefflich, vereinigte die 
Iungmannschaft des ganzen Landes und zählte nach der Ginvcrleib-
ung der Lateinschule von Ernen bis 300 Schüler. Der damalige 
Bischof Adrian II. von Niedmatten unterstützte die Jesuiten kräftigst, 
berief sie als Prediger nach Sitten, und, vom Papst, den sieben, 
katholischen Orten und andern aufgefordert, brachte er 1610 den 
Antrag vor den Landrat, ihnen eine Niederlassung in Sitten zur 
Errichtung eines Kollegiums zu gestatten. Der Antrag drang nicht 
durch; die Landräte waren teils geheime oder offene Anhänger des 
Kalvinismus, teils politische Gegner der Bischöfe, indem damals ein, 
heftiger und hartnäckiger Kampf um die Hoheitsrechte der Bischöfe 
sich entspann. Der Nachfolger Adrians II., Bischof Hildebrand Iost, < 
ein glaubeuseifrigcr Prälat, fetzte die Bemühungen fort. Die Päpste 
und ihre Nuntien, die katholischen Orte, der französische Gesandte 
Miron drangen in Sitten, den Jesuiten dort eiu Kollegium zu er-
laubcu. 1622 schienen die Wünsche des Bischofs in Erfüllung gehen 
') Mcstcs Taufoiich uo» Einen. P. Vcnturi begann es 1. Juli 1606. 2) Luzcrnei «staatsprotokoll, Fol. 186. — ;|) Pfairaichiv von Münster, Ratio-
narinrn. — ') Pfarmrchiu von Einen. '— s) Vergleiche Vliiiicr ans der 
Wallifcr-Gcschichtc I. 208. — •'•) Archiv für schwciz. Refonnations-Geschichtc 
III. 221. 
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zu wollen. Man übergab den Jesuiten das alte, dem bischöflichen 
Tisch gehörende Schnlgebäudc, und Bürger uon Sitten steuerten den 
11. Oktober desselben Jahres einen Schulfuud vou 652? Kronen 
(23,700 Fr.) zusammen )^ Aber erst 1625 willigte der Stadtrat 
Sittens in eine Niederlassung der Jesuiten, wo drei Patres ein 
Kollegium zu errichten begannen. 
Bereits 1612 hatte der Zehnden Brig Jesuiten begehrt; 1621 
und 1622 erneuerte der Rat Uon Brig das Begehren und 1623 
begannen die Unterhandlungen mit dem Obern uon Vcnthen. An-
fangs Mai 1625 wurde das Kollegium uon Venthcn nach Brig uer-
legt. Das Ghmuasium wurde nicht bloß uon Walliscrn, sondern 
auch uou uielcu Italiener!! besucht. 
Nicht so bald hatten die beiden Gymnasien zu Sitten und zu 
Brig zu blühen begonnen, als ein Sturm beide Lehranstaltcu gleich-
zeitig wegfegte. Der Kampf um die bischöfliche!: Hoheitsrechtc hatte 
seinen Höhepunkt erreicht. Bischof Iost hatte 1626 das Bistum in 
die Hände des Papstes resigniert. Das erbitterte die Volkspartei 
aufs äußerste, weil sie gehofft, ihn zur Entsagung der Hoheitsrechtc 
zwingen zu können. Durch den Übereifer des Obcru der Iefuiten, 
P. Marins, wurden diese in den kirchcnpolitischen Streit des Bischofs 
verflochten; es hetzten Ahnten Frankreichs, welches damals mit der 
spanischen Regierung in Mailand wegen des Vcltlins im Kriege lag; 
sie stellten die Jesuiten wie die obern Zchudeu als Anhänger Spa-
mens dar. So beschloß denn ein stürmischer Landrat im Februar 
162? zu Lcuk die Ausweisung sämtlicher Icsuiteu, und dieser Be-
schluß wurde trotz der Einsprache der katholischen Orte sofort aus-
geführt 2) 
• Die Landcsfchnlmeistcrci ucgctiertc in gewohnter mangelhafter 
Weife fort. Das 1622 gesammelte Fundn»! wurde mit jenem der 
Landesschulmeistcrci «erschmolzen und uom Staat ucrwaltct. 1685, 
8. Dezember, «erlangten und erhielten die Gesandten des Zehnden 
Sitten vom Laudrat hierüber einen Revers und bald die Aushin-
gäbe des Fondes. 
Man fühlte immer mehr das Bedürfnis nach höhen» Unter-
richte, nach einer Lehranstalt, in welcher die Sühne des Vaterlandes 
eine gediegene klassische Bildung erhielten und für Geist und Herz 
gesorgt werde. Man wünschte —• aber scheute die Kosten. Da wagte 
der mit Glücksgütern reich gesegnete Oberst Kaspar Stockalpcr uon 
') Staatsarchiv von Sitten, und Furier I. 345. — -) Veral. Iollei, die 
erste Ichlitcuniedeilassmig in Wallis. Vlättcr aus der Wallis« Geschichte I. 
207—222. 
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Brig bcii ersten Wurf und dies auf die uneigennützigste Weise, E r 
verständigte sich mit Bischof Adrian IV. von Riedmatten, seinem. 
Schwager, und mit der Gemeinde Brig, sammelte Zusicherungen von 
Beiträgen, machte im Laudrate am 16. Dezember 1648 die Abge-
ordneten auf die Notweudigleit aufmerksam, für den hühern Unter-
richt zn sorgen, empfahl dafür die Jesuiten, die bereits blühende 
Kollegien in der Schlveiz besaßen, und fand günstiges Gehör. Es 
saßen eben nicht mehr die alten Kalvi nisten und die Bolksparteiler der: 
zwanziger und dreißiger Jahre, fondern jüngere, 160? bis 162? 
von den Jesuiten erzogene Männer im Rate. Nur Sitten protestierte. 
Er erbot, das Größte beizusteuern, falls ihnen in Brig ein Kolle--
gium eingeräumt werde. Es zog sich etwas in die Länge, da so-
wohl Bisp als Siders das Kollegium bei sich wünschten. Der Rat 
von Brig gieng einen Schritt weiter, nahm den 16. Dezember 1650 !. 
die Jesuiten au und sicherte ihnen ihren Schlitz zu. Da wurden, 
nun im Weihnachtlandrate 165U die Jesuiten berufen. Diese kamen 
im Frühjahre 1651 nach Grimslen, und hier von den Sittnern ver-
jagt, nach Siders, wo sie im Hanse des Hrn. Hauptmann de Prenx 
ein kleines Gymnasium eröffneten und von 1652 bis 1660 die-
Pfarrei versahen. Weil Siders das versprochene Kollegium zu bauen 
versäumte, zogen die Jesuiten 1660 nach ^euk und 1662 nach Brig, 
in das Haus der Familie Perrig. 
Ttockalper und die Jesuiten selbst begannen nun ernsthaft den 
Bau des Kollegiums, der zehn Jahre — 1663 bis 1673 — dauerte. 
Hierauf folgte der Bau der Kollegiumskirche, welche erst deu 31. 
August 1687 vou Bischof Adrian V. von Riedmatten eingeweiht 
wurde. Stockalper schenkte den Boden zu Kollegium und Kirche, zu 
Garten und Äaumgarten und schoß noch 20,000 Kronen (72,665 
Franken) an Geld zn; die Gemeinde Brig lieferte sämtliches Ban-
Material mid 3000 Kronen; Bischof Adrian IV. 2000, das Dom-
kapitel 1500, der übrige Weltklerns 1500, jeder der sechs Zehnden 
über 1000, die Gemeinden Raters 1000, Ernen und Münster je 
500 Krone», manche andere Gemeinden und viele Privatpersonen , 
ansehnliche und hübsche Gaben, so daß sich aus deu allerdings nickst 
vollständigen Aufzeichnungen im Familienarchiu der Stockalper zu 
Brig über 270,000 Frauken zusammenrechnen lassen. Was der 
Bau uicht verschlang, wurde ein Nuterhaltungsfond des Kollegiums^ 
und diesen Fond äufneten der Bischof Adrian IV. mit den Gilten, 
und Zinsen des Klosters Gerunden, — er hatte dieses Kloster um 
4000 Kronen vom Orden der Karmeliter gekauft und die Gebäude und' 
Liegenschaften desselben zur Stiftung eines künftigen Priesterseminars' 
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dem bischöflichen Tische einverleibt, — der Abt von St. Maurice 
mit 140 Dübeln à 41/« Kronen, die sechs Zchnden mit 60 Dübeln 
u. s. f. Um diesen Fund auf 1300 Kronen (4710 Fr.) jährlichen 
Zinses zu erhöhen, wurden aus dem Eiutommeu der Landvogtcicn 
jährlich 376 Kronen cnthobcu. Überdies verpflichtete sich die Abtei 
von St. Maurice zu sechs Dübeln jährlichen Beitrages, die für 
Schulpreife au die Studenten verwendet wurden. 
So bald als möglich bezogen die Jesuiten, welche der Land-
rat bereits den 22. Dezember 1653 in des Landes Schutz gcuom-
men und darüber dem Obern, P. Sebastian de Gradmont Urkunde 
ausgestellt hatte, das neue Kollegium. Sie verpflichteten sich, einen 
vollständige« Gymnasialunterricht zu geben, Philosophie und Moral 
,zu dozieren, und zwar mit sechs Professoren, und erhielten 160 
Kronen (580 Fr.) für jeden Professor aus dem Kollegiumsfond zu-
gesichert; das übrige diente zum Unterhalt der Gebäulichlcitcu. 
Das Kollegium umfaßte sieben Gymuasialtlasscn: I, und II. 
Rudiment, Grammatik, I. und II. Syntar, Humanität nnd Rhetorik, 
überdies einen philosophischen und einen theologischen Kurs (Moral-
théologie). Den 18. Dezember 1686 nahm der Landrat in Ancr-
kennung der guteu Dienste, welche die Jesuiten früher durch 20 
Jahre und wieder seit 1652 dem Laude geleistet, dieselben als Pa-
träten an, fetzte sie, so lange sie am Kollegium zu Brig wirken 
würden, in alle Rechte der frcigeborncn Walliscr ein, verlangte, daß 
auch Mathematik (statt Moral?) gelehrt werde, und gab ihnen volle 
Freiheit, nach dem Lehrplan ihres Ordens zu dozieren, immerhin im 
Sinne, wie es zu Luzeru und Frciburg zu Recht bestände. Diese 
Freiheiten wurden den 21. Mai 1687 im Landratc bestätigt und 
den sechs obern Zehnden und andern Wohlthätern darüber Reverse 
ausgestellt, weil sich dieselben vorbehielten, ihre eingeschossenen Sum-
men zurückzufordern, falls die Patres — remota vi vel casu in-
evitabili — das Kollegium verließen *). 
Die Mitglieder der Gesellschaft Jesu setzten nun von 1687 an 
das Kollegium von Brig ungestört fort bis zur Aufhebung ihres 
Ordens durch die Bulle « Dominus et Redernptor » des Papstes 
Clemens XIV. vom 21. August 1773. Es befand sich durchschnitt-
') Die vorstehenden Angaben über die Jesuiten im Wallis seit 1650 
und das Kollegium von Brig find entnommen den bezüglichen Landratsabicheiden, 
der Aktensammlnng Kaspars Ztockalper über das Kollegium von Vrig von 
1848, den Akten über die «lüster oon Vrig u, Ferd. Wilh. «tockalper von 1848, 
dem Stocknlper'schen Familienarchiu, den Pfarrarchiven von Tibers, Glis, 
Naters, Ernen, 2c. 
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lief) in einem für die Ortslage blühenden Zustande, zählte meistens-
100 bis 150 Studenten und bereicherte wieder das Land mit Magi-
strate» und Priestern. Der Staat erstellte, — man weiß nicht genau 
wann, es wurde oft angeregt, — auf dem Boden von Glis in nn-
mittelbarer Nähe der Stadt Brig neben dem verfallenen Kapuziner-
lloster ein Theater für die Studierenden uud errichtete im Kollegium 
für dieselben eine Bibliothek und ein Physikalienkabinet. 
S i t t e n , das sich an der Errichtung und Aussteuer des StoU 
legiums von Brig nicht beteiligt hatte, dachte endlich gegen das Ende 
des 17. Jahrhunderts an die Hebung des höhern Unterrichts in der 
Stadt selbst. An die Stelle des Landesschulmeisters traten Welt-
Priester, welche nun ein sogenanntes Progymnasium von einigen 
Klassen leiteten. Bischof Franz Joseph Supersa^o aus Sitten (1701 
bis 1734) bemühte sich, dasselbe den Jesuiten zu übergeben. Es 
gelang dieses seinein Nachfolger' Johann Joseph Blatter aus Vifp 
1734, im ersten Jahre seiner bischöflichen Wirksamkeit. Die Sittner 
eilten gleichsam, ihrem geliebten langjährigen Pfarrer diese Freude 
zu macheu. Ein Herr uon Torrentö aus Sitteu schenkte Bauplätze 
und Gärten im Werte von 12,000 Kronen, das Volk steuerte nam-
Haftes, das Domkapitel überließ die alte Dreifaltigkeitskirche; die 
Zinse der Landesfchule und des 1622 von der Stadt Sitten für die 
sogenannten Trivialschulen gestifteten Fondes mit Zuschüssen ' der 
Stadt und des Staates wurden daran verwendet. Die Jesuiten er-
hoben die Anstalt zu einem vollständigen Gymnasium nach dem Vor-
bilde desjenigen uon Brig und leiteten es nach dem Studienplan 
ihres Ordens bis zur Aufhebung desselben im Jahr 1773. Der 
Unterricht wurde in lateinischer und deutscher Sprache erteilt, da 
die deutsche die offizielle Standesfprache war. Doch wurde die frau-
züsische Sprache mehr als in Brig berücksichtigt. 
Derselbe Bischof Blatter stiftete l?48 anch ein Priesterseminar 
in den Räumen des zuerst den Angustiner-Chorherren von Abondance, 
dann seit 1334 den Karthäuseru, endlich seit 1426 den Karmelitern 
gehörenden Klosters zu Gerunden bei Siders, wies denselben die 
Gebäulichkeiten und Gärten an, die Bischof Adrian IV . von den 
Karmelitern gekauft uud zu später» frommen Stiftungen an den 
bischöflichen Tisch gebracht hatte, und schenkte dazu 5000 Kronen 
aus eigenen Vtitteln. Dieses Seminar hatte den Zweck, Priester-
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^mtskandidaten, die bereits Theologie studiert hatten, für die prgk-
tische Seelsorge und auf die hl. Weihen uorziibcrciten. Er wünschte, 
daß die fähigern Studierenden auf katholischen Universitäten oder 
größern Priesterseminarien den ganzen theologischen Kurs durchneh-
men, und stiftete zu diesem Zwecke mit 4000 Kronen zwei Freiplätze 
im theologischen Koiwikt der Universität von Wien. Der Unterricht 
seines Priesterscminars in Gerunden umfaßte neben einer kürzern 
Répétition der Dogmatil und Moral vorzüglich die Liturgik und 
Ascetik, meist iu einem bis zwei Iahreskurfcn, mitunter nach Bc-
dürfnis iu drei Iahrestursen. Dasselbe wurde ausschließlich von 
Weltgeistlichen geleitet und stand unmittelbar unter dem Bischof. Der 
Staat beteiligte sich daran in keiner Weise. Bis zur Neige des 18. 
Jahrhunderts war es in Gerunden, dann in Sitten, wo die Dom-
Herren unter der Leitung des Domdctan Pignat einen dreijährigen 
theologischen Kurs errichteten, bald wieder nach früherer Gepflogen-
heit in Gerunden, selbst 1808 bis 1810 in Lcukcrbad bei Dom-
Herr Berchtold. 1818 verlegte es Bischof Zen-Rnffincn in die 
Räume des Schlosses Valeria, welches die Domherren seit Schluß 
des 18. Jahrhunderts verlassen hatten, und 1874 Bischof Peter 
Joseph de Preux in das von thm und dem Klerus 2C. neveu der 
Kathedrale vou Sitten erstellte neue Scminargebäude. Domherren 
von Sitten haben seit 1818 unausgesetzt einen drei- bis vierjährigen 
Kurs über Dogmatil, Moral, Exegese, Kirchenrccht und Pastoral ge-
geben. Ein nur vom Bischöfe abhängiger Direktor ist mit der Lcit-
ung der Anstalt und der ascetischeu und liturgischen Bildung der Theo-
logen betraut.*) 
Ähnliche theologische Anstalten zur Bildung ihrer jüngern 
Ordcnsgenossen besaßen seit frühester Zeit auch die beiden Ehor-
herrenstiftc des großen St . Bernhard und von St. Maurice unter 
ausschließlicher Leitung der Klostcrvorständc. 
St . Maurice. 2) Das Kloster von St. Maurice war im 
frühern Mittelalter, namentlich feit der eigentlichen Gründung des-
') Vischöfl. Archiv von Sitten. Veigl, Furier, Gesch. U. Wallis I. 
382 und f. und diese Vlättcr I. 378—379. NaJ Archiv des bischöst. Scmi-
nais blieb mir unzunäuglich! — 2) Die folgenden Daten sind zum größten 
Teil entnommen der hochinteressanten Stildie des dortigen Chorherr« P. 
Bouiblln, 127 Seiten, Fribonrg 189«, in den « Mélanges d'histoire et d'ar-
chéologie de la Société Helvétique de St-Maurice ». 
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selben durch de» hl. Sigismund, König der Burgundionen, 515 oder 
516, bis gegen die Mitte des nennten Jahrhunderts, wie alle großen 
Klöster des Abendlandes in ihrem Kreise, für das Wallis der vor-
znglichstc und oft auch der einzige Mittelpunkt der Kultur und des 
Unterrichtes. Besonders gilt dieses für das sechste Jahrhundert, wo 
die ersten Äbte, die hh. Hymncmod ans der Dauphine und Ambro-
sius aus Lyon, große Schaarcu von Mönchen aus dem ganzen bur-
gundionischcn Königreiche nach Agauuum führten, um dort das Lob 
Gottes Tag und Nacht fingen und verherrlichen zu lassen, und daher 
für Ersatz dieser großen Klostergeinciiidc durch Unterricht und Schulen 
sorgen mußten. Vom dritten Abt, dem hl. Achiuius, wird besonders 
sein großes Gedächtnis und feine umfassende Kenntnis der hl. Schrif-
ten gerühmt, und wie er noch als Abt mit großer Klarheit zu lehren 
fortfuhr, wahrend der uierte Abt, der hl. Probus, die Reform des 
Kirchcugcsanges an die Hand nahm. a) 
Das Kloster Agaunnm blieb trotz der teilweise« Zerstörung 
durch die Lougobardcu 574 noch Jahrhunderte lang bis zur Stif-
tuug des Domlapitels in Sitten im 10. Jahrhundert der vorzüglichste 
Träger der zeitgenössischen Bildung und des christlich-sozialen Lebens 
unserer Gegenden. S.cine Äbte bestiegen häufig im 8. und 9. Jahr-
hundert den bischöflichen Stuhl von Sitten — ich erinnere nur an 
den frühern Erzbischof Willilar von Wien, der dann Abt von St. 
Maurice und Bischof von Sitten (765—780) ward und in St. 
Maurice beerdigt wurde, und den hl. Altheus, Bischof von Sitten 
und Abt von St . Maurice, ein Zeitgenosse und Freund Karls des 
Großen, der denselben zu Agannnm bewirtete und von ihm reichlich 
beschenkt wurde zu Gunsten des Klosters und wohl anch des Bis-
tums, und daher zweifelsohne dessen Kapitulare, wonach in jedem 
Kloster und in jedem Bischofssitze für die Jugend Schulen errichtet 
werden sollen, wenigstens in St. Maurice bestens befolgte. 
Unter den spätern Karolingern bemächtigten sich des Klosters 
und seines Einkommens die Eommcnden-Inhaber, meist weltliche Äbte 
aus den Familien der regierenden Fürsten, der Karolinger, Rudol-
singer und der Grafen von Savoien und ihrer Versippten, unter 
denen an ideale Güter kaum mehr gedacht wurde. Die alten Mönche, 
die nach der alten Ordensregel von Agaunnm leben und wirken woll-
ten, wurden verdrängt; in den Ordcnsucrbaud ließen sich wenige 
weltliche Chorherren aufnehmen; das Kloster verarmte. 
>>) Vit», priniorum Abbatum Agauiiensium a monaclio coœvo. 
Bollaml. 2. Nov. 
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Eine bessere Zeit bahnte sich erst an, als Graf Amedcus III. 
von Savoien in der ersten Hälfte des 12. Jahrhunderts die Welt-
lichen Chorherren durch reguläre des Ordens des hl. Augustin ersetzen 
ließ und das Institut der Laicnäbte aufhob. Es gicng damals ein 
ernster Zug des Wiederanfwachens religiösen Lebens durch die Christen-
heit und die Dekretalen Papst Gregors des IX. (1. 5. tit. 5) be-
fahlen, daß an jeder Kathedrale und Klostergcnosscnschaft eine Prä-
bende zum Unterhalt eines Lehrers für die Jugend ausgesetzt werde. 
Die Regular-Chorhcrreu Agaununis setzten diese Anordnung ins Leben, 
sobald die Umstände es ihnen erlaubten. Wirklich finden sich in Ur-
künden des 13., 14. und 15. Jahrhunderts die Ramm einer Anzahl 
von Rektoren der Schule von St . Maurice. Ja, das Kloster scheint 
dieser Mahnung so trefflich nachgelebt zu haben, daß das Grafen-
Haus von Savoien ihm die Leitung des Schulunterrichts vom großen 
St. Bernhard bis zum Lcmansee anvertraute. So wählte 1376 Abt 
Johannes Bartholomäi auf Bitten der Lente von Aigle seinen eigc-
nen Ökonomen Humbcrt zum Leiter der Grammatik oder Litteraturschule 
in Aigle, und übergab 1448 Abt Michael Bernardi von Allinges 
dem Dcodat Chenut, Magister der freien Künste, die Leitung samt-
licher Schulen des Chablais, welche laut den Drekretalen Gregors IX. 
für die Schüler uncntgeldlich fein sollten. 
1475 kam das favoische Unterwallis bis St. Maurice samt 
dem dortigen Kloster unter die Oberhoheit der sieben Zchnden des 
Oberwallis. Das rief lange Unterhandlungen und Rechtswcitcrungeu 
hervor. Die Urkunden nennen uus keine Rektoren der Schule von 
St . Maurice mehr, obwohl die Schule nicht ganz eingicng. 1559 
fand der Landrat diese Schule zu ungenügend, verordnete die An-
stellung eines Oberlehrers, bürdete aber den Unterhalt desselben der 
Abtei auf, — der Abt und der Sakristan von St. Maurice sollten 
je einen Wagen guten Weines und der St. Iatobsspital daselbst 6 
Ausstichkäse liefern. Da sich der Abt darüber beschwerte, entschied 
der Landrat den 16. Dezember 1575, daß zur Besoldung dieses Pro-
fessors Abt und Kloster 25 Sester Wein zahlen, und als auch dieses 
nicht langte, daß der Spital die 6 Ausstichkäse wieder liefern, der 
Landvogt von Monthey, dessen Bezirk 1536 dauernd au Wallis kam, 
ein Muth Weizen uud ein Muth Roggen oder Gerste, jedes Banner des 
Unterwallis zwei Pistolet und die Gewaltshaber von Monthey 4 
Pistolet jährlich hinzufügen. 
Die Schule von St. Maurice hob sich zusehends. 1610 wurde 
der Notar und spätere Chronist Caspard Bsrodi Professor und Leiter 
dieses Kollegiums, der mit Vorliebe und Geschick die dramatische Kunst 
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pflegte, selbst mehrere Dramen verfaßte, längere Jahre der Anstalt 
vorstand und endlich als Wittwer Priester, Chorherr und Prior der 
Abtei wurde. 1622 ließ die Stadt St . Maurice gegenüber der 
Suste, aus welcher sie ini jetzigen Jahrhundert mit Beihilfe der Abtei 
das jetzige Theater erstellte, einen Turm zu einem Schulhaus des 
Kollegiums unibauen, und 1631 stiftete Chorherr Moriz Cattelaui mit 
10,000 mörsiuger Gulden zwei Fraolcitze für Jünglinge, die sich dem 
Priesterstaude widmen wollten. 
Als die sechs obern Zehnden das Kollegium der Jesuiten zu 
Vrig gründeten, entsagte der Landrat der jährlichen Mahlzeit an die 
LaudratIabgeorduetcu in der Maitagung und dem im zweiten Jahr 
gepflegten Cinpfangcsscn des neuen Landvogts von St . Maurice und 
seines zahlreichen Gefolges, welche beide Lasten nach Ansicht des 
Klosters blos durch freiwillige, aber Jahre lauge Gepflogenheit der 
Abtei aufgebürdet waren, erließ der Abtei die jährliche Lieferung der 
25 Sestcr Wein und der 6 Ausstichkäsc, — verpflichtete aber die 
Abtei (uach Herrn P . Vourbau) zu nahezu 300 spanische Pistolets 
(zu 180 Batzen?) au das neue Kollegium in Brig. Die Akte in 
Vrig sprechen von 140 Dübeln oder 630 Kronen, wozu infolge Ver-
mittcluug des päpstlichen Nuntius ein Jahresbeitrag von 6 Dübeln 
kam, der mit dem Schluß des 18. Jahrhunderts aufhörte. Das 
Kollegium in St. Maurice gicng infolge dessen ein, und es lebte die 
alte Schule wieder auf, au der ein bis zwei, 1766 selbst 3 Professoren 
wirkten. Ein Herr Charletti aus St. Maurice vermachte tcstamen-
tarisch sein Vermögen an die Schulen von St . Maurice, Der Erlös 
kam au die dortige Stadtverwaltung, welche daraus ihre Beiträge 
au die Schule und das spätere Kollegium von St . Maurice bestritt, 
es aber immer entschiedener als Fundum ihrer Primarschuleu ansprach. 
Als zu Beginn des Jahres 1798 die Invasion des französi-
scheu Heeres in die Schweiz immer drohender wurde, reichten die ? 
alte» Ichndel! ihren Untergebenen im Untcrwallis die Bruderhand 
und nahmen sie zu freien, unabhängigen und gleichberechtigten Land-
seilten au. Wohlgesinnte Laien des Untcrwallis dachten ernstlich an 
die Errichtung eines Kollegiums mit Pensionat im Kloster vou St . 
Äiauricc selbst. Allein der im Mai erfolgte Einbruch der fränkisch-
helvetischen Truppen in's Wallis, die bis 1800 das Mittel- und 
Oberwallis entsetzlich verheerten, und der Durchzug des französischen 
Heeres über den großen St . Bernhard nach Italien, der von 1800 
an einige Jahre durch Frohudicustc nnd Einquarticruugeu hart auf 
der Bevölkerung des Iluterwallis lag uud namentlich das Kloster von 
2t. Maurice als Kaserne benutzte, machten die Ausführung des edeln 
8 
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Gedankens unmöglich. Durch den Willen des ersten Konsuls von 
Frankreich, Napoleon Bonaparte, wurde Wallis 1802 eine eigene, 
àbcv fast gänzlich von' Frankreich abhängige Republik mit anfgc-
zwnngencr Verfassung und sclbstgewählter Regierung. Diese wandte 
sich schon den 29. September 1802 an den Abt von St. Maurice 
um die Errichtung eines Gymnasiums mit Pensionat im Kloster. Das 
war jedoch bei den fortdauernden Einanartiernugru nicht möglich. 
Die Abtei setzte jedoch ihre alte, kleine Schule fort, ohne etwas aus dem 
Charlctti'fchen Schulfoud zu erhalten. 1805 bewog Abt Joseph III. 
Kaspar Exguix, die Landratsabgeordnctcn von Äiouthcy und St . 
Maurice für Errichtung eines Kollegiums und eines Pensionates im 
Kloster auf dem Landrat zu wirken; sie fanden geneigtes Gehör. 
Die Abtei begann im Nouembcr 1806 ein Kollegium mit vier Pro-
fefforen unter der Oberleitung des Wcltpricftcrs und frühern Pro-
fessors in Sitten, Herrn Amstaad, der Philosophie und Mathematik 
dozieren sollte. Die Regierung verhieß jedem Professor :S0 Lonisdor 
als Belohnung. Den 22. Dezember 1807 wurde zwischen der Abtei 
und der Regierung ein förmlicher Vertrag abgeschlossen. Die Abtei 
verpflichtete, sich, ein regelmäßiges Kollegin»! mit G Oymnafialklasfen 
und einem Lehrstuhl für abwechselnd Philosophie und Physik und mit 
einem Pensionat im Kloster zn errichten, jährlich 5» Louisbor für 
Schulprcisc zu zahlen, für die Heizung der Schulzimmer und den 
Unterhalt des provisorischen Schnlthcatcrs zu sorgen und mit der 
Stadt ein definitives Theater zu erstellen; die Regierung anderseits 
jährlich an den Gehalt der Professoren 80 Lonisdor zu zahlen, wozu 
die Stadt St . Maurice aus dem alten Schulfond 40 Lonisdor alljähr-
lich hinzufügen solle. 
Durch Dekret vom 12. November 1810 wurde Wallis als De-
parlement des Simplon von Napoleon I. dem französischen Kaiser-
reiche einverleibt. Durch dasselbe Dekret wurden die bestehende» Kol-
legien von Sitten, St. Maurice und Brig zwar beibehalten; es 
durften aber in St. Maurice, wie in Brig, die Ghmnasialtlasscn nur 
bis zur ersten Rhetorik gelehrt werden. Auch die Lehrtätigkeit der 
Chorherren von St. Ätauricc wurde gclähuit durch die gewaltsame 
Vereinigung derselben mit dem Chorhcrrcnstift auf dem großen St, 
Bernhard. Doch das Jahr 1814 gab dem Wallis feine Unabhängig-
teil, der Abtei St. Maurice feine Selbstständigkeit zurück. Der frü-
here Vertrag mit der Regierung vou Wallis trat wieder in Kraft 
und das Kollegium erstarkte zusehends. Das Jahr 1819 zählte es 
über 80 Schüler und war es von tüchtigen Lehrern geleitet, unter 
ihnen vom langjährigen Rhethorikprofeffor und spätern Abt Franz de 
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Nivaz. Der gewiß unverdächtige Bride! schreibt um diese Zeit: 
„Die Herren der Abtei (St. Mailrice) zeichnen sich durch ihre Kennt-
nissc und pädagogischen Talente sehr vorteilhaft ans. Außer den 
Schülern der Stadt und der Umgebung werden auch noch ausläu-
bische Schüler iu einer sehr wohl eingerichteten und besorgte« Peu-
sionsaustalt aufgenommen." ') 
Es fehlte jedoch nicht an Anständen mit der Stadt St . Mau-
rice uud mit der Landesregierung. Ein Strcithandcl mit der Stadt-
Gemeinde nbcr Eigentumsrechte iu Vcrollicz wurde 1819 infolge 
Vermittelung durch die päpstliche Nuntiatur dahin bereinigt, daß die 
Stadt ^ ein Theater zur Benutzung der Stildcnten des Kollegiums 
von St. Maurice erstelle. Seit 1821 steht es da zu diesem Zwecke. 
Nie Frage über die Zweckbestimmung des Legats Charlctti's faud 
nbcr leine Lösung; 1821 übernahm die Negierung die jährliche Vcrab-
folgung der 40 Louisdor au das Kollegium. 
Als 1821 der alternde Herr, Amftaad von der Professur und 
Präfektnr des Kollegs zurücktrat, setzte der Staatsrat eine eigene 
Kommission für die Wahl der Professoren ein, allerdings unter dem 
Vorsitz des Abtes; als im selben Jahr der auf Kosten der Abtei in 
Paris hiczn vorgebildete Chorherr Blanc die Physik uud Mathematik 
in französischer Sprache zu dozieren begann, erhob der Staatsrat 
ernste Ginsprache; und als 1829 Abt de Nivaz sich auf den Artikel 
56 der Konstitution von 1815 berief, daß der Staat den Unterhalt 
der Schulgebäudc, deren Heizung, die Auslagen des Theaters, der 
Schulpreise je. auf seine Rechnung nehme, wurde er ungnädig bc-
schieden; und 1832 erhielt das Kollegium vou St Maurice 1180 
alte Frauken, während dem Kollegium von Brig 4107, jenem von 
Sitten 924 l verabfolgt wurden, und wurde ihm ein junger, in Nom 
gebildeter Weltpriester, Dr. Andreas de Nivaz, zur Reorganisation 
als Präfett vorgesetzt. 
Schwere Kämpfe brachten deul Stift die radikalen Wirren der 
dreißiger und vierziger Jahre. Es handelte sich um den Bestand des 
Klosters, das sich dann auch zu allen Opfern cutschloß. Es eröffnete 
im Herbst 1838 mit dem Kollegium eine Sekundärschule, welche die 
Konstitution von 1839, ans 2 Jahre berechnet, einfach der Abtei 
überbürdete. 1840 jedoch luics der Staatsrat an die 2 Professoren 
derselben jährlich 400 alte Franken an. 
Trotz den großen Verlusten, »oelchc die Abtei zu Ende des 
Souderbundlrieges durch die Säkularisierung des Klostcrvcrmögcns 
l) Fun«, I I . 318. 
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erlitt, setzte sic doch das Kollegium fort. Die Konstitution von 1849 
unterdrückte den dortigen Kursus der Philosophie und Physik. Wie 
sich die Gemüter etwas beruhigten, wurde 1850 in Ansehung der 
Verluste der Autei die Besoldung der einzelnen Professoren ans 600 
Schweizer Franken erhöht, 1859 der Lehrstuhl der Philosophie wie-
der hergestellt und seit 1891 die Zahl der Professoren vermehrt, so 
daß sich die Abtei 1893 cutschloß, ein eigenes Kollegium vou sich 
aus zu bauen. 
Doch kehren wir nun zu dcu zwei andern Kollegien zurück. 
I n S i t t e n setzten nach Aufhebung des Jesuitenordens Welt-
Priester das Gymnasium fort, erhielten dasselbe eine Zeitlang fast 
auf der frühern Höhe und veröffentlichte» selbst einige Schulbücher! 
so der Exjesuit Dominik Bender von Fülly 1774 eine Anleitung der 
Geographie, der spätere Domherr Zurkirchcu vou Visp eine deutsch-
lateinische Sprachlehre. Allein schon der Stadtbrand von 1788, und 
mehr noch die Invasionskriege von 1798 und 1799 und die darauf-
folgende Drangsalspcriodc versetzten demselben so harte Schläge, daß 
es fast ganz eingieng. Der alte Schnlfoud war auf 13,321 Schwel-
zer Franken gesunken, gieng zur Zeit der Hclvctik auf die Regierung 
über, wuchs dann aber bis 1811 auf 18,318 Schweizer Frauke» an 
(Fr. 26,547). Einbcrcchnct find darin ein Legat des 1807 ucr-
ftorbcncn Bischofs Iofeph Anton Blatter von 500 Kronen und ein 
Legat des Priesters Augustin Bouivini vou Veutheu und Lcns. Ei 
hatte früher einen Frciplatz für Walliscrthcologcn im theologischen 
Kouvikt der Universität vou Wien gestiftet und dann vor seinem Tode 
1804 ein bedeutendes Legat für das Kollegium in Sitten bestimmt, 
welches jedoch seine Kräfte überstieg und 1810 um 1000 Schweizer 
Franken liquidiert wurde.l) 
1805 wandte sich der Staatsrat an die Patres Fidei in Rom, 
itttb der Obere derselben, P. Nik. Paccanari, sandte zwei Patres mit 
der Vollmacht, um die Übernahme des Kollcgimns zu. verhandeln. Mau 
traf den 10. November desselben Jahres ein übereinkommen, welches 
der Landrat den 27. November ratifizierte ititd der Staatsrat den 
16. Dezember promulgierte. Die wesentlichsten Bestimmungen sind: 
') Sitzungsprotokollc dcs Staats- und Laud-Natcs im Staats-Aichiv 
von Sitten. 
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Die Gesellschaft der Patres Fidei übernimmt das Gymnasium von 
Sitten und soll den Stiidicnplan der alten Jesuiten befolgen, Sie 
haben zn lehren Prtnzipia, Rudiment, Grammatik, Syntax, Poësis, 
Rhetorik, Logik und Physik. Der Staat zahlt denselben zum Unter-
halt uon « Personen in scincstcrwciscr Vorausbezahlung für jeden 25 
Lonisdor (somit Total 4G37'/2 Fr.), stellt ihnen die Gcbäulichkcitcn 
der alten Jesuiten zur Verfügung, deren jetzige und künftige Nc-
paratnren der Staat besorgt, und liefert das Brennholz und die 
nötigen Gerätschaften.^) Bald darauf bereicherte der Staat das 
Kollegium mit einem Phyfikalicn- und Naturalicukabiuet und einem 
Theater und beteiligte sich am Ban der neuen Drcifaltigkcitslirchc 
als Kollegiumslirche. 
Nach der Wiederherstellung des Jesuitenordens durch Papst 
Pins VII. im Jahr 1814 traten die sämtlichen Patres Fidei in 
Sitten in diesen Orden über und die Jesuiten leiteten unter den-
selben Bedingungen, wie die alte Gesellschaft, das Kollegium in Sitten, 
in welchem nun wie in Freiburg Doppcltlasscu für die Deutsche» und 
die Franzosen gehalten wurden, bis zur Auflösung des Sonderbundes 
im November 1847. Selten jedoch gieug die Anzahl der Studieren-
den über 70. 
In B r i g blieb das Kollegium und dessen Kirche nach der Auf-
lösuiig des Jesuitenordens im Jahr 1773 verödet. Die fünf obern 
Zehuden sahen sich jedoch um neue Lehrkräfte um und schlössen den 
2. Juli 1776 einen Vertrag mit der vom hl. Joseph Calcsauz gc-
stifteten Kongregation der frommen Schulen, gemcinlich Piaristen gc-
nannt, übergaben ihnen ihren Anteil am Kollegiumsfond,, wogegen 
die Piaristen sich verpflichteten, »ucnigstcns das Gymnasium nach 
Kräften fortzusetzen. 1783 trat auch der sechste Zehnden — Sidcrs 
— diesem Vertrage bei, wodurch die Piaristen in den Stand gesetzt 
wurden, den ganzen Kollegiumsfond zu genießen. Dieser Fond erlitt, 
aber beträchtliche Einbußen. 178? brannte der Dachstuhl der Kirche 
und des Kollegiums ab; in den neunziger Iahreu versiegte der Bei-
trag des Landratcs ans dem Einkommen der Landvogtcicn ; in diesen 
Révolutions- nnd daranffolgendcn Kricgs-Iahrcn gicngcn gar manche 
Kapitalien verloren. Die Erfolge der guten Piaristen wurden viel-
fach durch den Mangel an eigenem Zuwachs und durch die traurige 
>) I. c 
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Zeitlage um die Wende des Jahrhunderts beeinträchtigt; 1798 bis 
1800 hörten die Schulen ganz auf; von da an nah»! die Zahl der 
Schüler stetig ab; seit !8l0 gab es nur mehr eine uierklassigc Latein-
schule und 1813 wirkten nur mehr zwei Patres an der Anstalt, 
welche sich 1814 in's Ursnlinerinneii-Klostcr in Vrig zurückzogen. )^ 
Kaum hatte Papst Pias VII. den 7. August 1814 die Ge-
sellschaft Jesu wieder neu errichtet, so z^ ogeu die Jesuiten schon an-
sangs September desselben Jahres im Giuuerstäuduis mit der Laudes-
regieruug nach Brig. Ihr Oberer war P. Drach. Sic errichteten 
daselbst sogleich ihr Noviziat, welches lange Jahre unter der erprob-
ten Führung des P. Staudingcr stand. Alsbald begannen auch die 
Verhandlungen mit dem Negicrnngsratc. Der Kollegiumsfond, wcl-
cher bis auf 10,421 Schweizer Frauken leider ucrlorcii gcgaugcu 
war, wurde dem Staatsvermügeu einverleibt, und die Professoren 
gleich jenen in Sitten zu 25 Louisdor vom Staate bezahlt, welcher 
auch den Unterhalt der Gebänlichkeiteu anf sich nahm. Das Mlle-
gium soll neben einem Vorbereitungskurs die üblichen sechs Klasse» 
zählen und dazu je einen Lehrstuhl für Philosophie und Physik, 
welche zwei Fächer abwechselnd mit Sitten doziert werden.^) 
Im Herbst 1815 eröffneten nun die Jesuiten ihr Kollegium in 
Brig und zugleich ei», Pensionat in den Räumen des Klosters selbst 
Die Zahl der Schüler stieg stetig, 1823 eröffnete» sie ei» zweites 
uud größeres Kouvikt im Stockalperschlosse, verbanden damit 1830 
ein französisches Gymnasium, uud die Schülerzahl stieg bis anf 300, 
deren Oroßzahl Ausländer bildeten. Als aber die Jesuiten in Frei-
bürg 1834 ihr großes Pensionat eröffneten, gieng das Pensionat im 
Stocknlperschloß ein. Da die Jesuiten im Kloster auch einen zwei-
jährigen it'nrs für ihre Scholastiker errichtet uud die Zahl der No= 
vizeu stetig wuchs, baute die Kautousregieruug in unmittelbarer Nähe 
des Kollegiums ein 7 Schulzimmer enthaltendes Schulhaus »lit einer 
Kapelle, einem kleinen Theater und einem bescheidenen Physikalien-
Kabinet. 
Die Nechtöschule wurde in alter Weise fortgesetzt, bald auf dem 
Lande bei eine»! erfahrenen Notar, 17tiG uud folgende Jahre iui 
Kloster St, Ätauriee, meist jedoch in Sitten, wo selbst Domherren, 
>) Vergleiche obige Aktensammlunaen der Herren Kaspar und Feid, 
Will). SwcMper 2c. — )^ 1. c. und im Staatsarchiv. 
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wie Adrian D. Courte« gessen Schluß des letzten, und Emanuel u. 
Kalbermatten ini gegenwärtigen Jahrhundert Jus dozierten. Wer 
gründlichere Kenntnisse der Rechtswissenschaft wünschte, die Mediziner, 
die wenigen Mathematiker und gar manche Priester besuchten aus-
ländische, süddeutsche, französische und italienische Universitäten, und 
gar mancher kehrte, besonders seit dem 17. Jahrhundert, als Doktor 
der Rechte, oder der Medizin, oder der Philosophie »ud Theologie 
in die Heimat zurück. Es wäre, interessant, die Namen all dieser 
Dekorierten — ihre Zahl ist nicht gering — seltnen zu fernen. 
2. Das Primarschulwcscu 
Der Volks- oder Primaruntcrricht fand seit dem 13. Jahr-
hundert stets einige Pflege und erreichte im 15. Jahrhundert, beson-
ders im bischöflichen Wallis, eine gewisse Blüte. Man sorgte dafür 
durch die sogenannten Pfa r r schn lcn . Schon um 121!» legte iöi-
schof Landrich des Monts (120G—1237) in seinen Shuodalstatuteu den 
Pfarrgeistlichc» ernstlich ans Herz, ihre Angehörigen in der Religions-
lehre gründlich zu unterrichten. 1) Die Bischöfe Bonifaz de Challant 
(1290—1308), Ahnw de Chatillon (1308 — 1323) und Guichard 
Tauelli (1342—1375) schärften diese Verpflichtung wieder in ihren 
Synoden ein. 2) Das konnte aber ohne Unterricht, wenigstens im 
Lesen, kaum oder nur schwer erreicht werde». So entstanden.Pfarr-
schulen in Münster, Erncn, Morel, Ratcrs, Visp, St . Nikolaus, 
Naron, Lenk, im Contract von Sidcrs, in Ardon-Chamoson und in 
Martinach, und wohl noch in andern Dörfern des bischöflichen Wallis, 
in Liddes, Qrsicres, Bagiics, Scmbrancher, Saloan, Monthey-Col-
lombey, Vionnaz nnd Vonvry im favoi'schen Wallis, während der 
Adel seine Kinder mit jenen ihrer Ministerialen ans ihren Schlössern 
zu Gestein, Einfisch, Gradetsch, Ayent, Conthey-Saillon und Saxon 
unterrichten ließ. Von Sitten nnd St. Maurice war schon die Rede. 
Wir erhalten darüber Kenntnis durch häufige Legate au die Scho-
lareu der Pfarrdörfer in Tcftamcuten und Iahrzeitstiftnngen, deren 
eine Unzahl in den Gemeinde-, Pfarr- nnd Faniilicn-Archiucn und in 
gelegentliche» Sammlungen alter Urkunden mir durch die Häude lief. 
An mehreren Orte» wurde, wie schon bemerkt, nicht nur in der 
Volkssprache, sondern auch im Latein Unterricht erteilt, einer Sprache, 
welche bis zum Schlüsse des 18. Jahrhunderts im Lande ziemlich 
') Gieinauil, Documents Nr. 282. — «) Gr. Nr. 1154, 1104, 1324, • 
1482, lt)7(i und 1977. 
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geläufig war, so daß sich intelligente Bauern darin ausdrücken tonn-
ten. Ich selbst habe in jüugcru Jahren dem schlichten aber richtigen 
Latein greiser Landleute mit Freude gelauscht. 
Deu Unterricht erteilten bald Priester, bald Laien. Die Psarr-
schule zu Erucu ucrsahen im 14. Jahrhundert einer der zwei Vikare, 
zu Reiters, Visp und Lenk Altaristcn, zu Ulrichen und Gli3 erhielten 
Beguardcn (Eremiten, Waldbrüdcr) Legate mit der Verpflichtung, 
Knaben im Lesen zu unterrichten, zn Visp und Erneu auch Vcguiucn 
mit dem Auftrag, Mädchen, welche sich an sie wenden, im Lesen und 
in der Handarbeit zu unterrichten.^) Die Beginnen zu Erucn wur-
den 1339 zu einer klösterlichen Genossenschaft gesammelt^), nahmen 
die Regel des hl. Augustin an und setzte» von 1343 au bis gegen 
das Ende des 15. Jahrhunderts auf dem Gnadcubcrg zn Ficsch ihr 
Ordenslebcu fort.4) Ihre Schülerinnen wurden 1361 und 1389 
testamentarisch mit Gaben bedacht."). Ähnliches mögen die August-
iucriuneu zu Lenk im 13. Jahrhundert geleistet haben. 1359 stiftete 
Peter Lambaucr eine Pfründe zu Seilt; unter deu Obliegenheiten 
des Rektors steht auch der Unterricht der Knaben.6) 1346, 19. No-
vember, stiftete Johannes von Ernen die St. Margarctapfründe in 
Visp, deren Rektoren bis in die Gegenwart sich mit dem Primär-
unterricht in Visp zn besassen haben.7) 
Der Besuch der Pfarrschuleu war fakultativ. Wer, wie der 
Referent, gar viele Hunderte von Privatnrknndcn durchstöbert hat, 
staunt über die bedeutende Anzahl Männer ans den Pfarrdörfern 
— besonders in den obern Thälern, deren Bewohner mit jenen im 
Oberland und iu den Urkantonen in Sitte und Sprache stammucr-
wandt sind — welche im 15. Jahrhundert im Lese», Schreiben und 
Rechnen und in der lateinischen Sprache unterrichtet waren, Alte und 
Verträge selbst abschlössen und unterschrieben und in Prozessen ihre 
Angelegenheiten selbst verteidigten. Allerdings nimmt die Zahl der-
jenigcn, welche des Lesens und Schreibens kundig waren, um so mehr 
ab, je entfernter ihre Wohnung vom Pfarrdorf war. Wer Lust und 
Liebe zum Unterricht hatte, Ehreustelleu erlangen oder Handel treiben 
wollte, zog zu den wenigen Pfarrdörfern. Die Öffentlichkeit der Ge-
richte, die fast in jedem alten Pfarrdorf stattfanden, bot ihnen 
eine praktische Fortbildungsschule. So schwang sich Mancher bis zu 
deu höchsten Ehreustcllcn des Landes empor, ohne eine andere als 
>) Pfllir-Archivc von Älliinstcr, Natcis, Visp und Nrnen. — 2) Gr. 
Nr. 1742. — 2) Gr. Nr. 1762. — ') Gr. Nr. 1852. — *) Familien-Archw 
Schinner. — u) Bürger-Archiv von Leuk. — ') Auigcr-Archiv von Visp, D. 80. 
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feine Pfcirrschule besucht zu hnben. Das 15. Jahrhundert war 
übrigens auch der Oberwalliser Heldenzeitalter, ivetfte daher die Wiß-
bcssicrde, öffnete ihrem Handelsgeist neue Wege und bot ihnen im 
Kriegsdienst und in den vielen neuen Ämtern den ersehnten Lohn. 
Das Untcrwallis blieb keineswegs unthätig. Die Schulen von 
illtartinach und im Entremont lagen dem Kloster des St . Bernhards-
berges besonders am Herze», weil sie ans denselben ihren größten 
Nachwuchs erhielten. Gleiches Interesse hatte das Kloster von St . 
Maurice au den Schnlen uon St. Maurice und Bagnes und das 
Kloster von Abondance an den Schulen von Vald'Illicr und Gesteht-
Lutschen. Im übrigen bot der ..bcrgang der Unterwalliser aus der 
Herrschaft Sauoiens unter die Botmäßigkeit der 7 Fchnden wenig An-
derung, als daß nun die Schloßschulen aufhörten und hin und wie-
der Pfarrschnlen «ersucht wurden. 
Das Reislanfen und die innern Parteinngeu und Iwistigkeiteu 
des Laudes seit dem letzten Viertel des 15. Jahrhunderts brachten 
dem Schulwesen und Volksunterricht tiefe Schädigung. Im 16. 
Jahrhundert gieugeu viele Pfarrschnlen ein, andere wurden nur mehr 
uon recht dürftig gebildeten Laien gehalten. Die Stelle eines Dorf-
lehrers gicng oft als Erbstück vom Vater auf den Sohn über, wie 
z. B. in Enten, wo die Familie da Ney oder King über ein Jahr-
hundert die Dorfschule hielt, um sie dann für ein anderes Jahr-
hundert der Familie Siber abzutreten. Die Schule von Natcrs 
wurde nach dem wichtiger werdenden und handeltreibenden Brig ver-
legt. Im Mittel- und Unterwallis herrschten die unheilvollsten reli-
giösen Zerwürfnisse. Die protestantisch Gesinnten verlangten Lehrer 
ihrer Ansicht, die katholisch Gesinnten pcrhorcszicrtcn dieselben und 
wollten lieber keine als solche Schulen. Der damals sittlich tief gc-
fallenc, in Glaubenszweifeln befangene Klerus vieler Orte beküiu-
inerte sich nichts um Unterricht und Schule. Die Schulen giengen 
meistens ein, die Eltern waren auf Privatunterricht angewiesen, und 
welchen? Zwei bis drei Jahrzehnte später als anderwärts riß im 
Wallis dieselbe Barbarei ein, welche die übrige Schweiz, Deutschland 
und Frankreich zu beklagen hatten. 
* 
* * 
Eine bessere Zeit bahnte Bischof Hildebrand Iost an, der in 
seinem Kampfe um die weltliche Oberhoheit des Bistums fich fast 
aufrieb und schließlich unterlag, aber den katholischen Grundsätzen 
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zum Siege verhalf und sich seinen klaren Blick, was feiner Hccrdc 
not thue und ihr fromme, mitten unter allen Anfeindungen und 
Verfolgungen stets frei erhielt. Den 25. April 1626 hielt derselbe 
mit seinem Klerus, der auf den Iefuitcnschnlen zu Freiburg und Lu-
zern und im Lande selbst gründlichere Bildung erhalten und sich auch 
sittlich wieder hob, eine merkwürdige Diözesansynode mit heilsamen 
Statuten. Bezüglich des Unterrichts setzte er wörtlich folgendes fest: 
„Der Besuch der Priuatschulcu soll häufiger sein, als er sich jetzt 
unsern Augen darbietet, indem daraus dem christlichen Gemeinwesen 
der größte Nutzen entspringt. Wir verordnen daher, daß in grüßern 
Ortschaften die durchgängig zerfallenen Schulen wieder hergestellt, 
an jenen Orten aber, wo keine waren und noch keine sind, neue er-
richtet werden. Die Knaben (und auch recht viele Mädchen) sollen 
dort lateinisch, deutsch oder französisch lesen und schreiben lernen, 
wenigstens im Winter, wo die ungebildete Jugend die goldene Zeit 
mit muffigem Geschwätz und Spiel vertreibt. Die Lehrer sollen im 
katholischen Glauben fest stehen, weder (in der Glaubenslehre) ver-
dächtig noch andersgläubig, vielmehr rechtschaffene und in der Gott-
seligkcit ausgezeichnete Männer sein, damit dieselbe Frömmigkeit durch 
Wort und Beispiel auch der zarten Jugend zugeleitet und eingeträufelt 
werde, so daß sie daher, was sie als Kinder von den Müttern ein-
gesogen, nun auch von den Lehrern erhalten können zur größern Ehre 
Gottes und zum Heil des Walliscrlandes." *) 
Bei dem politischen Zerwürfnis des Landes konnte dicfes Dekret 
nicht sofort ausgeführt werden. Die Synodalstatuten selbst lourde» 
erst 1635 zu Freiburg gedruckt. Allein die Nachfolger Iost's auf 
dem Bischofssitze zu Sitten suchten diese Statuten, die in kirchlichen 
Dingen noch jetzt zu Recht bestehen, nach Kräften auszuführen. Der 
Klerus nahm sich der Schule immer mehr an und empfahl sie dem 
Volte, welches vielfältig die Notwendigkeit oder auch die Nützlichkeit 
des Vultsuuterrichtcs verkannte oder vor den Kosten desselben zurück-
scheute. Mancher Dorfmagnat hoffte auch ein unwissendes Volk leichter 
zu beherrschen. Die Vernunft brach sich aber doch Bahn. Die vcr-
fchrieenen uud gehaßten Jesuiten förderten den Vollsnnterricht mit 
Wort und Beispiel, hatten schon 1622 bis 162? den Primarnntcr-
richt in Sitten übernommen und versahen denselben später nach Er-
richtung der dortigen Kollegien in Brig und Sitten. Wohlgesinnte 
Priester und Laien stifteten Schulfonde und Schulpfründcn, uud solche 
Stiftungen galten seither als gottgefällige Liebesgaben. 
*) Constitutiones et décréta synodalia diœc. Sedun. e. IV. § 5, 
p. 55—56, neu herausgegeben, Regensburg, Pustet, 1883, Seite 35. 
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Die ersten Vollziehungen erhielt das Shnodaldetret des Bischofs 
Iost in St. Vtauricc und in dem ihm vorher so feindlich gesinnten 
Lenk. Die Stadt St. Maurice berief 1629 Cisterzicnserinnen aus 
der Kongregation der fauoischcn Bernardinerinncn zur Erziehung der 
wciblicheu Jugend. Diese verblieben dort jedoch nur 5 Jahre, zogen 
den 9. August 1634 zu gleichem Zwecke nach Monthcy und später 
nach dem benachbarten Collombch, Den 10. Mai 1643 erhielten sie 
vom Landrat die Vollmacht, auf den Ruinen des Schlosses der Herren 
von Arbignon zu Collombcy ein Kloster zu bauen *), setzten dort noch 
einige Zeit den Unterricht der Ätiidchcn fort, widmeten sich aber im-
mer mehr dem beschaulichen Leben, besonders seit der Gründung des 
Klosters der Ursulincriuucn zu Brig, und habeu erst in neuester Zeit 
sich wieder thätig am Unterricht der Mädchen beteiligt. 
Lenk besserte die alte, 1359 von Peter Lambancr gestiftete 
Pfrnndc wieder ans, mehrte den Schulfond und besetzte von 1632 
an bis auf die Gcgcinuart feine Schulmcisterstellc meist mit einem 
Priester. Thomas Oggicr war 1632 der erste Schulhcrr uou Lenk, 
überhaupt seit der Ncformatiouszcit der erste bekannte Priester, der 
eine für das Primarfchulwcfcn bestimmte Pfründe innc hatte. Bald 
folgte Visp, das um 1650 seine alte St . Margaretapfrüudc rcorga-
uificrte und ausbesserte und wieder mit einem Priester besetzte, der 
die Arbeit seiner uorrcfurmatorischcn Vorgänger, unter denen selbst 
Bischof Adrian I. von Nicdmattcn als junger Priester wirkte, — den 
Unterricht der Jugend — wieder auf sich lud. Auch anderwärts stiftete 
man Schulpfründen, — 1666 in Monthcy und in Bagnes, wo' vor 
der Reformation schon eine ähnliche bestand, 1700 in Simpeln, 1705 
in Morel, 1709 in Troistorrcnts, 1772 in Vionnaz, etwas früher 
in Ernen und noch 1835 in Glis und 1845 in Grengiols. An 
vielen andern Orten besserte man die bestehenden Kaplanei- oder 
Altaristcn- (Rektorat-)pfründcn aus und übertrug dem Bepfrüudeteu 
die Primarschule. Diese Pfründen bestanden meistens, neben dem 
llllfälligcn, geringen alten Zlltarfond, aus frommen Gaben für die 
Aushilfe in der Seelsorge, aus Iahrzcitstiftungeu und Schulfonden. 
Solcher Pfründen gab es seit dem 17. Iahrhunoert 54, wovon 29 
später zu Pfarreien erhoben wurden. Im letzter« Falle wurde eut-
weder der Schulfond vom Pfründefond getrennt und der Pfarrer 
hatte das Recht, für den Bezug der immerhin kleinen Schulzinse und 
allfälligcn Beilagen die Schule zu halten, oder der Schulfond wurde 
in Pfarrfond umgewandelt, und die Verpflichtung, für die Schule zu 
') ßroccard, Histoire du Vallais, p. 239, Fiiircr I. 362. 
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sargen, der Gemeinde überbürdet. Im Unterwallis hatten mehrere 
Pfarrer das Recht, den Lehrer von sich aus oder auf Vorschlag der 
Gemeinde zu wählen; ein heikles Recht, dessen sich die Herren herz-
lich gern eiitschlugeu. 
In allen diesen Pfarr-, Schnlherren- und Gemeindeschuleu wur-
den beide Geschlechter meist gemeinsam unterrichtet, wobei der Unter-
richt der Mädchen vielfach verkürzt wurde. An den meisten Orten 
begnügte man sich im Unterricht der Mädchen mit Lesen und Kate-
chismus; mancher Hausvater hielt nicht nur das Schreiben, sondern 
selbst das Lesen bei deu Mädcheu für überflüssig. 
Diesem Übelstaud suchte nun der großmütige und reiche Kaspar 
Stockalper nach Kräften abzuhelfen. Er glaubte feinem Eifer für 
des Volkes Wohl durch Erstelluug des Iefiiitenkollcginms und des 
Kapuziuerklofters in Brig noch nicht Genüge geleistet zu haben, son-
dern auch für die weibliche Jugend, wie einst St. Maurice und Mon-
thcy, etwas Ersprießliches leisten zu müssen. 16G1 berief er Schwe-
stern aus der Kongregation der Urfuliucriunen zu Bcfanyou nach 
Brig, übergab ihueu das Mctzeltcu'fche Haus, baute daran ein eigcnt-
lichcs, architektonisch gut ausgeführtes Kloster ucbst Kirche, umgab es 
mit, Gärten und schenkte namhafte Güter als Dote zweier feiner 
Töchter. Der Landrat genehmigte im Dezember 1662 provisorisch 
und am 9. Juni 1663 definitiv die Stiftung, nahm mit Bischof und 
Domkapitel die Genossenschaft in seinen speziellen Schutz und Schirm 
und gestattete derselben, frei nach ihren Ordcussatzungcu zu leben. 
Der Stifter des Klosters, Landfchrcibcr Stockalper, und die Gcfaud-
ten von Brig hatten den Schwestern ungeteiltes Lob gespendet, und 
alle gieugcu uou der Ansicht ans, in einem wohlgeordneten Staate 
sei nichts nötiger, als daß die Ingcnd beider Geschlechter frühzeitig 
in der Tugeud und in den nötigen Kenntnissen zu einem standcs-
mäßigen Leben herangebildet werde.'') Dieses Ursnlincrinncn-Klostcr 
blieb unter manchen Hindernissen und Gefahren, besonders in der 
helvetischen Zeit von 1798—1802, bis in die Gegenwart bestehen, 
errichtete ein Institut für Töchter besserer Staude und der In-
dustrielleu des ganzen Landes — selbst viele Töchter des mittlern 
und untern französisch sprechenden Wallis erhielten hier ihre Bild-
uug, besonders im 17. und 18. Jahrhundert, — hielt bis heute die 
Mädchenschule von Brig ohne andere Entschädigung, als daß es 
zur Gemeinde- oder Munizipalstcner nicht herangezogen wird, und seit 
1850 gegen ganz mäßige Entschädigung über ein Dutzend Mädchen-
') gerb. Wilh. Stockalper, Akte über die Klüstci von Brig, 1848. 
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schulen in Ncckingcu, Münster, Ernen, Fiesch, Ried-Brig, (M§, Vifp, 
Zermatt, Leus, in Leus, Gnmseln 2C, sowie die Normalschule für 
die deutschen Lehraintskandidatinnen. Es hat für das Unterrichts-
Wesen im Wallis viel geleistet und ist dafür mit der Liebe und Ach-
lima, der Behörden und des Voltes beglückt. 
Über den Zustand der Primarschulen seit dem 17. Iahrhun-
dert, insbesondere für die drei ersten Dezennien des 19. Iahrhun-
derts, geben uns reichliche Aufschlüsse die Beantwortungen von Frage-
bogen, welche infolge eines Landratsbeschlnsses vom Dezember 1825, 
an sämtliche Gemeinden versandt, im Jahr 1828 eingereicht wurden. 
Die Autworteu der Mehrzahl der Gemeinde« liegen vor im Staats-
archiv zu Sitten. Einige sind von lakonischer Kürze, andere bieten 
höchst interessante Einzclnhciten, denen manche obiger Angaben ent-
nommen sind. I n der folgenden Zusammenstellung ergänze ich sie 
mit anderwärts gesammelten Notizen. 
Im Jahr 1828 gab es im Wallis 212 Primarschulen, im 
Jahr 1881 — vor der letzten Landesausstellung — aber 471 ; die 
Zahl der Schulen von 1828 bildete also 45 % der Schulcnanzahl 
von 1881, und zwar bezirksweise in Goms 67 %, Entremont 58 % ' 
Martinach und Vifp 54 %, Lenk 50 %, St. Maurice 47 % , Eon-
thcy 45 %, Brig 43 %, Naron und Herens 42 % , Sidcrs 37 %, 
Monthc») 31 % und Sitten 24 % . 
Ein fast gleiches Verhältnis fand statt bezüglich der Schiller-
zahl. 1828 gab es ungefähr 7500 Schüler gegen 17,030 im Jahr 
1881, mithin ungefähr 44 % , und zwar wieder bezirksweise in 
Goms 67 % , (5onthei) 5 9 % , Martinach 5 4 % , Entremont 5 1 % , 
Monthcy 45 %, Vifp 43 %, Brig und St. Maurice 42 % , Herens 
40 %, Naron 38 % , Lenk 34 %, Siders 33 % und Sitten 28 % . 
Für die Bezirke Naron, Sidcrs und Herens ist der Prozentsatz nur 
ein ungefährer, weil die Angaben mehrerer Gemeinden zu unvoll-
ständig sind. Auch ist zu bemerken, daß die Bcvöltcruug seither in 
den einzelnen Bezirken verschiedenartig anwuchs, am wenigsten in 
Goms und Naron, am meisten in Monthch und Sitten. 
Viele dieser Schulen, besonders in den Bergdörfern oder Wei- -
lern größerer Pfarreien und Gemeinden, waren 1828 noch ganz 
neuern Datums. So bemerkt der Bericht von Orficres, vor 35 Iah-
reu, also anfangs der neunziger Jahre des 18. Jahrhunderts, — 
habe es in der Gemeinde nur eine Schule gegeben, jetzt seien ihrer 
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9, (1881 pu es 15). Ähnlich berichten ©embrancher, Bagnes, Mar-
tinach 2C, daß in manchen Weilern erst seit wenigen Jahren durch 
deren Bewohner Schulen errichtet wurden. Martinach hatte damals 
16, 1881 28, Sitten 5, 1881 21 Schulen oder Schulllasscn. I n 
einigen Pfarrdörferu war die Zahl der Schüler 1828 nicht viel gc-
ringcr als 1881, in Enten sogar ganz gleich, in Münster fast gleich 
groß. Am tiefsten stand gegenüber 1881 die Schülcrzahl in den ent-
ferntern Landgemeinden und Seitenthälern. Besonders fehlten die 
Mädchen. Vielfach wird geklagt, die Mädchen betrügen kaum einen 
Drittel der Schuljugend. 
Die Trennung der Geschlechter fand damals nur in einer klei-
nern Anzahl von Dorffchaftcn statt, an einigen derart, daß das 
eine Geschlecht vormittags, das andere nachmittags die Schule besuchte. 
Mädchenschulen mit Lehrerinnen gab es nur in Brig, Sitten, Marti-
nach-Stadt und -Burg, iu Scmbranchcr, Bagnes, Orsicrcs und St . 
Maurice Es kam auch vor, daß derselbe Lehrer täglich an zwei 
Orten Schule halten mußte, — so der Lehrer uou Port-Valais vor-
mittags in Euouettes, nachmittags in Bouverct; ja der Lehrer von 
Revcrculaz hielt selbst in drei Weilern täglich Schule. 
Das Lchrerpcrsonal bestand 1828 ans 2U2 Lehrern und 11 
Lehrerinnen, unter letzter« zwei Ursulinerinnen von Brig, unter den 
Lehrern 73 Priester. Im deutschen Wallis waren neben 11 Lehrern 
aus dem Laicnstandc 52 Priester, unter ihnen 22 Pfarrer, im Mittel-
Wallis 14 Priester nnd 38 Laien, im Unterwallis 7 Priester und 
90 Laien. Im Ganzen waren daher mit dem Lehrfach der Primär-
schulen betraut 1828 73 Priester und 139 Laien, 1881 aber 11 
Priester, 237 Lehrer und 223 Lehrerinnen. 
Die Besoldung des Lchrpcrsonals war eine minime, wobei je-
doch nicht zu vergessen ist, daß 1828 die Lebensmittel mehr als zur 
Hälfte wohlfeiler, die Bedürfnisse anspruchsloser waren. Die Schul-
Herren bezogen 400 (in Bagnes) bis 580 Franken (in Lenk), mußten 
aber, bis 8 Monate Schule halten und auf Verlangen Unterricht im 
Latein geben. Die Pfarrer, Vikare und die Rektoren von Altären 
oder Kapellen bezogen den kleinen Zins des Schulfouds, wo ein 
solcher vorhanden war, oder hielten auch nncntgcldlich, gegen Liefe-
rung des Brennholzes, drei bis vier Monate im Winter Schule. Die 
bischöflichen Visitationsakte bezeichneten diesfalls die Höhe der vor-
handcncn Schulfondc, die Dauer der Schule — drei bis vier Mo-
nate, — und die Unterrichtsgegcnständc, — neben dem Katechismus 
Lesen, Schreiben und Rechnen, — oder mahnten die Pfarrgemeiuden, 
sonst für den nötigen Schulunterricht aufzukommen. Iu mehrere« 
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Thälern und SBcvgcit, besonders bei beut allgemeinen Niedergang der 
sozialen Ordnung seit der Mitte des 18. Jahrhunderts, wo Burger-
und Schntzentrnnke und Militärleu die Hauptsorge war, bekümmerten 
sich die Genieindeu gar nichts um den Priinarnnterricht; dafür, mein-
teu sie, mögen die Seelsorgspriester sorgen. Wollten diese mit eini- { 
gern Erfolg den Religionsunterricht erteilen, so waren sie gezwungen, 
die Kinder anch wenigstens im Lesen zu unterrichten. So mancher-
orts im Ober- und Mittelwallis. 
In Ortschaften, wo keine Geistlichen waren, die eine Schule 
halten konnten oder wollten, unterblieb mitunter die Schule, Die 
Eltern, die ihren Kindern Unterricht «erlangten, sandten dieselben 
in die Schule des' Pfarrortes, oder verstand igten sich unter einander 
Über die Besoldung eines Lehrers und legten so nach und nach aus 
freiwilligen oder testamentarischen Waben einen leider nur ungeuügen-
den Schulfoud zusammen. Es gab auch Wohlthäter, wie z. B. in 
Ayent und Füllt) 2C, die aus ihrem,PriuatUermogeu die Schulaus-
gaben bestritten. Oft gestatteten die Bischöfe, einen Teil der Bruder-
schafteu, besonders jener der im ganzen Wallis sehr verbreiteten des 
hl. Geistes, und der Kapellen der kleinern Ortschaften an die Orts-
schulen zn verwenden. Die Gemeinden als solche leisteten durchgehend^ 
wenig oder gar nichts, entschuldigten sich mit Mangel an Gemeinde- ! 
einkommen, Unglücksfällen, Armut der Bevölkerung, oder weigerten 
sich anch förmlich, aus ihren Erträgnissen die Schulen zu unterstützen. 
Nur Sitten, Brämis, St. Maurice und Bouvry besoldeten 1828 das 
Lehrerperfonlll aus dem Gemeindeeinkommen. 
I n einigen Gemeinden des Goms zahlten die Eltern für jedes 
ihrer Schulkinder ein mörfingcr Pfund ( = Fr. 1.93), in den Be-
zirken Rarou und Lenk 6 Batzen, im Untcrwallis 4 bis 8 Batzen. 
So gestaltete sich eine bunte Skala der Lehrerbesoldungen. Ayent 
zahlte den Lehrern in den Weilern je einen Louisd'or ( = 23 Fr.), 
dem Lehrer im Pfarrdorf 2 Louisd'or, Eonthey 23 bis 78 Fr., 
Fully 32 bis 58 Fr., Liddes 43 bis 72 Fr.; die Gemeinden in 
der Ebene des Untcrwallis 50 bis 120, Saxon 130, Monthcy 138, 
St. Gingolph 184, Martinach 10 (!) bis 325 Fr.. Orficrcs für 9 
Lehrer zusammen 522, Salvan für 5 Lehrer 052, St. Maurice der 
Lehrerin 184, dem Lehrer 575 Fr. und Sitten jedem Lehrer 22 
Louisd'or oder 510 Fr. I n Balmaz erhielt der Lehrer täglich von 
Haus zu Hans die Kost und 4 Batzen Gehalt. So mag cs in manch 
andcrm Orte ausgesehen haben. 
Dem Lchrcrgehalt entsprechend waren nun auch die Anforde-
rungcn an das Lehrpersonal und seine Leistungen. I n kleinern Orten 
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forderte man von ihnen geläufiges Lesen, gefälliges Schreiben und 
im Rechnen einige Kenntnisse der 4 Spezies, in größern und ältern 
» Pfarrdörfern überdies Kenntnis der Sprachlehre, Bekanntschaft mit 
Landkarten, und im Unterwallis häufig Kenntnis im Choral oder 
Plainchant. Man betrachtete übrigens die kleinen Sektions- oder 
Dorfschulen in Weilern ausgedehnter Gemeinden oder Pfarreien 
blos als Vorbereitungsschulen; die fähigern Schüler sollten nachher 
die Pfarr- oder Hauptdorfschule besuchen, «o ihnen ein erweiterter 
Unterricht, besonders in der Sprache, im Rechnen 2c. geboten wurde. 
Ans diesen giengen wieder neue Lehrer für die kleinen Sektions-
schulen hervor. Die größer» Schulen wurden von Lehrern gehalten, 
die entweder eine klassische Bildung genossen hatten, wie Priester, 
Notare, invalide Offiziere, oder die unter der unmittelbaren Leitung 
eines Geistlichen standen. Solche gaben sich die Mühe, selbst Lehrer 
zu bilden, da im Lande keine Normalbildungsanstalten bestanden. 
Ich würde ungerecht sein, wenn ich nicht einige wenige Man-
ner bezeichnete, welche vor und um 1828 für die Schulpflege und 
die Bildung des Lehrpersonals vorzügliches geleistet haben. Es find: 
1. D o m h e r r Joseph A n t o n B e r c h t o l d 
Geboren 1780 zu Greich iu der Pfarrei Morel, starb er zu 
Sitten als Dekan von Valeria 1859. Schon als Pfarrer von Lenker-
bad — 1803 bis 1816 — nahm er sich eifrigst der dortigen Dorf-
schule au, vereinigte die bessern Schüler zur Aufmunterung zu einer 
Musikgesellschaft, die seither fort bestand, und bildete einige fähigere 
Knaben sorgfältig aus, welche ihn dann iu der Primarschule ersetzten, 
' als er in Leukerbad selbst und zn. Gerunden sich mit der Bildung 
der Priesteramtstandidaten beschäftigen mußte. 1816 zum Stadt-
Pfarrer von Sitten gewählt, bemerkte er mit Betrübnis, wie daselbst 
das Primarschulwesen darniederlag. Es befand sich eine einzige 
Schule in der Stadt, deren Lehrer, meistens ein Priester, vom Staate 
aus dem alten, vor der Ankunft der Jesuiten gesammelten Schnlfond 
besoldet wurde. Diese Schule genügte nicht mehr; für die franzüsi-
sche Sprache war keine Sorge getragen, die deutsche zu wenig be-
handelt; der Unterricht der Mädchen mit Ausnahme des Katechismus 
und etwas Lesens so zu sagen nul l ; das Rechnen wurde nicht geübt. 
Große Schuld lag au deu Eltern, die sich vielfach für den Schul-
unterricht indifferent stellten, Berchtold setzte sich nun mit der Stadt-
Verwaltung in Verbindung und fand guten Willen und thätiges Eut-
gegenkommen. Da das Gesuch des Stadtrates au den Staatsrat, 
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ihnen das alte Schulfundum für Primarunterricht zurückzustellen oder 
neue Lehrer zu besolden, abschlägig beschiedeu ward, beschloß der 
Stadtrat 1819, je einen Lehrer uud eine Lehrerin- für die deutsche 
und für die französische Sprache anzustellen und aus der Stadttasse 
zu bezahle». Die alte Schule dauerte fort als obere Knabenschule 
und als Vorbereitung auf das Gymnasium. Pfarrer Berchtold wählte 
nun das Lchrpcrsoual, unterrichtete dasselbe pädagogisch, überwachte 
und leitete die Schulen uud erzielte damit Lehrer uud Lehrerinnen, 
welche für längere Zeit die Schulen Sittcns zu den besten des Lan-
des erhoben. Die Eingabe des Stadtrates oou 1828 spendet Herrn 
Pfarrer Bcrchtold für seinen Eifer und seine Erfolge in der Erwei-
tcrung des Lehrstoffes und im Fortschritt der Kenntnisse bei den 
Schülern hohes Lob — « qui par son influence éclairé — a to-
talement changé la face des écoles et — qui continue à leur 
donner des nouvelles impulsions ». Berchtolds Verdienst ist es 
auch, die Landesbehorde auf die Notwendigkeit eines Unterrichts-
gesetzes hingewiesen zn haben; von ihm giengen die Vorbereitungen 
und der Entwurf desselben aus. Er war auch der erste, der die 
Handarbeit in den Mädchenschulen einführte. 
2. Chorherr Nausis aus dem Kloster des großen 
St . Bernhard 
Dieser ordnete zuerst das Schulwesen in Vouvry, erweiterte 
den Schulunterricht, verlängerte die Schuldauer, führte neue Fächer 
ein — Geographie, Kirchen-, Walliser- und Schweizer-Geschichte, ein-
fache Buchhaltung und kleine Oeschäftskorrespondenz —, teilte die 
Schule in 4 Abteilungen, deren 1. das Lesen, die 2. Schreiben und 
Orthographie, die 3. Biegungsformen und Satzlehre, die 4. die freien 
Aufsätze lernen mußten, uud wußte, was die Hauptsache ist, die El-
tern für die Schule zu gewinnen. Nach Orsieres versetzt, setzte er 
diese Methode so viel wie möglich fort, veranlaßte die Gründung 
einer Mädchenschule, bildete selbst die Lehrer, besuchte häufig jede, 
auch die entferntesten Schule», teilte die Kinder selbst in Abteilungen 
ein uud gab nicht nur Réglemente für die Schüler, sondern auch für 
die Lehrer, welche sämtlich jede» Sonntag bei ihm erscheinen, Rechen-, 
lehnst ablegen und Anordnungen für die Woche entgegennehmen muß-
teu. Sein Beispiel,und sein Eifer bewirkte, daß auch Nachbargemein« 
den, wie Vionnaz, Collombeh und Monthey, Sembrancher, Bagnes 
und Liddes den Mut faßten, die Schuldauer zu verlängern, den 
9 
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Unterrichtsstoff zu erweitern und zu vervollkommnen. Die Berichte 
von 1828 sprechen auch ihm ungeteiltes Lob aus. 
3. P f a r r e r F r a n z M a t h i a s B l a t t e r i n Müns te r 
Geboren zu Reckingen 1782, starb er als Domherr zu Sitten 
1846. Auf seinen frühern Pfarreien Mund, Reckingen und Morel 
fand er nicht das nötige Entgegenkommen. 1826 Pfarrer von Münster 
geworden, begann er sofort die Reform der Schulen seiner 3 Dörfer, 
wählte die Lehrer selbst und bildete sie; er besuchte die Schulen hau-
fig, die Pfarrschnle zwei bis drei mal zur Woche, bezeichnete den 
Stoff des Unterrichts und der Aufgaben, prüfte selbst die Schön-
schrift, das Diktat, die Aufsätze und Rechnungen, drang darauf, daß 
Ovcrbergs Methode eingehalten werde, stellte als Regel auf: jedes 
Kiud vom 8. bis zum 16. Altersjahr ist schulpflichtig und darf ohne 
Prüfung und Entlassungsschein nicht austreten; der Lehrer darf keine 
Strafe ohne Boriuisscn des Pfarrers verhängen und hat genau Ab-
seuzcu und Fartschrittsnoten einzuliefern. Er fand volle Unterstützung 
bei seinen Pfarrgenossen und hob die Schule dort oben für lauge 
Jahre. 
Auch das Lchrerpcrfoual in Brig, meist Priester, seit 1815 
Mitglieder der Gesellschaft Jesu, unter denen Bruder Dictz noch jetzt 
im Andenken lebt, und Ursulincrinncn für die Mädchenschule, — 
nahm theoretische uud praktische Sprachlehre, Kopf- und Tafclrcchncn, 
Geographie und Geschichte in den Lehrplan auf, vergaß aber dabei 
nicht die Erziehung der Kinder durch Lehre und Beispiel, Freund-
lichkeit und Liebe, Ordnung und Ruhe, Milde mit Strenge gepaart, 
wie der Bericht des Stadtrates von 1828 bezeugt. 
Außer den vorgenannten Ortschaften ward Sprachunterricht auch 
iu Erneu, Ficsch, Glis, Bifp, Raron, Lenk, Saillon, Iscrables, Riddcö, 
Saxon, Martinach-Stadt und -Burg, Boucrnicr, St. Maurice, Mas-
sougex und Vald'I l l icr erteilt und in mehreren größern Schulen des 
Untcrwallis die biblische Geschichte gelehrt. I n den sogenannten 
Sektionsschulen hingegen begnügte man sich mit Katechismus, Lesen 
und etwa auch mit Schönschrift; das Rechnen wurde vielerorts un-
terlassen. 
Bezüglich der Schuldauer herrschte wieder eine große Mannig-
faltigkcit. Während in Sans die Schulen nur 6 Wochen zu 4 Stuu-
den, in Vispcrtcrinincn, Staldcn, Türbcl und andern Gemeinden des 
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Vispcrthales, in Gampcl, Ersmatt und Ergisch, im Ginfischthal, in 
Plaii-Couthcy und Vctroz nur 2 bis 3 Monate zu 3 bis 4 Stunden 
dauerten, dauerten die meisten Schulen der Zehnden Raron, Morel,, ,. 
Lcut, Sidcrs und ©ring und die der Sektionen im Unterwallis von. ^ ' ' 
Anfang Dezember bis Ostern zu 3 bis 5 Stunden, jene der Zehnden 
Ooms, Brig, mehrere der Bezirke Visp, Sitten und Contheh, ploie-
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die Mehrzahl der größer« Schulen des Unterwallis von Anfang No-
oernber bis Ostern mit 4 bis 6 Stunden, in Brig, Lcuk, Sitten, 
St. Maurice, Scmbrancher, Voiwry und St. (siugolph 7 bis 8 Mo-
nate und in Monthch, Collombey nnd Vionnaz bis 10 Monate zu, 
ungefähr 6 Stunden. Dabei wird aber _  geklagt, daß nach Ostern 
nicht mehr die Hälfte die Schule besuche. Überhaupt wird über viele 
Absenzcn auch im Winter Klage geführt (am wenigsten in den Be-
zirlen Montheh, St . Maurice und Goms), und die Schuld meist 
den Eltern zur Last gelegt. Aber es fehlte auch an den Gemeinde-
behörden, welche die Leitung nnd Aufsicht den Pfarrern überließen, 
bereu viele ihres Eifers wegen sehr gelobt, andere auch getadelt 
wurden 
Die Abscnzeu wurden mir iu Mouthcy, Vionnaz nnd Vouvry, 
von der Gemeindebehörde bestraft, in Monthey täglich um 1 Batzen, 
und wer sich weigerte, die Schule zu besuchen, bei der ersten Mahn-
ming um 4, bei der zweiten um 8, und bei der dritten um 16 alte 
Schweizerfranken. Einige Gemeinden ernannten auch Inspektoren, 
welche wenigstens monatlich die Schulen zn besuchen hatten. Münster, 
Brig, Lcuk, Sitten, Salins, Scmbrancher, Bagnes, St . Maurice, 
Monthey, Vionnaz, Vouvry und Port-Valais unterwarfen die Schüler ( 
einem bis zw ci Examen und teilten am Schlüsse des Schuljahrs zur 
Aufmunterung Preise aus. Fortschrittsnoten wurden nur an wenigen 
Orten aufgenommen. 
Hinsichtlich der Zahl der Jahre, in denen die Kinder die Schule 
besuchten, sind die Angaben unzureichend. I u bessern Schulen des 
Oberwallis erstreckte sich die Schulpflicht vom 8. oder 9. bis zum, 
15. oder 1(>. Altersjahr. Manche wurden früher entlassen; viele 
sagten der Schule Lebewohl, sobald sie ihr Brod verdienen konnten, 
der Pfarrer hatte mit seinen Mahnungen das Nachsehen; die Eltern 
und Hausgenossen waren froh, einen weniger in Beköstigung zu haben. 
Es erübrigt noch ein Wort über die Schulbücher. I n den 
kleinen Schnlcn begnügte mau sich mit dem ABE-Büchlein, dem 
Katechismus und dcn beliebigen Gebetbüchern, wie sie jedes Kind 
mitbrachte. I n den größer» Schulen des deutschen Landcsteiles ka-
inen noch hiezu Braudcubcrg und ähnliche Lesebücher von Luzcrn^ 
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•St. Urban 2C, die kleine biblische Geschichte Christophs von Schmid 
und Amstllllds Sprachlehre, im französischen Teile: Principes de 
lecture par Lestivant, Catéchisme historique par Fleury, Gram-
maire française et le Fabuliste par L'homond, etc. Geschrie-
bene Bücher, Briefe und ähnliches ersetzten zum geringen Teil das 
Übrige. 
Aus der obigen Zusammenstellung ergiebt sich, daß das Primär-
schulwesen am Ende des ersten Quartals des gegenwärtigen Jahr-
Hunderts im Unterwallis, besonders in den Bezirken Mouthep und 
Entremont im allgemeinen bedeutend besser bestellt war, als im Mittel-
und Oberwallis. Das Volk des Unterwallis befand sich in dem that-
kräftigen Jünglingsalter der erworbenen Freiheit und Selbständigkeit, 
während sich des Mittel- und Oberwalliseroolkes infolge der Unglück-
seligen heluetisch-fränkischeu Inuasion um die Wende des Iahrhun-
derts, des Verlustes ihrer Gemeinden- und Zehndenfreiheiten und der 
napoleonifcheu Bedrückung und Aushebung der besten Mannschaft, 
mit einem Wort — infolge des gänzlichen Zusammensturzes aller 
frühern Zustände und Rechte eine bedauernswerte Gleichgiltigteit und 
Apathie gegen alle idealen Güter bemächtigt hatte. Schade, daß im 
Unterwallis manche aufblühende Gemeinde sich mit ihren Seelsorgs-
Priestern überwarf, und der Klerus im Ober- und Mittelwallis teils 
keine oder nur geringe Unterstützung fand, teils auch sich von der 
allgemeinen Lethargie anstecken ließ. Jedenfalls trat der gebildetere 
und umsichtigere Teil des Klerus entschieden für die Volksbildung 
im Rahmen der Möglichkeit und des Bedürfnisses ein; selbst die Je-
suiteu hielten auf ibreu Volksmissionen, wie viele Ohrenzeugen mich 
versicherten, eigens recht eindringliche Predigten, worin sie den Eltern 
liud Gemeindebehörden die Pflicht einschärften, für eine gediegene 
Schulbildung zu sorgen. Ungerecht ist der Vorwurf, daß im ganzen 
die Geistlichkeit des Wallis der Entwickelung der Schule abhold war. 
Das niuß festgenagelt werden: Ohne den Eifer und die Opfer des 
Klerus hätte es damals nur in einigen fortschrittlichen Gemeinden 
nnd in wenigen alten Pfarrdörfern, wo ein für damals hinlängliches 
Schulfond vorhanden war, Schulen gegeben. 
Man würde jedoch ganz fehl gehen, wenn mau aus dem klag-
lichen Zustand der Volksschulen in den drei ersten Dezennien des 
19. Jahrhunderts eben so abfällig auf die früher« Zustände schließen 
wollte. Daß es mancherorts früher viel besser stand, mögen neben 
dem oben Berichteten zwei persönliche Erfahrungen beleuchten. 
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Der Schreiber dieser Darstellung lernte Geographie und etwas-
Geschichte im 11. und 12. Lebensjahr von einer schlichten 'Franens-
Person, welche um, 1790 die Pfarrschule uon Grnen besucht hatte. 
Ihr Vater hatte ihr damals zur Aufmunterung einen ziemlich um-
faugreicheu Atlas mit einem Lehrbuch der Geographie geschenkt. Bei-
des hütete sie wie eincu Schatz, um die Ihrigeu daraus zu uutcr-
richten. Am meisten schmerzte die treue Seele, daß das alte römische 
Kaiserreich deutscher Nation zertrümmert ward. 
Als ich die Primarschule uou Enten besuchte, unterrichtete uns-
der Lehrer, der uon Domherr Mathias Blatter pädagogisch gebildet 
war, fast in sämtlichen jetzt üblichen Fächern. Mancher Mitschüler 
brachte alte, sehr umfangreiche Schriftuorlagcn, die wir den Pum-
periiir oder Pumpcrnickl nannten, die aber vom Lehrer der alter-
tiimlichen Sprache und Schriftzüge wegen zurückgewiesen wurden. 
Um so begieriger lasen und kopierten wir dieselben. Es gab solche 
nicht nur des 18., sondern selbst der 2. Hälfte des 17. Jahr-
Hunderts, Man fand sie früher mehrfach im ganzen Goms; sie-
entstammten aber der Pfarrschule von Eruen und trugen vielfach 
die Jahreszahl und den Namen des Verfassers. Sie hatten einen 
Umfang uon 120 bis 200 Seiten Qucroktav, enthielten deutsche und 
lateinische Kursivschrift, Antigua und Fraktur für Buchstaben und 
Ziffern mit hübschen Initialen, und zwar derart, daß die Kalligraphie 
methodisch zu immer schwierigerem übcrgicng. Selbst gefällige Signete 
zur Unterschrift und Zeichnungen für Feldmesser« fehlten nicht. I n 
buntem Gemisch ist Ernstes mit Scherzen, das religiöse Lied mit 
Sprnchverscn, Volkswitzen und Volksliedchen vermengt. — Der In-
halt schmiegt sich größtenteils in drei bis vier Jahrgängen an die 
religiösen und bürgerlichen Festlichkeiten des Winters, beginnt gewöhn-
lich mit Schnlrcgcln in Knittelversen, bringt zur Advent- und Weih-
nachtszeit in kurzen Sprüchen das Notwendigste von den vier letzten 
Dingen, von den sieben Sakramenten, uon den leiblichen und geistigen 
Werken der Barmherzigkeit, geht dann uon Liedchen an Maria und 
das Iesukind — zu Fastnachtscherzen über. Gin mir vorliegendes, 
aber nicht mehr vollständiges Exemplar uon 1778—1781 erinnert 
an den blinden und doch sicher treffenden Tod, und plötzlich heißt es:, 
„Ehen undt Trinke» lustig mit ehren, 
Tis tan u»s gwitzlich nihmanl» wehren, 
Ter junge Faßnacht uns disses uoischrcivt, 
Vndt ist uns jährlich ein fröhliche Zeit. 
Trum gehet ictj hin ihr meine Lchrknndcn, 
Nßct undt trinkt, bis 12 thitot schlagen." 
Es folgen Gedanken über den Aschermittwoch, dann: 
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„fiici), bi, da, do, — wie diu i icfc froh, 
Tic Mutter läuft schon mit der Pfannen, 
Der Küchcltag ist heut vuihannen." (Die alte Fastnacht,) 
Der Lehrer führt nun die Schüler in deu Garten und lehrt 
sie die Schönheit der Blumen und die Nützlichkeit des Gemüßes kcnueu 
,und meint: 
„Ter kostlicht Garten mag dein Hcrz wohl seyen, 
Wnn der Unschuld Rosen undt Gilgicn drin blicjcn"; 
zeigt ihnen im Baumgartcn die verschiedenen Fruchtl'äumc, licrgiht 
dabei aber die Prügel der Budcu uicht, noch auch den Birtcnbaum 
und sagt: 
„Ter Birchuanm tragt ouch gnotc frucht, 
Wan si wird drancht zili Äindcr-Zncht, 
Sic macht froin undt ghorsamc Knaben; 
Glick zno! die selbe offt thnond haben." 
I n andern Jahrgängen zeigt er ihnen die Arbeiten des Feldes, 
— Freud und Lust auf deu Alpen, oder durchmustert alle dortigen 
Handwerke mit Scherz und Ernst. Daß die Geheimnisse der Lhar-
und Osterwoche nicht übergangen werden, versteht sich uon selbst. 
Am Schlüsse meint er, das größte Glück sei: 
„Vin giettigcr Gott, — ein Trcnwcs Weyb, 
Gin gesunder 2ei)b, — ein seliger Todt." 
und empfiehlt: 
„Naß du dich abgibst immerdar 
3Jlit schrcybcn, lesen das ganzc J a h r ; 
Tan ein mahl lchrncn, hcrnnch ucrgcsscn, 
Is t nit dcm Lchr-Meystcr zno zuo messen." 
Wahrlich, diese alten Pädagogen sind nicht ganz in die Ecke 
Zu stellen. 
Il 
Z N 5 N n t e r r i c h t s w e s e n i n t W a l l i s seit de»n G r l a ß 
deo ers ten KHulgefe tzes vom 15 . Z e z e m b e r 1 8 2 8 
1. Gesetzgebung 
Die Verfassung des Kantons Wallis vom 12. Mai 1815 ent-
hält über das Untcrrichtswcscii nur den Art. 56 : „Der Staat ist 
mit den Unkosten des öffentlichen Unterrichts in den Kollegien von 
Sitten, Vrig und St. Vtoritzcn beladen." Das Lehrcrpersonal dieser 
Kollegien, die Jesuiten in Sitten und Vrig und die Chorherren in 
St. Maurice sind also in ihrem Stndiengang nicht gehemmt. Hin-
gegen blieb der Elementarunterricht der Sorge, der Eltern, der Ge-
meindcn und des Klerus überlassen. Die Beantwortung der regiermigs-
rätlichcn Fragebogen uou 1828 durch die Gemeinden wies schlagend 
das Bedürfnis nach, gesetzgeberisch in das Unterrichtswcscu besonders 
der Primarschulen einzugreifen. So erschien das erste Unterrichts- • 
gefetz des Kantons Wallis unter dem Titel: „Dekret über deu Primär-
unterricht vom 15. Dezember 1828."*) 
Dieses Dekret betont zum Voraus die Notwendigkeit der Er-
Ziehung; dazn sei das beste Mittel „die Errichtung guter Elenientar-
schulen, wo die Kinder in Kenntnissen der Religion, in der Tugend-
liebe und Erlernung der Grundlagen menschlicher Wissenschaft, welche 
in den verschiedenen Umständen des Lebens nützlich sein können, ge-
bildet werden." Schon dieser Satz verrät den Verfasser des Ent-
wurfs, Pfarrer Berchtold. — Gleich der erste Artikel befiehlt die 
Errichtung von Elementarschulen und der Artikel 5 bestimmt als Mi-
uimuul wenigstens eine Schule in jeder Pfarrei; mehrere find er-
wünscht oder können vom Staatsrat angeordnet werden; derselbe 
kann aber auch mehrere Gemeinden zu einer Schule vereinigen, 
„außer die Gemeinde habe das nötige Kapital zur Bezahlung eines 
Schulmeisters." Die Uncntgeltlichkcit des Unterrichts ist nur für 
') Sammlung der Gesetze, Tekrete und Beschlüsse des Kantons Wallis. 
5. Vd. S. 236—254. 
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Pfarreien )^ ausgesprochen, welche hiezn Hilfsquellen besitzen; in Ab-
gang derselben dürfen die Eltern besteuert werden. (!) 
Auf die übrigen Bestimmungen kommen wir zurück. Die ein-
zelueu Bestimmungen basieren auf einer ziemlich richtigen Erkenntnis 
der Notlage; die Absicht war lobenswert; aber in der Auswahl der 
Mittel gicug mau eben nur versuchsweise voran und setzte manches 
fest, was im bisherigen Schulgange fast keine Anhaltsmuiktc hatte. 
Dazu kam, daß das ganze Gesetz zwischen zwei ganz divergierende 
Lebcnsanschlluungcn hinein gestellt ward und so keiner entsprach. Denn 
das Dekret wurde allgemein Herrn Domherrn Aerchtold zugeschrieben, 
der unter der Landgcistlichkeit spärliche Freunde zählte, so das; die 
Ausführung ohne Nachdruck blieb, obwohl das bischöfliche Ordinariat 
dafür eintrat; anderseits erschien das Gesetz den liberalen Anschan-
ungen, die schon viel früher Platz gegriffen hatten und seit 1830 
immer zahlreichere und feurigere Anhänger fanden, viel zu wenig weit-
gehend und zu klerikal. So geschah es, daß vielerorts hüben und 
drübeu die Gemeinden und Ortsmatadoren sich durch das Gesetz wenig 
beirren und behindern liehen und dasselbe nicht in's Leben setzten. 
Immerhin bildete das Dekret eine Grundlage für spätere Gesetze und 
wurde an mehreren größern Orten nach Möglichkeit ausgeführt, und 
darf daher als ein bedeutender Fortschritt begrüßt »vcrdcn. 
Die liberale Legislative von 1839 und 1840 arbeitete nun 
ein neues Unterrichtsgcsetz aus, das aber von den Obcrwalliscrn und 
ihren Freunden im Untcrwallis als liberal bekämpft wurde. Das 
Gesetz trat kaum in Kraft, so erlitt es 1842 eine teilweise Umäu-
dcrung und wurde dann ersetzt durch „die Anordnung für die Pri-
marschulcu vom 18. September 1845", welche am 1. November 1845 
in Kraft trat und nach zwei Jahren revidiert werden sollte. Dieses 
Gesetz beruht auf folgenden Grundlagen, die teilweise demjenigen von 
1840—1842 entlehnt waren, Artikel I. Jede Gemeinde hat so 
viele Schulen zu eröffnen, als notwendig sind, allen ans ihrem Gebiet 
wohnenden Kindern den Primarunterricht zu erteilen. Es können sich 
auch mit Ermächtigung des Erzichungsrates mehrere Gemeinden dazu 
vereinigen. Artikel 2. Jeder Kantonsbewohncr ist verpflichtet, die seiner 
Obsorge anvertrauten Kinder in die Primarschule seiner Gemeinde zu 
schicke», außer er verschaffe ihnen den Primarunterricht durch ein an-
deres vom Bczirksschulinspcktor genehmigtes Mittel. Alle Primär-
') Schon hier wie in vielen spätern Verordnungen werden Gemeinde 
und Pfarrei vermengt, was bei ihrem oft ganz verschiedenen Umfang seit dem 
16. Jahrhundert, besonders im Oberwallis, nur lähmende Zweideutigkeiten znr 
Folge haben mußte. 
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schulen sind der allgemeinen Schuluevwaltung unterworfen. Artikel 3. 
Der Prhnarnnterricht steht unter der Leitung des Erziehungsrates 
und dieser unter Aufsicht des Staatsrates und des Hochwst. Bischofs. 
Diese „Anordnung" enthält in den einzelnen Bestimmungen 
reiches Detail, welches sich ziemlich eingelebt haben muß, da es teil-
weise noch heutzutage, besonders iu der Methodik, im Oberwallis 
ciugchaltcu wird. Die spätern, hierin weniger umständlichen Gesetze 
scheinen es beibehalten oder geduldet zu habe». Das Schulwcseu 
wurde damals wie früher dem Departement des Innern zugeteilt, 
und dieses ermangelte nicht, im Amtsbcricht vom 17. Oktober 1845 
die Lehrbücher für dcu Primarnntcrricht zu bezeichnen und eine Ror-
malschule für Lehrer vorzubereiten, welche vom Großen Reit den 7. 
Mai 184« auf den 18. August desselben Jahres angeordnet wnrdc.^) 
Bevor die zwei Jahre zur Nevidicruug obiger „Anordnung" 
verstrichen waren, brach der Sondcrbnndskrieg ans. Der Fall des-
selben und die darauffolgende Einsetzung einer provisorischen Negier-
ung bewirkten eine plötzliche llutcrbrcchung jeglichen öffentlichen Unter-
richtcs. Durch Beschluß dieser provisorischen Regierung vom 9. De-
zember 1847 wurde der Jesuitenorden im Wallis aufgehoben, feine 
Ordcnsmitglicdcr verliehen die Schweiz, feine Kollegien iu Sitten und 
Brig stunde« leer; St. Maurice entließ notgedrungen bei dem Einzug 
der eidgenössischen Truppen für einige Zeit seine Zöglinge. Bei dem 
hochgradigen Benehmen der Bcsatznngstruppcn und der siegenden 
politischen Partei dachte das Volk ebensowenig an die Schulen als 
die provisorisch eingesetzte Ncgicrnng, die von andern Sorgen absor-
biert war. 
Der Staatsrat, welcher von dem im Januar 1848 gewählten 
großen Rat als Vollzngsbehördc betraut war, bezeichnete Herrn Dr. 
Tlaiuaz zum Vorstand des von der Verfassung vom 10. Januar 1848 
neu errichteten Departements des öffentlichen Unterrichts. Herr Claivaz 
ermöglichte der Abtei von St . Maurice, ihr Äollcginm nach zwei-
mouatlichcr Unterbrechung wieder zu eröffnen, berief Wcltpricstcr und 
Laien nach Sitte», welche das dortige Gymnasium und Lyceum für 
Angehörige beider Landessprachen im Februar 1848 neu gründeten, 
ordnete die Fortsetzung der Rcchtsschulc und der Rormalschule iu 
Sitten an und eröffnete im Herbst 1848 mit drei Wcltpriestcrn und 
zwei Laien ein füufklassiges Gymnasium iu Brig. Die Primär-
schule» hatten durchgängig nur eine ein- bis zweimonatliche Unter-
brechung erlitten. 
') Sammlung 2C. Ad. 7. S . 147—151. 
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Den 31. Mai 1849 erschien durch die Bemühungen des Herrn 
Slatoaz ein Gesetz über den öffentlichen Unterricht. Eingesehen den 
Artikel 8 der Verfassung (von 1848): „Der öffentliche Unterricht 
ist verpflichtend; er ist unter die Aufsicht des Staatsrats gestellt, 
unbeschadet der Aintsücfuguissc der Geistlichkeit in Betreff des Rcli-
gionsunterrichtes," — traf darin der große Rat Verordnungen Über 
das sämtliche Unterrichtswesen, nicht nur wie bisher über die Primär-
schulen, sondern auch über die Kollegien, das kantonale Lyceum, das 
Priesterseminar, die Ncchtsschnlc und die Normalschulen, ja selbst 
über Vieharzneischule und Hcbammeuschnlc, und unterstellte deren 
Leitung dein Departement des öffentlichen Unterrichts, dem ein Rat 
von zwei Mitgliedern zugesellt wurde. Die Leitung des Priester-
scminars vindizierte sich aber der damalige Bischof zu seinen und 
seiner Nachfolger Händen zurück und zwar ohne weitere Kollisionen. 
Derselbe reichte auch über den Entwurf dieses Gesetzes, wie er aus 
der ersten Beratung resultierte, eine umfangreiche, sehr merkwürdige 
Eingabe ein,'') welche in der zweiten Beratung und mehr noch in 
der spätern praktischen Anwendung in mehreren Punkten Berücksichtig-
nng fand. 
Dieses Gesetz über den öffentlichen Unterricht statuierte die 
Grundsätze und Hauptpräliminaricn des ganzen Unterrichtswesens im 
Kanton und rief besondern Réglemente«, welche über Einrichtung der 
Anstalten, über Disziplin, über die Dauer der Lehrkurse, die Zu-
lassuugs- und Bcfürdcruugsbcdiugnissc, die Prüflingen und den Gehalt 
des Lehrpersonals 2c. Bestimmungen treffen werden. Das Dringenstc 
besorgte Herr Claivaz. Sein Nachfolger, Herr Eh. Louis de Bons, 
widmete dem öffentliche!: Unterricht ernste Aufmerksamkeit und Thätig-
keit> ermunterte und spornte an, wo immer es möglich schien, gab in 
beiden Landessprachen für die Primarschulen eine Monatschrift: „Der 
Schulfreund", « L'ami de l'école », heraus, und erließ für den 
höhern Unterricht den 20, Oktober 1853 ein Reglement für das Ly-
eeum und die Staatslollegien, welches die Schuldauer, die Aufuahms-
bediuguugeu, die Lehrfächer, die Disziplin, die Aufsicht der Schüler 
und die Kompetenzen und Pflichten der Professoren näher bezeichnete; 
— ferner einen Beschluß des Staatsrates vom 18. September 1858, 
welcher das aus drei Jahrgängen — Litteratur, Philosophie und 
Physik — bestehende Lyceum auf zwei Jahre für die zwei letzter» 
Wisscuschaftcu einschränkte, die Kollegien auf 7 Jahre — mit Vor-
bcrcituugskurs und II. Rhetorik — ausdehnte uud in allen drei 
•) Staatsarchiv von Sitten. 
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Kollegien eine Realschule anordnete, *) — ein Studieiiprogramni vom 
selben Tage für die Kollegien,2) — einen Amtsbericht vom 2. De-
zember 1858 bezüglich der Einförmigkeit der klassischen Lehrbücher in 
den Primarschule»^) — ein ncncS Reglement vom 20. September 
18(10 für das Lyceum und die Kollegien des Staates, welches jenem 
«ou 1853 ähnlich ist, und endlich ein Reglement über die Primär-
schule» vom 31. Dezember 1SG0. 4) 
Unter dem Präsidium des Staatsrates Alcr Allel erschien wieder 
1S63, 22. August, ein Reglement, welches die Befugnisse dcs Erziehuugs-
rates, des Stndiciipräfcttcu, der K,'llcgimn3präfcttcn und der Professoren 
n» de» höher» Lehrn»ftaltcn erläutert und erweitert, 5) sowie ei» Regle-
meut für die Studierende» an de» Staatskollcgicn.G) Ein ähnliches 
Reglement für dic.Stndcntc» erschien wieder de» 13. Scptcnibcr 1871.7) 
Die Rcgierungsrätc dieser Periode, — ich erinnere an die 
Herren Allel, vo» Scpibus und von Ricdniattc», — hatte» dem 
Unterricht cr»stc Sorgfalt gewidmet und lobenswerte Erfolge erzielt. 
Ihre Hanutforgc nah»: aber das materielle Wobl des Landes in An-
sprnch: Die Hebung des Kredites des Laudes, worüber sie leider 
stolperten, dann aber die »lit übcrraschc»dcui Erfolg gekrönten Werke 
der Thal- und Alpciistraßc» und besonders der für Wallis groß-
artige» Erstellung der Rhonckorrcttion, Für die Hebung speziell des 
höhern Unterrichts hatten vorzüglich der Studien- und die Kollegiums-
präscllcn in Verbindung »lit de» Professoren zu sorgen, dcnc» es 
nicht au Kenntnis und Opfcrgcist gebrach. 
A!it dem Jahr 1872 träte» ga»z jüngere Kräfte in de» Staats-
rat. Sei» jüngstes Vlitglied, Herr Heinrich Bioleh, nahm sich nun 
mit jugendlicher Begeisterung uud augestrcugter Thätigkeit des Er-
zichungs- und llntcrrichtswcscns an und, von den reichen Erfahrungen 
des Stndienpräfektcn I . Ä. Hcnzcn, der schon seinen Vorgängern seit 
1848 ratend zur Seite stand, unterstützt, suchte er den Unterricht 
allseitig nach Gräften zu heben uud bereitete ein neues Schulgesetz 
vor, welches als „Gesetz über de» öffe»tlichcu Unterricht" den 4. Inni ! 
1873 vom Großen Rat erlassen, den 10. Dezember desselben Jahres 
als am 1. Januar 1874 iu Kraft tretend von: Staatsrate veröffent- * 
licht wurde, »»d welches seither maßgebend blieb. Dieses Gesetz geht 
vo» der Erwägung aus, „daß der Unterricht eine der Grundlagen 
des moralische» uud materiellen Wohles eines Volkes ist," und „daß 
>) Sammlung der Gesetze :c. Vo. 10. 3 . 114 ff. — ?) 1. c. Vd. 10. 
2 . 120 ff. — 3) 1. c. Vd. 10. 2 . 140 ff. — ') 1. c, Vd. 10. — 5) Smmu-
liiini der Gesetze, Vd. 10. 5. 305 ff. — «) 1. c. Vd. 10. 2 . 312 ff. — ") 
1. c. Vd. 11. 2 . 208 ff. 
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es von Wichtigkeit ist, im öffentlichen Unterricht die — fühlbaren — 
Verbesserungen einzuführen, mit Berücksichtigung zwar der beschränkten 
Geldmittel, die dem Laude zur Verfügung stehen," und stellt als all-
gemeine Grundsätze auf, daß der Unterricht in den Volksschulen uud 
in den Staatsanstlllten unentgeltlich erteilt, die Freiheit des Unter-
richts gewährleistet wird, und die Oberleitung dem Staatsrate und 
speziell dem Erziehungsdcpartcmcutc zuerkannt ist, während der gcist-
lichen Behörde das Aufsichtsrecht über deu Religionsunterricht zngc-
standen wird. Es umfaßt die Volks- oder Primarschulen mit Wieder-
holnngsschule, die Fortbildnugsschulcu, die Normalschule, die Rechts-
schule, die Kollegien uud das Kautouallyceum. 
Sowohl der damalige Vorsteher des Erziehungsdepartements, 
Herr Bioich, als sein Nachfolger, Herr Staatsrat Leo von Roten, 
bemühten sich eifrigst und thatkräftigst, das Schulgesetz uon 1873 
iu's Leben zn setzen, ihm immer mehr Nachachtung zu verschaffen und 
es zn erweitern und zn vervollkommnen. Es genügt, dafür die zum 
Teil in rascher Folge erschienenen Verordnungen und Réglemente an-
zuführen, wobei die 'fast jährlich erlassenen Mitteilungen und Ruud-
schreiben an die Kollcginmspräfektcn, Direktoren der Normalschuleu, 
die Präfekten, Inspektoren, Gemeinden und Schulkommissioucu der 
Volksschulen übergangen werden. Es erschienen: 
a) Reglement für die Volksschulen des Kantons Wallis vom 
12. November 1874. 
b) Studicnplan für die französischen Normalschuleu vom 1. 
Juni 1874. 
c) Unterricht und Stuudcuulau für die deutschen Normal-
schulen von 1875. 
ä) Reglement betreffend Anfnahms- und Vcfürdcrungsbcding-
ungen an den Norinalfchnlcn und der Prüfungen zur Er-
laugung des Lehrcrpatcnts vom 19. November 1874. 
e) Beschluß vom 11. Juni 1875 über Klassifikation der 
Volksschulen, 
s) Verzeichnis der Hand- und Schulbücher für die Volks-
schulen des französischen Teiles vom 25. September 1875. 
g) Dasselbe für jene des deutschen Teiles vom 5. Oktober 1875. 
li) Staatsrätlicher Beschluß betreffend Erstellung von Wieder-
holungskurscn für Knaben bis zum 20. Altcrsjahr vom 
22. Oktober 1876. 
i) Beschluß vom IL. Juli 1880 betreffend eine achttägige 
Wiederholungsschule für die pädagogischen Prüfungen der 
Rekruten. 
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k) Dekret vom 18. November 1880 betreffend Anlegung von 
Obstbaumschnlen in den Gemeinden. 
1) Beschluß vom 13. April 1881 betreffend Zulassung zur 
Rcchtsschule. 
m) Beschluß vom 12. August 1881 betreffend den Wieder-
holungsnntcrricht der Rekruten, 
n) Beschluß vom 11. Juni 1884 betreffend die Vorbereitung»-
schulen der Nckrnten. 
o) Beschluß vom 19. September 1884 betreffend Organisation 
der Ncchtsschule. 
p) Ncglomeut über die Theater der Staatskollcgicn vom 27. 
Februar 1885. 
q) Beschluß vom 8. Iauuar 1886 betreffend den Ginzug der 
Schulbußeu in den Gemeinden, 
r) Dekret vom 26. Mai 1888 betreffend Verleihung von 
AnfninntcrnngJprämien an das Lchrerpcrsonal. 
s) Beschluß vom 7. September 1888 betreffend die Vorbe-
reituugsschulcu für die Nckrutcn. 
t) Verordnung vom 27. November 1888 betreffend Anleg-
ung von Obstbanmschulen. 
ii) Beschluß vom 6. September 1889 betreffend Errichtung 
eines Spczialkurses am kantonalen Lyceum zur Vorbcrcit-
ung auf den Eintritt in's Polytechnikum, 
v) Reglement vom 17. Dezember 1889 für die Studierenden 
an d'en Staatskollcgicn. 
w) Verordnung vom 13. Juni 1890 betreffend das Reife-
zeugnis, 
x) Beschluß vom 9. September 1891 betreffend Errichtung 
einer landwirtschaftlichen Schule.*) 
Reben diesen keineswegs vollständig aufgezählten Gesetzen und' 
Erlassen des Rcgicruiigsratcs crgicugcn fast jährlich Zirkulare des 
Frziclinugsdcpartcmcuts, welche auf die bestehenden Viängel im Unter-
richt hinweisen, Heilmittel dagegen anordnen und die Behörden ans-
fordern, über dcu Vollzug der Schulgesetze und Verordnungen zu 
wachen und nach Kräften immer größere Fortschritte zu erzielen. 
Demsclbcn Zwecke dicucn die jährlichen Berichte des • Erzichnngs-
departements au dcu Großcu Rat, worin übersichtlich und statistisch 
') Diese Gesetze, 9tcglcmcntc, Beschlüsse 2c. sind entnommen der amt-
lichc» Sammlung der Gesetze, Dekrete und Beschlüsse des SinntonS Wallis. 
Bde. 12 bis 15. 
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über bett Zustand und die Erfolge sowohl der Anstalten des hühern 
Unterrichts als auch der sämtlichen Volksschulen gehandelt wird. 
Die Oberleitung des gcsamtcu Unterrichtes übte bis 1348 
das Departement des Innern, seither jenes des öffentlichen Unter-
richts aus. Ihm wurde im Gesetz von 1848 zwei Erziehungsräte 
und ein Studicnpräfckt mit beratender Stimme, im Gesetz von 1873 
vier Erziehungsräte beigegeben, unter diesen der Stildicnpräfckt. Nach 
lctzterm Gesetz hat der Erzichuugsrat unter dem Präsidium des mit 
dem Unterricht betrauten Staatsrats die Befugnisse: 1. Voranträgc 
zu dcu Entwürfen der Schulordnungen zn stellen, 2. die Wahl der 
Schulmcthodc und Schulbücher, ist 3. berechtigt zu* Inspektion der 
Lehranstalten und wohnt 4. dcu Prüfungen der Kollegien nnd Nor-
malschnlcn bei und entscheidet über das Ergebnis dieser Prüfungen. 
2. Die höhern Lehranstalten 
Bis zum Ausgang des, Soiidcrbuudcs im November 1847 bc-
standen im Wallis 3 Kollegien, jenes in Brig für deutsch sprechende, 
ein Doppclkullcginm in Sitten für deutsch nnd französisch sprechende 
und jenes in St. Maurice für französisch sprechende Studierende, 
Die Kollegien oon Brig nnd Sitten umfaßten 6 Gymnasialklasscu 
und dann jährlich unter ihnen abwechselnd einen Iahrcskurs der Philo-
fophie und der Physik. Die Leitung und Haltung dieser beiden 
Kollegien war den Jesuiten anvertraut; diese besetzten alle Lehrstühle, 
zogen nur für Gesang, Musik und Zeichnen Laien hinzu, nnd wnr-
den vom Staate laut frühern Verträgen besoldet, Methode nnd 
Studicuvlau waren ganz der « Ratio Studionun » des Jesuiten-
ordens angepaßt, Der Staatsrat sollte ihnen hierin volle Freiheit 
belassen, griff aber doch mitunter hemmend ein, indem das Studium 
der griechischen Sprache und der höhern Mathematik fakultativ gestellt 
wurde. — Das Kollegium vou St. Maurice wurde vou dcu Ehor-
Herren der Abtei St. Maurice mit zeitweiligem Zuzug einiger anderer 
Kräfte gehalten. Es umfaßte gleicherweise G Gymnasialklasscu mit 
jährlich wechselndem Kurs der Philosophie nnd der Physik, und stand 
unter dcr Leitung des jeweiligen Abtes. Die Abte Franz de Niuaz 
und Stephan Bagnoud, vor ihrer Erhebung zur Abtwürde 1823 nnd 
1834 selbst sehr thätige Professoren, begriffen ganz die hohe Nichtig-
kcit des Unterrichts und vernachlässigten kein Mittel, um demselben 
alle der Abtei mögliche Entwickelung nnd Ausdehnung zn geben. 1838 
gründete letzterer an seinem Kollegium eine französische Realschule 
(école moyenne), einen deutschen Sprachkurs, berief Musik- und 
143 
Gesanglehrer, gab bcni seit Jahren bestehenden Pensionat bedeutende 
Erweiterung, und stellte 1840 auf Kosten der Abtei einen zweiten 
Professor der französischen Sprache an. 
Nach der Unterbrechung, welche der Abschluß des Sonderbnnds-
Weges znr Folge hatte, wurde - im Februar 1848 das Kollegium von 
St, Maurice mit Lehrkräften der dortigen Abtei und das französisch-
deutsche Kollegium iu Sitten mit Professoren ans dem Wcltpricstcr-
und Laicnstandc, und im Oktober 1848 das Kollegium iu Vrig mit 
drei Weltpricstcru und zwei Laien für Gcfaug, Zeichne», Natur-
gcschichtc 2C. wieder eröffnet. Die Lehrstühle für Philosophie und 
Physik, ja selbst der II. Rhetorik blieben aber iu St. Maurice und 
Ärig unterdrückt. Dafür erhielten diese Fächer iu Sitten eine größere 
Erweiterung. All dieses trug aber das Gepräge des Provisorischen. 
Schon im nächsten Jahre erhielten St . Maurice und Vrig die II. Nhc-
torik, indem das Gesetz vom 31. Mai 1849 über den öffentlichen 
Unterricht, welches im Herbste 1849 in Vollzug gesetzt wurde, bezüglich 
des höher» Unterrichts eine ganz neue Ordnung festsetzte. Laut diesem 
Gesetze gab es im Wallis nur z>uei Kollegien mit G Gymnafialklafsen, 
eines in St. Maurice für die französische, und eines iu Vrig für 
die deutsche Landessprache. Als obligatorische Fächer wurden auf-
gezählt: die Religion, die beiden Landessprachen, die lateinische und 
griechische Sprache, Gcschichtc und Geographie, Arithmetik, Algebra und 
Geometrie, die schüneu Wissenschaften (la littérature), Zeichnen, Buch-
haltung, Gesang, Musik und militärischer Turnunterricht. 
Sitten erhielt durch dieses Gesetz das Kantonal-Lyccnm mit 
Vibliothek und Museum, die als Natioualaustaltcu erklärt wurden, 
und für deren Unterhalt uud Äuffuuug der Staat zu sorgen habe. 
Das Lyceum solle drei Jahrgänge nmfasscii. Obligatorische Fächer 
waren: Religion, französische und deutsche Litteratur, Litteratur der 
Römer und Griechen, dann Philosophie, Physik, Chemie, Natur-
gcschichtc, höhere uud angewandte Mathematik, Landwirtschaft, Zeich-
»en uud Musik. Besondere Rcglcmcute sollen Bestimmungen treffen 
über die Errichtung der Anstalten, die Dauer der Lchrkursc, die Zu-
lassuugs- und Befördcruugsbediugnifsc, die Disziplin, die Prüfungen 
der Schüler und den Gehalt der Professoren. Das Lchrperfonal 
wird vom Staatsrat gewählt.^) 
>) Gesetz vom 31. M a i 1849. 
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Sitten wurde infolge dieses Gesetzes seines Gymnasiums be-
raubt, reklamierte aber deu alten Schulfond zurück und gründete nun 
von sich aus ein Gymnasium für französisch Sprechende nach dem 
Muster beider Staatskollegicn. Die Kantonsregicrnng konnte kaum 
anders handeln, als dasselbe zu subventionnicrcn und sich die oberste 
Leitung vorzubehalten. 
Die gerufenen Réglemente folgten nun nach Bedürfnis ziemlich 
rasch. Es möge das Wichtigere hervorgehoben werden. 
Dem Lyceum und jedem der Kollegien steht ein Präfekt vor. 
Derselbe beaufsichtigt die Studicu, Schulgebäudc und Schulmittcl, 
bestraft schwerere Vergehen oder rekurriert an das Grziehungsdcpartc-
ment. *) Das Reglement vom 22. August 18G3 überträgt das Studien-
Programm und die Wahl der klassischen Lehrbücher dem Studienprafett 
und bezeichnet dann näher die Kompetenzen der Kolleginmspräfetten 
dahin: „Er entscheidet über Zulassung der Schüler, überwacht die 
Befolgung des Studienprogrammcs, hat die Aufsicht über das Ve-
tragen und die Disziplin der Schüler, beaufsichtigt Kirche und Kol-
legiumsgebäude und das Schulmatcrial, stellt die Scmestcrschcine und 
Zeugnisse aus und überwacht die Eiuhaltuug der Zeit bei deu Pro-
fcssoreu." Ihm wird zur bessern Handhabung der Disziplin und 
Schulordnung ein Inspektor beigegeben, der, wie der Präfett, Arrest, 
Strafarbciten 2C. verhängen darf2). Das Gesetz vom 4. Inni 1873 
beruht diesbezüglich auf denselben Anordnungen, Den Präfcktcn wird 
noch aufgeladen, am Schlüsse jeden Jahres über den Gang ihrer An-
statt einen Bericht an das Erzichungsdcpartement zu erstatten, lvährcnd 
der Erziehungsrat (faktisch der Stndienpräfekt, der „für die Voll-
ziehnng der Schulrcglcmcntc, der Programme, Studicuplänc 2C. zu 
sorgen" hat, und die bei den Schlußprnfnngcn anwesenden Mitglieder 
des Erziehnngsrates) seinerseits einen Bericht über feine Inspektionen 
und Prüfungen zu übermitteln hat. — Das Reglement für die Stu-
diercndcn an den Staatskollegicn vom 17. Dezember 1889 bestimmt, daß 
es, Clin Präfektcu ist, über die Aufnahme Studierender an feine An-
stalt zu cutscheiden und dem Schüler seine Klasse anzuweisen. Glaubt 
er gegen die Aufnahme eines Schülers Gründe zu habe», so hat er 
die Frage der Profcssoren-Konfercnz vorzulegen, die darüber cutgültig 
entscheidet. Für eine vorgesehene Abwesenheit der Schüler von mehr 
als einem Tage ist die Erlaubnis bei dem Präfcktcn einzuholen; mehr 
als einmaliges Wegbleiben von Schule und Gottesdienst ist dem Prä-
') Reglement vom 20. Oktober 1853 und 20. September 18(50. — 2) 
Reglement vom 22. August 1803. Vergleiche Reglement vom 20. Oktober 1853. 
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festen anzugeben, der jedes unsittliche und irreligiöse Benehmen der 
Schiller uunachsichtlich bestrafen soll*). 
Die Professoren-Konferenz ist dnrch das Gesetz born 4. Juni, 
1873 eingeführt, aber schon im Reglement vom 22. August 1863 
vorgesehen; sie soll jeden Monat und so oft sie vom Prafekten der An-
stall oder uou der Oberbehörde einberufen wird, stattfinden; sie beratet 
über das Studicuprogramm und über alle den Unterricht und die 
Schuldisziplin beschlagenden Fragen, erkennt über Zwistigkeitcn zwi-
scheu Professoren und Studenten und deren Eltern und darf die 
Ausweisung eines Zöglings aussprechen. Dasselbe Gesetz bindet die 
Annahme oder Abweisung eines Schülers an spezielle Réglemente und 
an das Ergebnis der Prüfungen und behält bei Ausfchließnngen den 
Rekurs au das C-rziehungsdepartemcnt vor. 
Die Professoren dieser Kantonalanstalten, welche sämtlich seit 
1848 vom Staatsrat jährlich, seid 1873 in Folge des damaligen 
Gesetzes auf 4 Jahre gewählt und besoldet werden, führen die Auf-
ficht über ihre Schüler und besitzen angemessene Strafgewalt, -) dür-
fen nur für einen Tag Abwesenheit Dispens erteilen3) und haben 
über Disziplin und sittliches Betragen der Zöglinge an den Prafekten 
zuhanden der Profcssoren-Konferenz zu berichten. 4) 
Die obligatorischen Fächer der Kantonalkollegien sind laut dem 
Gesetz vom 4. Iimi 1873 : Religion, die Nationalsprachen, die la-
teiuische und die griechische Sprache, Geschichte uud Geographie, Ma-
thematik, die Anfangsgründe der Naturgeschichte, Kalligraphie, Zeich-
neu, Gesang und Turnen; am Lyceum: die lateinische Litteratur, die 
griechische Sprache, die französische Litteratur und deren Geschichte, 
die deutsche Litteratur uud deren Geschichte, — die Philosophie, Welt-
geschichte, Mathematik, die physischen uud die Naturwissenschaften (mit 
Einschluß der Chemie), Zeichnen und Gesang. Freihandzeichnen, 
Musik, englische und italienische Sprache, die bisweilen gegeben wur-
den, waren fakultativ. Von 1848 an herrschte meistens das Klassen-
system in den Kollegien; je ein Professor hielt die Vorbereitnugs-
schule, die I. und II. (Rudiment), III. und IV. (Grammatik und 
Syutar) uud die V. uud VI. Klasse (beide Rhetoriken). Für die 
deutsche, respektiu die französische Sprache, für Naturgeschichte, Zeich-
neu, Gesang nud Turnen (anfangs nur militärisches), seit 1876 für 
Mathematik, Kalligraphie und endlich für griechische Sprache, Ge-
schichte K. wurden spezielle Professoren angestellt. — Im Lyceum in 
') Reniement vom 17. Dczcmbci 1889. Sammluna der Gesetze 2c. 
Bd. 15, S . 103—110. — 2) Reglement vom 20. Oktober 1853. — 3) Regle-
ment vom 17. Dezember 1889. — *) Gesetz von 1873. 
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Sitten herrschte das Fächersystem. Es wurden eigene Lehrkräfte an-
gestellt für Neligionsphilosophie und ähnliches, für Philosophie, Physik, 
Chemie, Mathematik, Naturgeschichte, lateinische, griechische, franziisi-
sche und deutsche Litteratur, Weltgeschichte, Musik und Gesang, Tur-
neu 2C. 
Durch Beschluß vom 6. August 1889 ordnete der Staatsrat 
am kantonalen Lyceum für die Schüler, welche in das Polytechnikum 
überzutreten wünschen, einen zweijährigen Spezialkurs an 1) . Er um-
faßt neben den übrigen obligatorischen Fächern des Lycenms, doch 
mit Umgehung der lateinischen und griechische» Litteratur und ihrer 
Geschichte und des Gesanges K. , im ersten Jahr Zoologie, Algebra, 
ebene Trigonometrie, Planimetrie, Stereometrie, Elemente der dar-
stellenden Geometrie, Mechanik und Zeichnen, — im zweiten Jahr, 
Mineralogie und Geologie, höhere Algebra, sphärische Trigonometrie, 
analytische und darstellende Geometrie, Mechanik und Zeichnen. Die 
Kurse, zwar schwach besucht, bestehen in der Hauptsache. 
Über das Alter der anzunehmenden Zöglinge bestehen keine Be-
stimmungen. Zur erstmaligen Aufnahme in ein Gymnasium muß 
eine Prüfung uor den Professoren der Anstalt vorangehen, aus der 
sich ergiebt, daß der Petent die in der Volksschule zu erzielenden 
Kenntnisse besitzt-). Hat er an einer andern Kantonalanstalt studiert, 
so hat er ein Sitten- und Schulzeugnis vorzuweisen; hat er aber 
außer dem Kanton studiert oder Privatunterricht genossen, so muß er 
überdies eiue Prüfung bestehen. Zudem hat jeder Schüler bei seiner 
Annahme dem Präfctten die nötigen Nachweise seiner Heimatbcrcchtig-
ung anzugeben und ihm die Wahl seines Kost- und Wohnhauses 
zur Genehmigung zu unterbreiten^). Über die Iahres-Arbcitcn (resp, 
den Fleiß) der einzelnen Schüler und das Ergebnis der Prüfungen 
(resp, des Fortschritts) haben die Professoren Noten aufzunehmen und 
darnach die Noten und Plätze im Studientatalog am Schluß des 
Schuljahrs zu veröffentlichen und in den Zeugnissen zu verzeichnen^). 
Zöglinge, welche die zweite Fortschrittsnote von fünf nicht erreichten, 
haben eine genügende Prüfung aus jenen Fächern, wo sie jene nicht 
erreicht haben, zu bestehen, um in die obere Klasse zu steigen; welche 
aber die dritte Fartschrittsnotc nicht erreichten, sind vom Übertritt in 
eine höhere Klasse, und sollte es das zweite Jahr geschehen, von den 
sämtlichen Kantonalanstalten ausgeschlossen. Doch dürfen darüber die 
>) Amtliche Sammlung der Gesetze K. 23b. 15. S . 80—82. — «) Ge-
setz von 1849 und 1873. — 3) Reglement vom 17. Dezember 1889. — *) Ge-
setz vom 4. 'Juni 1873 und nachfolgende Programme und Réglemente. 
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Noten des Erziehungsrates bei der öffentlichen Schlußprüfung berück-
fichtisst werdend) 
Für den Übertritt aus dem Gymnasium in das Lyceum und 
aus diesem in die Nechtsschule.«. — in die Theologie galt es stets 
als Befugnis des bischöflichen Ordinariats, das sich im wesentlichen 
au die staatlichen Anordnungen diesbezüglich hielt, — galt feit dem 
17. Jahrhundert als Bedingung, daß der Studierende den obersten 
Kurs des Gymnasiums befriedigend absolviert hatte, also seit 1849 
die erste oder zweite Fortschrittsnote verdient oder einer hinreichenden 
Prüfung sich unterzogen hatte. Um Unzukömmlichkeiten vorzubeugen, 
den Bildungsgang der Lehranstalten zu heben und den Schülern des 
Lyceums die sofortige Zulassung zu den Universitäten und polytech-
Nischen Schulen zu ermöglichen, erließ der Staatsrat den 13 Juni 
1890 eine Verordnung betreffend das Reife- oder Maturitäts-Zeug-
iiis.2) Zur Erlangung diefes Reifezeugnisses sind zwei Prüfungen 
vorgesehen vor Mitgliedern des Erziehungsrates und vom Erziehungs-
département bezeichneten Profefforen oder andern fachkundigen Per-
fönen, unter dem Vorsitz des Studienpräfekten, — die eine an jedem 
Staatskollegium nach Absolvierung der zweiten Rhetorik, die andere 
zu Sitten am Schluß der zweijährigen Lycealstudien. Die Prüfungen 
sind schriftlich und mündlich. Die schriftliche umfaßt im Gymnasium 
die beiden nationalen und die lateinische und griechische Sprache und 
die Mathematik, im Lyceum Philosophie, Physik, Chemie, Mathematik 
und die beiden lebenden Sprachen; die mündliche sämtliche obligato-
rischcn Fächer mit Ausnahme von Kalligraphie, Zeichnen und Gesang 
und der Geschichte der ältern und mittlern Zeit. Die Verordnung 
enthält umständliche Angaben der Art 'der Prüfung und des Werts 
der Roten in 10 Kategorien. Wer in der schriftlichen Prüfung nicht 
die Rote 6 — befriedigend — erhalten, wird zur mündlichen nicht 
zugelassen. Um zum Reifezeugnis berechtigt zu fein, muß der Kan-
didat in der schriftlichen, die doppelt so viel gilt, und in der münd-
lichen zusammen die Durchschnittsnote 6 erhalten haben. Wer eine 
nicht ganz schlechte Rote erhielt, darf auf seine Kosten eine zweite 
vollständige Prüfung bestehen.3) 
Obwohl alle Kurse obligatorisch sind, gestattet das Gesetz vom 
4. Juni 1873 der Professoreu-Konferenz, Schüler in Ausnahmsfällen 
vom Besuch gewisser Fächer zu entheben. Hospitanten hat es daher 
zu jeder Zeit gegeben. Man sah aber darin eine Unzukümmlichkeit. 
') Reglement vom 17. Dezember 1889. — 2) Amtliche Sammlung der 
Gesetze 2c. Vd. 15. S . 143—149. — 3) Veioidmmg vom 13. Iunj 1890. 
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Daher gab sowohl das Reglement von 1853 als auch die Verord-
nung vom 17. Dezember 1889 dem Präfekten und den Professoren 
die Vollmacht, solche Hospitanten auszuschließen, deren Anwesenheit 
sie für die andern Schüler nachteilig erachten. 
Die Schuldauer mit Einschluß der acht- bis 10-tagigen Ferien 
zur Osterzeit betrug stets ungefähr 10 Monate. Vor 1848 begann 
man Mitte Oktober und fchloß Mitte August. Der Sommerhitze 
wegen wurden die Sommerferieu allmälig früher angesetzt. Von 1849 
an begann das Schuljahr in Sitten am 2., in Brig am 3. und in 
St. Maurice am 4. Montag September und endete in gleicher Reihe 
am 1 , 2. und 3. Sonntag Jul i . Weil Brig und St. Maurice 
längere Jahre lang die Osterferien nicht benutze« wollten, so begann 
dort der Schulkurs je um eine Woche spater. Die Verordnung vom 
17. Dezember 1889 setzte wieder die 1849 eingeführte Ordnung fest. 
Schon das Reglement von 1853 führt eine namhafte Zahl 
von Religions-, Sitten-, und Studienpflichten der Schüler auf und 
verbietet ihnen, Tanzlokale, Schenk- und Kaffeehäuser zu besuche», 
sich zu vermummen, zu rauchen und um Geld zu spielen. Sämtliche 
Schüler haben den an sie gestellten Pflichten der katholischen Kirche 
pünktliche Folge zu leisten. Als später sich auch protestantische Schüler 
einfanden, wurden dieselben bezüglich der Lehre und Übung ihrer 
Religion an die Geistlichen ihrer Konfession gewiesen. Die obigen 
Verbote zählen auch die folgenden Regleinente auf, und die Verord-
nung von 1889 untersagte überdies, sich an verbotenen Stellen und 
ohne gehörige Badtleidnng zu baden, und außer in dringenden Fällen 
nach dem Abendzeichcn aus dem Hause zu gehen. 
M i t dem Jahr 1858 trat eine bedeutende Veränderung in der 
Organisation des Lyceums und der Kollegien des Staates ein. Durch 
Beschluß des Staatsrates vom 18. September 1858 wurde vorerst 
die Dauer der Studien im Kantonal-Lyceum auf zwei Jahre be-
schränkt, hingegen die Gymnasien durch Vorsetzung eines Vorkurses 
auf 7 Jahre ausgedehnt. Infolge dessen wurden einige Litteratur-
fâcher und die Landwirtfchaftslehre ans dem Lyceum in die Gymna-
sien versetzt. Zudem wurde grundsätzlich ausgesprochen, daß der Unter-
richt so viel wie möglich in den Gymnasien klassenweise, im Lyceum 
fachweise erteilt werde. Die wichtigste Änderung und Erweiterung 
enthält aber der zweite Artikel, bestimmend: in den zwei Gymnasien, 
(von Brig und St, Maurice) wird eine Realschule errichtet, welche 
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mit den 4 ersten Gymnasialklassen zusammenfällt; die Schüler der-
selben befolgen alle Fächer anßer lateinische und griechische Sprache, 
deren Stunde« mit Fächern der Realschule ausgefüllt werden. Da 
auch Sitten, welches aus eigenen Mitteln wieder ein Gymnasium 
errichtet hatte, diese Realschule zu erhalten wünschte, entschied der 
10. Artikel, daß der Staat vermittelst des Lehrpersouals des Lyceums 
die für die Stadt Sitten aus der neuen Organisation erwachsenden 
Kosten erleichtere, beziehungsweise das neue dortige Realgymnasium 
subventioniere. 
Im folgenden Jahre — 1859 — wurde den Kollegien von 
Brig und St . Maurice noch eine Lycealklasse, nämlich ein Kurs der 
Philophie mit ihren verschiedenen Lehrfächern, als Propädeutik, Logik, 
Metaphysik, Ethik und Rcligionsphilosophie je. beigefügt, und der 
Mathematik größere Sorgfalt dadurch gewidmet, daß überall eigene 
Professoren derselben angestellt und ihr Programm und die Stunden-
Zahl bedeutend erweitert wurde. 
Realschulen (écoles moyennes) entstanden nun an den 
Kollegien von St. Maurice, Sitten und Brig. Bald gründete auch 
die Gemeinde Bagnes eine derartige Mittelschule. Laut Beschluß 
vou 1858 sollten sie vier Jahrgänge umfasscu, begannen aber mit 
je zwei Iahreskurscu. I n Sitten und dann anch in St . Maurice 
hat sich diese Realschule wirklich auf 4 Iahrcskurfe ausgedehnt; 
18G8 zählte sie in Sitten 6, in St . Maurice 19, in Brig 10 und 
in Bagnes 15, total 50 Schüler. I n Brig fand sie immer weniger 
Schiller und gicng 1876 definitiv ein, in Bagnes dauerte sie nur 
wenige Jahre, indem diese von nur einem Kaplan geleitete Schule 
mehr eine Lateinschule war, und so nicht genügen konnte. 1895 wurde 
in Monthey eine Realschule eröffnet mit 400 Fr. Staatsbeitrag. 
1895 zählte Sitten 18, St. Maurice 28 Realschüler. 
I n den Realschulen soll Unterricht erteilt werden in Religion, 
französischer und deutscher Sprache, Arithmetik, Geometrie, Buchhal-
tung, Geographie und Geschichte, Elemcntarphysik, und Landwirtschaft. 
Sic beginnen und enden mit den Kollegien und stehen unter der 
Leitung der Kollcgiuiuspräfekten. Den Unterricht erteilen neben den 
Klassenprofefforen des Kollegiums und jenen der Spezialfächer, wie 
Mathematik, 5kalligraphic, Zeichnen, Musik K. zwei bis vier speziell 
dafür angestellte Professoren, welche vom Staat ernannt und mit 
700 bis 1200 Fr. besoldet werden. Nur jene von Bagnes ernannte 
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und besoldete der dortige Gemeinberat, der indeß einige Jahre einen 
Staatsbeitrag erhielt. 
Das Unterrichtsgesetz vom 4. Juni 1873 sah ein Realtolle-
gium in Sitten vor als kantonale Anstalt zum Zwecke, jmigeu Leu-
ien, die sich dem Handel, dem Gewerbe und den Künsten widmen 
wollten, den nötigen Unterricht zu verschaffen, ferner dieselben auf 
die Kurse des eidgenössischen Polytechnikums vorzubereiten. Es sollte 
neben den vorgenannten Fächern der Realschule noch Mechanik, Kos-
mographie, die mit dem Rechnungswesen zusammenhängenden Handels-
fragen 2C. umfassen. Dieses Projekt kam in der Gestalt nicht zur 
Ausführung. 
Vor Erlaß des Erziehungsgesetzes von 1873 war zwischen dem 
Staatsrate und dem Gemeinderate von Sitten eventuell ein Vertrag, 
abgeschlossen, kraft dessen Sitten mit Beibehaltung des Lhcemns gegen 
Errichtung des Realkollegiums auf das klassische Verzicht leistete. 
Allein unter dem Vorwande, das Realkollegium bestehe nnch nicht in 
seiner ganzen Ausdehnung organisiert, blieb das klassische fortbestehen 
in Kraft des Artikels 124 des Unterrichtsgcsetzes von 1873, welcher 
lautet: „Das in Sitten bestehende klassische Kollegium bleibt bis zur 
Errichtung des Realkollegiums." Das Erziehungsdepartemcnt hielt, 
nun darauf, daß der Lehrstuhl der Philosophie in Vrig und in St . 
Maurice nicht unterdrückt werde, wie es laut Gesetz hätte geschehen 
sollen, um so mehr, als Sitten seine Realanstalt nur als Ecole 
moyenne betrachtet, trotzdem 1889 durch die Errichtung des Spezial-
kurfes am kantonalen Lyceum zur Vorbereitung auf den Eintritt in's 
Polytechnikum alles für das Realkollegium Nötige in der Hauptsache 
fast vollständig ausgeführt ist. 
Auch in anderer Hinsicht gieng der Staatsrat einen Schritt 
weiter. Der Große Rat hatte eine landwirtschaftliche Schule an-
geregt. Auf das freundliche Entgegenkommen des Stifts vom 
großen St . Bernhard wurde durch Beschluß vom 9. September 
1891*) auf des Stiftes Meyerei in Econe bei Riddes eine praktische 
landwirtschaftliche Schule für Zöglinge französischer und deutscher 
Sprache errichtet. Das leitende und lehrende Personal wird im 
Einverständnis mit dem erwähnten Stift und auf Vorschlag des 
letzter« vom Staatsrat ernannt. Die Dauer der Lehrzeit umfaßt 
zwei Jahre, wozu noch ein dreimonatlicher Vorkurs für deutsch spre-
cheude Zöglinge zur Erleruung der französischen Sprache kommt. 
') Amtliche Sammlung Bd. 15, S. 259—262., 
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Der Beschluß enthält das bezügliche Reglement; die Oberleitung 
untersteht dem Departement des Innern. 
Seit dem Erlaß des Unterrichtsgesetzes von 1873 wurde Er-
hcbliches zur Verbesserung der Kantonalanstalten geleistet, um sie auf 
die Höhe der Anstalten anderer Kautone zu heben. Die Zahl der 
Professoren, auch jene der Klassen der Gymnasien, wurde derart 
vermehrt, daß die Mehrzahl nur eine statt zwei Klassen zu besorgen 
hat; für einzelne Fächer, wie Kalligraphie, gewerbliches Zeichnen, 
Turnen, und in neuester Zeit für griechische Sprache, Geschichte 2C. 
sind eigene Lehrkräfte angestellt. Im Jahr 1895 wirkten am Lyceum 
und Kollegium iu Sitten 18, am Kollegium in St . Maurice 9 und 
an jenem iu Brig 10 und au der Rechtsschule in Sitten 4 Pro-
e^ssorcn, Bei jedem der drei Kollegien besteht eine Bibliothek und 
bei dem Lyceum in Sitten ein naturgcschichtliches Museum und ein 
Chemie- und Physitkabinet, für welche der Staat jährlich eine Summe 
zum Unterhalt und zur Bereicherung aussetzt. Auch haben die Kolle-
gicu »ou Sitte», Brig und St . Maurice je ein Theater zur prat-
tischen Ausbildung im Vortrag. Ein staatsrätliches Reglement für 
diese Theater uom 27. Februar 1S851) stellt die frühern Gepflogen-
heiten organisch zusammen, konstatiert, daß sie zn den Vorstellungen 
der Zöglinge dieser Lehranstalten bestimmt sind, bei deren Vorstell-
ungen der Ertrag der Einnahmen zur Deckung der Aufführungskasten 
und zu ueueu Auschaffuugeu für die Kleiderkammer, die ihnen unent-
gcltlich zur Verfügung steht, zu verwenden ist. Es verordnet je einen 
rechuungspstichtigcn und verantwortlichen Direktor, dessen Rechte und 
Pflichten es normiert, und der bestimmt, wie viel andere Gesellschaften, 
die mit seiner Erlaubnis es benutzen, zu zahlen und zu entschädigen 
haben. 
Die Abtei S t . M a u r i c e strengte sich in dieser Zeit neuer-
diugs mich Kräften an, ihrer Lehranstalt alle mögliche Entwickelung 
zu geben. Sic errichtete neue Lehrstühle für die französische und 
deutsche Sprache und gab dem Gesang, der Musik und dem Zeichnen 
neue Ausdchnuug und sorgfältigere Pflege. Die Zahl der Schüler 
diefcr Anstalt übersteigt jährlich 100 und stieg auch auf 140 bis 150. 
lim dieses Resultat zu erzielen vergrößerte sie fortwährend die Stu-
>) Amtliche Sammlung 2c. Vd. 14. 2 . 22—26. 
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dien- und Schlafscilc seines seit dem 1. Dezennium unseres Jahr-
Hunderts bestehenden Pensionates, so daß es jetzt über I N0 Pensionäre 
aufnehmen kann, ohne damit der Nachfrage genügen zu können. 
I n Vr ig wurde im Jahr 1858 in den Kollegiumsräumen ein 
Pensionat eingerichtet. Man sammelte den nötigen Fond durch frei-
willige, Aktien. Als diese Aktiengesellschaft 1873 liquidieren muhte, 
errichteten die Kullegiumsprofcssoren aus dem Weltpriestcrstande in 
denselben Räumen von sich aus wieder ein Pensionat, welches schon 
in den sechziger Jahren und wieder seit 1880 bei und über 30 Kost-
ganger zahlte. Der Staat leistet einen Beitrag, aber auch die Herren 
Professoren haben jährlich Opfer zu bringen. Am Kollegium zu Brig 
wirken gegenwärtig 11 Professoren, darunter 8 Weltpricstcr. Die 
Zahl der Schüler wechselt seit 30 Jahren zwischen 50 und 80. 
Größer ist die Zahl der Lehrerund Schüler in S i t t e n . Am 
Lyceum, Gymnasium und an der Realschule wirken 18 Professoren, 
darunter 6 Priester. Seit den fünfziger Jahren uuterhielteu dort 
die Schulbrüder Mariens ein Pensionat. Seit 1882 ist auch iu den 
Räumen des Priestcrseminars in Sitten unter eigener Aufsicht ein 
Pensionat für Studenten des Lyceums und der obern Gymnasial-
klaffen eröffnet, mit ähnlicher Einrichtung wie iu St, Maurice und 
Brig, während das Pensionat der Brüder Mariens im alten Kollc-
gium Schüler der untern Gymnasial- und Realklassen aufnimmt. 
1851 zahlte der Kanton an das Lyceum iu Sitten Fr. 11,750, 
an das Kollegium in St . Maurice Fr. 3928, an jenes von Brig 
Fr. 6930, an Mufec'n und Bibliotheken Fr. 141 l, endlich an die 
Rechtsschule in Sitten Fr. 1290, total an die höhern Lehranstalten 
Fr. 25,315. — Im Jahre 1869 belicfcn sich die staatlichen Lcist-
ungen für sämtliche Kollegien und das Lyceum auf Fr. 28,504. 50 
und für die 4 Realschulen auf Fr. 8005. 70, total Fr. 36,510. 20. 
I m Jahre 1881 stiegen die Leistungen des Staates an den höhcrn 
Unterricht auf Fr. 41,941. 70, davon an das Lehrpersonal des Ly-
ceums und Kollegiums iu Sitten auf Fr. 17,676. 65, an dasselbe 
des Kollegiums in St . Maurice auf Fr. 7490. — und in Brig auf 
Fr. 11,429. 15. — Endlich im Jahr 1895 zahlte der Staat an 
Lyceum und Kollegium iu Sitten Fr. 24,592. 35, an das Kollegium 
in Vrig Fr. 14,025. 90, au jenes von St. Maurice Fr. 10,200, 
total Fr. 48,817. 25. 
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Übertrag Fr. 48,817. 25 
Überdies zahlte der Staat 1895: 
a) an die Nechtsschule in Si t ten. . . 2,600. — 
b) an den Erziehungsrat und die Kom-
Missionen der Maturitätsprüfungen . „ 499. — 
c) an Beiträge zur Ausbildung zum Pro-
fefsorat „ 750. — 
ä) an die Normalschulen der Knaben bei-
der Sprachen in Sitten . . . . „ 7,719. 40 
e) an die Norinalschulen der Mädchen in 
Sitten „ 5,866. 56 
s) an die Normalschule der Mädchen in 
Vrig „ 2,801. — 
g) an die Inspektoren der Primarschulen „ 5,000. — 
h) für die Entlassungsprüfungen der Pri-
marschüler und Vorprüfungen der Re-
kruten „ 998. 10 
i) an Aufmunterungsprämien dem Lehr-
personal der Primarschule« . . . „ 6,050. — 
II) au Schriften nnd Bücher zur Ver-
teiluug unter das Lehrpersonal der 
Primarschulen „ 998. 65 
1) sonstige Auslagen „ 401. — 
Somit total für Unterricht Fr. 82,500.96 
3. Die Nechtsschule in Sit ten 
Wir sahen früher, daß seit dem 15. Jahrhundert bald hier 
bald dort Nechtsschulen im Lande gehalten wurden. Aus den Ur-
künden erhellt, daß seit dem 13. Jahrhundert in jedem Zehnden stets 
mehrere Notare waren, so daß die Artikel von Naters von 1446 im 
Artikel 98 die Freiheit, sich einen beliebigen, aber fähigen Notar zu 
wählen, mit der Bedingung einschränkt, daß die Register und Hab-
ungen bei, einem Notar verbleiben fallen in demjenigen Zehnden, den 
der Auftraggeber bewohnt^). Daß all die zahlreichen Notare ihre 
Rechtskeuntnisse auf ausländischen Universitäten erworben, ist fast un-
möglich. Zudem war die Legisferierung im Wallis eine so eigen-
artige, daß Notare und Richter hierüber im Lande selbst Unterricht 
') Hcnslcr, Rcchtsqucllcii des Kaittons Wallis, S. 196. Gr. Nr. 2976' 
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sich erwerben, und die Landcsbehörden zum mindesten Prüfungen der 
Notariatskllndidateu über ihre Kenntnisse und Befähigung verlangen 
mußten. Das Landrecht des Kardinals Schinner von ca. 1514 uer-
langt dieses Examen sowohl von einheimischen als fremden Notaren 
unter Strafe der Nichtigkeit der Akten, und zwar vor dem Landes-
fürsten selbst,*) und der Abscheid des Mailandrates von 1566 von den 
Notaren unter der Morse vor gesessenem Lcrndrat2). Das Landrecht 
von 15713) setzt dieses voraus; der Weihnachtlandrat von 1610 
giebt die Erklärung ab, daß Notare ohne Urkundbriefc über ihr em-
pfangenes Amt unter fürstlichem Siegel für ihre Notarsakte keinen 
Glauben verdienen, und der Abscheid des Mailandrates von 1643 
verbietet das Stipulieren von Akten durch Schreiber, die nicht No-
tare sind, unter Strafe der Nullität der Akteu, —• Bestimmungen, 
die noch in die Revision von 1780 aufgenommen sind.*) 
Als nach dem Zusammenbruch aller alten Rechtsverhältnisse 
das Wallis 1802 wieder eine eigene Republik bildete, errichtete die 
Landesregierung eine Rechtsschule, die mindestens ein Jahr dauert, 
worauf ein Jahr Vorbereitung auf die Praxis bei einem erfahrenen 
Notar folgte. So forderte es das Notariatsgefetz vom 3. Dezember 
1807. Dieser Rechtskurs war 1824 eingegangen. Der Laudrat 
dekretierte nun in seinem neuen Notariatsgefetz vom 8. Mai 1824 
einen zweijährigen „Schulkurs der Nechtskanzel", der am 1. No-
vember 1825 zu Sitten zu eröffnen sei, und forderte zum Eintritt 
in diesen Rechtskurs Absolvierung der Rhetorik und Logik und von 
den Notarilltskandidllten einen zweijährigen Besuch einer juristischen 
Akademie einer Universität oder aber dieser Rechtsschule, und schließ-
lich eine genügende Prüfung durch deu Rechtsprofessor vor dem ober-
sten Gerichtshofe des Wallis. 
Diese Rechtsschule wurde nun im Herbst 1825 dem jungen, 
2? Jahre alten Dr. juris Stephan Crovt aus Martinach anvcr-
traut, der sie volle 70 Jahre mit Aufwand allen Eifers und unge-
beugter Arbeitskraft besorgte, bis er den 16. Januar 1896 im 98. 
Altersjahr als Nestor aller Rechtslehrcr der Schweiz verstarb. Lange 
Jahre besorgte er dieselbe allein, dozierte das römische Recht nach 
den Institutionen sowie die Landesstatuten des Wallis von 1571, 
die er 1843 zum praktischen Gebrauch abdrucken ließ, und die bis 
zum Erlaß des « Code Civil» von 1854 in Kraft bestanden. Er 
selbst bearbeitete die Vorlagen dieses bürgerlichen Gesetzbuches und 
') tzcuslcr, I. c. S . 227. — 2) tzcuslcr, 1. c. 9!r. 172. — 3) 1. c. 
Cap. 72—78, S . 299—301. — <) tzcuslcr, I. c. Nr. 33, 157 und 158. 
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der Prozedur- und Pönal-Gesetze des Kantons, meist nach dem Code-
Sanle und Code Napoleon, jedoch mit Berücksichtigung jener Teile 
des wcilliserifchen Statutarrechts und der nachfolgenden Gesetze, die 
sich im Volksbewußtsein besonders eingelebt hatten, (und doch zu 
wenig und zu theoretisch, so daß ihnen das Volk wenig Verständnis 
und Interesse entgegenbrachte). 
Die Notariatsgesetze vom 28. November 1840 und 19. No-
vembcr 1846 halten an den zwei Jahren Rechtsstudien und der 
Prüfung vor dem Appellationshof des Gesetzes von 1824 fest. Sie 
stellen als Lehrprogramm der Rechtsschule auf das bürgerliche Recht 
und die bürgerliche Prozeßordnung, das Kriminalrecht und die tri-
minclle Prozeßordnung des Kantons nnd dessen Gesetze, Detrete und 
Beschlüsse zur Ausübung des Notariats, und fordern darüber eine 
schriftliche nnd mündliche Prüfung. Strengere Anforderungen stellt 
der staatsrätliche Beschluß vom 18. September 1871 an die Kandi-
datcn dieser Rechtsschule: Wer nicht in den Lyceumskursen durch-
schnittlich die erste Note erhalten oder seine Studien außer dem 
Kanton gemacht, hat eine Maturitätsprüfung zu bestehen vor drei 
vom Grzichungsdepartement bezeichneten Mitgliedern, worüber das-
Departement bezüglich Annahme oder Abweisung entscheidet^). 
Bis ungefähr 1880 stand die Rechtsschule unter der Person-
lichen Leitung des Professors und der Oberleitung des Departementes 
des Innern; die Schulgesetze und Réglemente berühren diese Rechts-
schule mit keinem Wort. Da — um eingerissenen Übelständen ab-
znhelfen — beantragte das Departement des öffentlichen Unterrichts 
den Beschluß des Staatsrates vom 13. April 1881 in Betreff der 
Zulassung zur Rcchtsschule2), lernt welchem jeder Kandidat der Rechts-
schule durch regelmäßige Zeugnisse nachweisen soll, mit Erfolg die 
Kurse des Lyceums, ja selbst des Gynmasinins, besucht zu haben, 
oder aber die im Beschluß vom 13. September 1871 vorgesehene 
Prüfung zu bestehen. 
Der stets wachsende Umfang der kantonalen und besonders der 
Vundesgcsctze nnd das unabweisbare Bedürfnis ihrer Kenntnis hatte 
den Staatsrat genötigt, die Zahl der Rechtslchrer an diefer Schule 
zu vermehren; sie stieg auf 3 bis 4 Professoren; selbst kanonisches 
Recht wurde einige Jahre doziert. So gicng denn der Staatsrat 
auf Antrag des Untraichtsdcpartcmcnts durch Beschluß vom 19, Sep-
tcmber 18843) an eine Reorganisation der Rcchtsschule. Dieser stellt 
>) Sammlung der Gcsctzc K. Bd. 11. S . 257. — 2) Sammlung der Ge-
setze 2C. Bd. 13. S . 125. — 3) 1. c. 23b. 14. S . 5—10. 
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>llls Programm auf: Der auf zwei Jahre verteilte Unterricht umfaßt, 
und zwar als obligatorische Fächer: die allgemeinen Rechtsgrundsätzc, 
— das römische Recht, — das Civilgesetzbuch von Wallis, — das 
Vundesgefetz über das Obligationenrecht, — das Strafgesetzbuch und 
das Gesetzbuch über die Strafprozeßordnung, — das Gesetzbuch über 
die bürgerliche Prozeßordnung, — das öffentliche, eidgenössische und 
kantonale Recht, — die hauptsächlichsten Verwaltungsgesetze des 
Kantons. Die Kurse beginnen alljährlich am ersten Montag Ok-
tober und enden am letzten Samstag Juni und zwar zu je 4 Stun-
den per Tag. Die Aufnahms-Bedingungen sind die frühern. Die 
Professoren geben in jedem Trimester dem Unterrichtsdcpartcment das 
vollständige Verzeichnis der Abwesenheiten der Schüler ein, dürfen 
demselben über den Unterricht und die Disziplin Vorschläge machen, 
bestimmen am Ende des Schuljahrs die von jedem Schüler für Fleiß 
und Fortschritt verdienten Noten und übermitteln sie dem Départe-
ment. Die Kurse werden jährlich durch eine öffentliche Prüfung gc-
schloffen, welche vor einer vom Departement ernannten speziellen 
Kommission abgelegt wird. 
4. D i e N o r m a l s c h u l e n 
Die Schulgesetze von 1828, 1840 und 1845 kennen die Nor-
malschulen oder Lehrerbildungsanstalten noch nicht. Das Schulgesetz 
von 1828 bestimmt im Artikel 14 : „In Sitten werden auf Kosten 
des Staates zwei Schuleinrichtungen aufgestellt, um Schulmeister 
(und Lehrerinnen) zum Unterricht in deutscher und französischer Sprache 
zu bilden." Der Kandidat dieser Schuleinrichtung hat sich darüber 
auszuweisen, daß er die an der Elementarschule geforderten 5tcnnt-
nisse besitzt; seine Verköstigung hat seine Heimatgcmeinde, zu tragen, 
und der Kandidat ist dann verpflichtet, 10 Jahre Schule zu halten 
oder die Kosten der Gemeinde pro rata zu erstatten. Diese Anord-
nnng entsprach dem Bedürfnis nicht. Das damalige Schulgesetz faßte 
den Menschen auf, wie er sein sollte, und nicht, wie er ist. 
Der erste Kurs einer Normalschule wurde in Sitten am 
18. August 1846 eröffnet. Er fand statt infolge einer Anordnung 
des Erziehungsrates vom 7. Mai desselben Jahres, welche vom 
Staatsrate den 26. Juni bestätigt wurde. Der Kurs sollte bis zum 
30. Ottober, also 10 Wochen dauern, .wovon die zwei letzten Wochen 
der Methodik gewidmet werden. Die Schüler zahlen für Kost und 
Wohnung monatlich 20 Schweizer-Frankcn und sollen am Schluß 
vom Grziehungsrat geprüft werden, der dann über Zulassung zum 
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Fähigkcits- oder Liccnz-Brcvct entscheidet und den Fähigsten eine' 
Staatsgmtifikation zuerkennt. 
Jetzt war wenigstens ein Pfad gebahnt. Die äußerst dürftigem 
Normalschulen für beide Sprachen und beide Geschlechter folgten sich, 
nun in Sitten fast jcdcu Sommer bis 1849, so daß das Gesetz vom 
31. Mai 184!) über den öffentlichen Unterricht an das Bestehende 
anknüpfend die Bestimmungen aufuehmeu konnte, — daß die Nor-
nialschulcn in beiden Landessprachen für Lehrer und Lehrerinnen fort--
bestehen sollen, ihr Unterricht die Pädagogik und die zum Elementar-• 
unterricht notwendigen Fächer umfasse, und daß die Staatskasse die 
Koste» bestreite, wogegen die Lehramtskandidaten wenigstens fünf 
Jahre im Kanton Schnlc halten müssen. 
Der Staatsrat wandte sich hiczu an die Abtei von St. Mau-
ricc, fand Entgegenkommen, und die Lehramtskandidaten zogen nun,, 
1850 während den Sommermonaten der Kollegiumsfcricn in die 
leeren Räume des Penfiouates des dortigen Kollegs. Das erste Jahr 
erteilten Vtarienbrüdcr den Unterricht, das folgende Jahr Professoren, 
der dortigen Klosterschnle, denen aber die Gesundheit es nicht erlaubte,, 
eine fernere Vakanz mit so aufreibender Arbeit zuzubringen. Die 
Lchramtskaudidatinncn verbrachte!: die Sommermonate 1850 im St. 
Iatobsfpital in St. Maurice, einige folgcude Sommer im Burger-
spital in Sitten unter der Direktion der noch von Domherrn Berch-
told gebildeten Frau Nufenach. 
Mittlerweile hatte die Stadt Sitten Mitglieder der Kongre-
gation der Brüder Mariens im östlichen Frankreich an ihre Knaben- \ 
schulen berufen. Ihnen übergab 1853 der Staatsrat den Unterricht,, 
die Bildung und Verküstignng der Normalfchüler beider Sprachen. <• 
Diese Schulbrüdcr versehen nun seither ununterbrochen zu voller 
Zufriedenheit die französische und deutsche Normalschule zu Sitten, 
zuerst im alten Kollegium der Jesuiten, dann mehrere Jahre in dem. 
zu eiuem Kolleg benutzten jetzigen Posthause und endlich seit einigen 
Jahren im neuen Kollcgiumsgcbäude, wo nun die Studien- und Hör-
säte, sowie das bezügliche, stets von ihnen unterhaltene Pensionat 
der Lehramtskandidaten definitiv untergebracht sind. 
Die französischen Lehramtskaudidatinnen wurden gleichfalls in ' 
Sitten zuerst durch die Frauen Nufenach und Mabilliard, dann durch 
Herrn und Frau Mabilliard unterrichtet und stehen, nun feit langen 
Jahren unter der tüchtigen Direktion der Fran Benetz, welche im 
Verein mit mehreren erprobten Lehrerinnen die Anstalt leitet, indem 
die Kandidatinnen im frühern Haus des großen St . Bernhard in 
Sitten Lehr-, Studien- und Schlafsäle und auswärts gemeinsame 
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.Kost finden. Die deutschen Lehrerinnen erhalten ihren Nonnalunter« 
richt seit 1852 durch drei bis vier Lehrschwcstern und einen bis zwei 
Lehrer für Gesang, Zeichnen, Naturgeschichte und öfters auch Mathe-
mlltik aus dem Laienstande im Ursuliuerkloster in Örig, welches die 
Aufgabe zur besten Zufriedenheit löst und ein geeignetes Pensionat 
hiefür errichtete. 
1895 wirkten 9 Lehrer an der Normalschnle für die Lehrer, 
8 Lehrerinnen in Sitten und 3 in Brig mit einem Laien für die 
Lehrerinnen. 
Diese Normalschulcu wurden 1861 dnrch ein staatsrätlichcs 
Reglement wieder neu geordnet und ihre Dauer auf drei Jahre mit 
,zwei bis drei Monaten Unterricht (Juli bis September) angesetzt, so 
daß die Kandidaten im Winter als Hilfslehrer oder in kleinen Schu-
len Anstellung finden konnten. Das Unterrichtsgefctz vom 4. Juni 
1873 suchte die Normalschnle wesentlich zu heben, und bestimmte im 
Artikel 76, daß sie wenigstens acht Monate zum Jahr dauere und 
der vollständige Kurs mindestens zwei Jahre umfasse. Unter dem 
Nachfolger des Herrn Bioley im Erziehungsdcpartcment, Herrn Staats-
rat Leo v. Noten, wurde 1882 die Dancr der Kurse dieser vier 
Normlllschulen auf jährlich zehn Monate ausgedehnt. 
Die Oberaufsicht über die Normalschulcu übt das Erziehungs-
département aus. Dasselbe ernennt auch die Lehrer oder Lehrerinnen 
derselben, welche früher jährlich gewählt wurden, feit 1873 je zum 
vierten Jahr der Wiederwahl oder Bestätigung unterworfen sind. 
Der Staat bezahlt die Lchrcrgchalte, welche sich 1863 nur auf Fr. 
5150 beliefen, im Jahr 1881 auf Fr. 6100 für die Normalfchulcn 
der Lehrer, Fr. 3650 für die Normalschnle der französischen und 
Fr. 2600 ftir jene der deutschen Lchreriunen, — und 1895 gar 
auf 7719 für die der Lehrer, 5866 für die zweite und 2801 
Fr. für die dritte Normalschule stiegen. Überdies zahlte der Staat 
noch 1881 an Licht, Heizung, Schulgerat, Bibliothek, Mobiliar 2C. 
Fr. 2467 und an Unterstützung der Schüler Fr. 19,000, somit im 
Total Fr. 33,817, — und 1895 an Lehrergchalt Fr. 16,387, und 
an die übrigen Auslagen wohl nicht weniger. Bezüglich der Unter-
stützung der Lehramtskandidaten ist zu bemerken, daß die Zöglinge, 
welche ihre jährliche Schlußprüfung gut bestehen, je nach den crhal-
tenen Durchschnittsnoten eine größere oder geringere, bei ausgczeich-
netem Prüfungsresultat auch eine gänzliche Vergütung ihrer Kost-
Auslagen erhalten, nach einmaliger Vorausbezahlung von 150 Fr. 
Zur Aufnahme in die Nonnalfchule muß der Kandidat das 
15. Altersjahr erfüllt haben,, ein Leumundszeugnis und ein ärztliches 
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Zeugnis beibringen, daß er in physischer Beziehung zum Lehrerberuf 
geeignet sei, sowie einen Bürgschaftsschein, den Staat zu entschädigen, 
falls er nicht die vorgeschriebenen 8 Jahre int Kanton Schule hält, 
und endlich vor dem Erziehungsrat oder einer von ihm ernannten 
Prüfungskommission in Beisein des bez. Direktors der Normalschule 
einer Prüfung, ob er die nötigen Vorkenntnisse besitze, sich unterziehen. 
Diese Prüfung ist sowohl schriftlich als mündlich und erstreckt sich 
über alle Fächer der Primarschule.^) Ein Reglement vom 19. No-
vcinbcr 1874 reguliert diese Prüfung bis in's einzelnste. 
Der Unterricht in den Normalschulen umfaßt folgende Fächer: 
Ncligiouslchre 3 Stunden, biblische Geschichte 2, Sprachunterricht 10, 
Schönschreiben 2, Rechnen mit Buchhaltung 8, Geschichte und Geo-
graphie der Schweiz mit Ciuiluntcrricht 5, Pädagogik 2, Gesang, 
Zeichnen und Turnen je 2 Stunden. Dazu Landwirtschaft, Baum-
zucht und Weinbau 2 Stunden für die Lehrer, weibliche Handarbeit 
10 Stunden für die Lehrerinnen. Die Zahl der wöchentlichen Un-
tcrrichtsstnndcn beträgt nach dem Unterrichtsplan von 1875 für die 
Knaben 41 Cfrüher 35) und für die Mädcheu 49 (früher 45) Stun-
den, — leider zu viel! 
Seit 1861 wurden von Zeit zu Zeit Wiederholungskurse ge-
halten. Das Gesetz von 1873 sieht nun einen jährlichen Wieder-
holnngskurs von 2 Monaten an jeder Normalschule vor, der die Be-
stimmnng hat, Zöglinge, welche den vollständigen Kurs der Normal-
fchulc vollendet oder in irgend einer Lehranstalt hinreichende Studien 
gemacht und in den Lehrerstand zu treten wünschen, zu vervollkommnen. 
Der Staat übernimmt die Auslagen dieser Wicdcrholuugsfchulcn; die 
Schüler haben aber das Kostgeld selbst zu bestreiten. Diese Schulen 
wurden seither mit seltenen Ausnahmen jährlich gehalten und vom 
Lchrerpcrfonal zur Erlangung des definitiven Patentes besucht. 
Am Schlüsse der Normal- und der Wicdcrholungsschule haben 
die Lehramtskandidaten vor Mitgliedern des Erzichnngsrates und 
vor einer Geschworenenkommission eine umständliche, alle vorgetrage-
neu Fächer umfassende, teils schriftliche, teils mündliche Prüfung zu 
bestehen. Das Maximum der Punkte für jede Fachprüfung ist auf 
10 festgesetzt laut dem hierin ganz umstäudlichen Reglement vom r9. 
November 1874. Diese Prüfung veranlaßt folgende Ergebnisse: 
I. Schüler des ersten Kurses der Normalschule mit einer 
Dnrchschnittsnote vou 8 Punkten werden auf Staatskosten, mit einer 
Durchschnittsnote von wenigstens 6 Punkten für halbes Kostgeld, mit 
>) Uiitcirichtsncsctz von 1873, Artikel 78—80. 
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der Durchschnittsnote von 5 Punkten auf eigene Kosten in den obern 
Kurs aufgenommen, die übrigen abgewiesen. 
2. Schüler des zweiten Kurses und der Wiederholungsschulc, 
die eine Durchschnittsnote von 6 oder mehreren Punkten erhalten, 
werden patentiert, die diese Note nicht erhalten, zu einer Wieder-
holungsschule verpflichtet oder definitiv abgewiesen. 
Patente gab es früher laut dem Gesetz von 1849 zwei, ein 
vom Staatsrat ausgestelltes Fähigkeitspatcut für immer und eine 
vom Erziehungsdepartemcnt erteilte zeitweilige Ermächtigung, ent-
sprechend dem frühern Fähigkeits- und Liccnz-Brevet. Das Gesetz von 
1873 annulliert indirekt die frühern Patente und führt drei Arten 
von Patenten ein: 
1. Das provisor ische Patent, welches dem Kandidaten des 
zweiten Nonnalkurses nach befriedigend bestandener Prüfung für e in 
Jahr vom Erziehungsdepartement erteilt wird. Wiedcrholungsfchüler 
mit minder befriedigender Schlußprüfung, oder die noch keine Schule 
gehalten, haben nur auf diese provisorische Ermächtigung Anspruch. 
2. Das temporä re Patent, gültig für 4 Jahre, welches je-
neu Lehramtskandidaten erteilt wird, welche die Schlußprüfung fehr 
befriedigend bestanden oder faktisch bei provisorischer Ermächtigung ein 
oder mehrere Jahre laut Konstatierung des betreffenden Schulinspcktors 
mit Erfolg Schule gehalten haben. 
3. Das d e f i n i t i v e Patent. Zu dessen Erlangung muß der 
Kandidat während mindestens 5 Jahren mit Erfolg im Kanton Schule 
gehalten und sich einer neuen Prüfung über die Lehrgegenstände des 
Programmes der Normalschulen mit oder ohne Wiederholungsschule 
unterzogen haben. Dieses Patent wird vom Staatsrat auf Vor-
antrag des Erziehungsdepartements zuerkannt. 
Der Staatsrat kann auch Personen, welche notorisch höhere 
Studien gemacht, die das Programm der Nurmalschule übersteigen, 
ohne Prüfung die Ermächtigung zum Schulunterricht erteilen. 
Die Zahl der Noimalschüler aller vier Abteilungen schwankt 
gewöhnlich zwischen 60 und 120, wovon nicht ganz ein Drittel 
deutsche. Die verlängerte Schuldauer führte in jüngerer Zeit eine 
Abnahme herbei, wahrend früher manche die Normalschule statt einer 
Fortbildungs- oder Realschule benutzten, was durch das Schulgesetz 
von 1873 gestattet ist, falls die Aufnahmsprüfung genügend bestanden 
und die Staatsunterstützung nicht beansprucht wird. 
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5. Die V o l k s - ober P r i m a r s c h u l e 
a) Allgemeine Grundsätze, Verpflichtung 
Sämtliche Gesetze und Verordnungen seit 1828 erklären den 
Volks- oder Primaninterncht als obligatorisch. Wir haben die lci-
tcndcn Grundsätze hierüber oben mitgeteilt, wie sie in den Vcrord-
innigen von 1828 bis 184!) niedergelegt sind. Das Gesetz vom 
31. Mai 184!) und das Reglement von 1860 verordnen, daß zahl-
reichere Schulen nach Geschlecht getrennt, und daß au Orten, wo 
mehr als 60 Schüler sind, für Mädchen eine besondere Schule durch 
eine Lehrerin gehalten werde. Das Gesetz vom 4. Juni 1873 ordnet 
diese Trennung der Schulen nach Geschlecht auch für Ortschaften an, 
wo mehr als 50 Schüler sind, und begehrt, daß jede Schule, wenn 
sie mehr als 60 Schüler zählt, geteilt werde. Diese Anordnung 
hatte zur Folge, daß eine gauz bedeutende Reihe neuer Schulklassen, 
besonders Mädchenschulen errichtet wurden. Im Jahr 1881 gab es 
257 voll Lchreru, 224 von Lehrerinnen gehaltene Schulen und ins-
besondere 1881 bei 153 Mädchenschulen. Die Zahl ist seither noch 
um etwas gewachsen. 
Das Gesetz von 1£73 sieht auch Fortbildungsschulen vor, er-
inächtlgt den Staatsrat nach Bedürfnis und Umständen noch andere 
Schulen und Spczialknrse zu eröffnen, (wovon später) und ruft einer 
Klassifikation der Schulen. Der Staatsrat hat davon reichlichen Ge-
brauch gemacht. 
Das vom Großen Rat genehmigte Reglement , für die Volks-
schulen vom 28. November 1874 teilt die Volksschulen nach ihrer 
Wichtigkeit in drei Stufen ein. Die erste oder unterste Stufe um-
faßt im Allgemeinen die kleinen Gcbirgs- und Sektionsschulen, deren 
Dauer das vom Gesetz vorgeschriebene Minimum von sechs Monaten 
ohne staatsrätliche Ermächtigung nicht überschreiten, rcspektiu verkürzen 
darf. Ein Beschluß des Staatsrates vom 11. Juni 1875 bezeichnet 
die Schulen, welche der zweiten und dritten Stufe angehöre« und 
fetzt die Schilldauer der zweiten Stufe auf 7 Monate, die der dritten 
Stufe auf 8 Monate, in Sitten, Martinach-Stadt und -Burg und 
zu Chables iu Bagnes auf 9, in St. Maurice, Monthcy und Vouvry 
auf 10 Monate fest. Damit wurden ungefähr 75 Schulklafscn von 
12 Ortschaften zu Schulen dritter Stufe und die Schulklassen von 
39 Ortschaften zn Schulen zweiter Stufe erhoben, mehreren der 
letzter» aber in wenigen Jahren der siebente Monat erlassen. 
Das Schulgesetz von 1828 spricht die Unentge l t l i chke i t 
des Primarunterrichts nur für jene Pfarreien oder Gemeinden aus, 
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welche hinlängliche Hilfsquellen besitzen, um einen gebührenden Lehrer-
geheilt 2C. zu zahlen; in andern dürfen die Eltern oder Anverwand-
ten der Kinder besteuert werden I n diesem Falle bestimmt die 
Gemeinde die Steuersummc für deu Lehrergehalt, für Anschaffung 
von Büchern, für Schnlgerätc und für Heizung und Steinigung, welche 
Summe kopfweisc auf die Schüler verteilt wird. Nur für arme 
Kinder hat die Gemeinde zu zahlen. Diese Bestimmungen entsprachen 
der hergebrachten Übung und lebten sich schnell ein. Manche Berg-
gemeinde hielt bis in die siebziger Jahre noch zäh an denselben. Die 
Schulgesetze von 1840 und 1845 änderten hierin nichts ab; jenes 
von 1849 aber bestimmt, daß die Gemeinden die Kosten des Primär-
Unterrichts zu tragen haben, und denselben bestreiten sollen — aus 
den Zinsen der vorhandenen Schulfonde, — aus dem Überschuß der 
Pfründen und anderer Stiftungen, „die minder nützlich sind", (was 
viele Reibereien mit dem Klerus, mit den Teilhabern an Bruder-
fchaften, Iahrzeitstiftuugeu ?c. hervorrief) — und durch Besteuerung 
der in der Gemeinde ansässigen Bewohner, jedoch mit Ausnahme 
jener, „welche für ihre Kinder eine eigens errichtete Schule unter-
halten." Mit der letztern Bemerkung find die auf den Weilern aus-
gedehnter Gemeinden im Unter- und Mittelwallis errichteten Scktions-
schulen gemeint, deren Unterhalt bis in die neuere Zeit stets Schwierig-
leiten rief. Die folgenden Schnlrcglcmcnte übergehen diese mehr oder 
weniger gehässigen und zwistigen Bestimmungen und beladen einfach 
die Gemeindeverwaltungen mit den nötigen Schulanslagen. Die fpc-
ziellc Besteuerung der schulpflichtigen Kinder und ihrer Eltern wurde 
als unzulässig erklärt. Endlich sprach das Unterrichtsgcsctz vom 4, 
Juni 1873, Artikel 8 bis 10: „Der Voltsunterricht ist obligatorisch. 
— Die Gemeinden tragen die Kosten für den öffentlichen Unterricht 
(der Volksschulen, denn nur von ihnen ist hier die Rede,) und vcr-
wenden zur Deckung derselben, unbeschadet der Bestimmungen der 
Artikel 59 und 60, die Schulfonds, die allgemeinen Einkünfte (der 
Munizipalität), fowie die gesetzlichen Beiträge der Bürgerschaften. — 
Jede Gemeinde ist verpflichtet, die erforderliche Anzahl Schulen zu 
eröffnen... Mit Genehmigung des Staatsrates jedoch können zwei 
oder mehrere Gemeinden zusammen eine einzige Schule halten." — Der 
Artikel 59 besagt: „Die Scktionsschulen sind den Gemeindeschnlen 
gleichgestellt;" entscheidet aber, —• ein neuer Zankapfel — daß die 
Kosten der Sektionsschulen über die Erträgnisse der dazu bestimmten 
Schulfonde von den in den Sektionen wohnenden Bürgern, nach 
Maßgabe des Gesetzes über die Gemeindelasten, bestritten werden. 
Der Artikel 60 erklärt: „Die Bewohner einer abgelegenen Ortschaft, 
163 
welche zur Schule einer Nachbargemeinde näher haben, können ihre 
Kinder dahin schicken, wenn der Inspektor es für geeignet hält. I n 
diesem Falle trägt die Wohngemeinde der betreffenden Kinder den 
Anteil an der Äeistencr." — Mit diesen Artikeln wurde endlich ein 
billiges und gleichförmiges Vorgehen angebahnt, um den ewigen 
Zänkereien einen Riegel zu schieben. 
Aber Allem war nicht vorgebeugt. Ich erinnere nur an die 
oft brennende Frage: Wer zahlt für die Schulkinder anderer Ge-
mcindcn? Das Schulgesetz weist auf die Wohngemeinde dieser Schul-
linder und verweist auf das Gesetz über die Gemcindelasten. Dieses 
ist aber noch unvollständiger. Indeß hatte sich die Praxis heraus-
gebildet, daß die Bürgerschaften die Schulgebäude ihrer Gemeinde zu 
unterhalten, das nötige Brennholz „auf dem Stock" zu liefern, die 
Munizipalität hingegen die Ausbeutung des Brennholzes und alle 
Auslagen der Schule an Besoldung, Inspektion, Erstellung oder Er-
gänzung von Schulgeräten, Schulmaterial 2C. zu bestreiten hat und 
hierin die Nebengcmeinden pro rata, ihrer Schüler, welche diese Schule 
mit Erlaubnis des Staatsrates oder vorübergehend des Inspektors 
besuchen, sofern sie nicht als Familienglieder oder ständige Bewohner 
der Gemeinde dieser Schulen anzusehen sind, zu zahlen haben. 
d) Schulfoude 
Wie aus dem I . Teil dieser Abhandlung zu ersehen ist, wurde 
in früherer Zeit aus frommen Gaben, testamentarischen Verfügungen 
und Gemcindeanweisuugen beträchtliche Fonde gebildet, vielfach in 
Verbindung mit geistlichen Pfründen, deren Inhaber teils auch jetzt 
noch die schwere Bürde freudig auf sich nehmen, teils den Ertrag 
dem Lehrerpersonal abtreten, nicht ohne werkthatige Unterstützung, 
wenn nicht Alter u. s. f. sie zu entheben scheint. Vielleicht hat nur 
das 14. und 15. Jahrhundert den Opfersinn des 19. erreicht oder 
überschritten. Seit 1828 sind nicht nur die alten Schulfonde überall 
bedeutend geäuffnet und mit Stiftungen für Schulmaterialien, Wärme-
kleidungen, Suppenanstalten zu Mittag :c. an einigen Orten bedacht 
worden, sondern auch neue gestiftet worden. Ich kenne leider in 
dieser Hinsicht die jedenfalls bedeutenden Stiftungen und Gaben im 
französischen Landesteil nicht. I m dentschen Landesteil testierte am 
1. Februar 1834 Herr Alois Arnold von Simpeln und Brig, Noviz 
im Kloster der Gesellschaft Iefu in Br ig, 24,000 alte Schweizer-
Franken an die Kollegiumskirche in Brig mit der Bestimmung, daß 
aus den Zinsen dieses Kapitals, dessen Verwaltung der Kanton über-
nahm, wenigstens ein Primarlehrer • der Knabenschule von Brig mit 
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wenigstens 400 Schweizer-Franken besoldet werde, welche Besoldnngs-
summe später auf 700 neue Franken festgestellt und dessen Zinse 
noch jetzt zur Besoldung der Primarschule uon Brig für die Knaben 
durch den Staat laut Ergebnis der Verkaufssummc der dafür legier-
ten Besitzungen bezahlt werden. Wenige Jahre später schenkte Arnolds 
Jugendfreund, Kaplan Alois Schlunz in Glis, über 10,000 Fr. als 
Stiftung einer Schul- und Primmifsariatspfrnnde iu Glis, dessen In-
Haber mit der Haltung der Knabenschule von Glis beladen ward. 
Beide großmütigen Geber hielten später zn ihrem Lcbeusuntcrhalt Jahre 
lang die uon ihnen gestifteten Schulen. Die Gemeinde Ncckingcu hob 
vor 20 Jahren infolge großmütiger Schenkungen der Familie uon 
Kalbcrinatten und anderer ihren Schulfond auf 12,000 Fr. mit einem 
eigenen und geeigneten Schulhaus; die kleine Gemeinde Niederwald 
besserte ihr Schulfond auf 6000 Fr. Ein schlichter Mann, Felix 
Elsig von Bitsch, legierte an die Primarschnlcn uon Morel, Nied 
und Bitsch je 300 Fr. für Schnlmatcrialien armer Kinder. Die Ge-
meinden Ried-Atörel und Bitsch stifteten einen Schulfond uon je 4000, 
Ried-Brig von nahezu 10,000 Fr. Staldcn, Staldeuricd, Eisten, 
Terminen, Törbel, Unterbäch, Turtmann, Ergisch und Ems, Baren, 
Salgefch und besonders Lcnkcrbad infolge bedeutender Legate uon 
Fr. 5—7000 besserten ihre Schnlfonde aus, während Münster, Erucu, 
Ficsch, Glis, Visp, Zcrmatt, und besonders Lenk, Lcns und Grimi-
sunt für ihre Mädcheuschulcn teils fchou bedeutende Fonde angelegt 
haben, teils dafür in Arbeit find. Im Mittel- und llnterwallis bc-
müht sich jede größere Ortschaft mit seltener Ausnahme, neue und 
ersprießliche Fonde für Mädchenschulen anzulegen. 
Das Schulgesetz vou 1829 verordnete, daß die Bußen über 
Zuwiderhandlungen gegen das Wirtshaus- und Polizcigesetz und an-
dere Bußen, die nicht gesetzlich den Armenkassen zufallen, in die 
Schulkllsscn fallen sollen, deren Zinse nur zu Schulzweckcn zu ver-
wenden feien. Der Erfolg war gering. Später wurden auch Holz-
schlage bewilligt unter der Bedingung, daß ein Teil des Erlöses 
zur Äuffnung der Schulfoude verwendet werde, welche Beftimmuug 
besser eingehalten wurde. — Die Verwaltung der Schulfondc und 
der Bezug ihrer Zinse 2C. ist den Gemeindebehörden überbundcn. 
c) Schuldauer, pflichtiges Alter 
Das Gesetz vou 1829 verpflichtet die Kinder vom erfüllten 
7. bis zum erfüllte« 14. Altersjalf» zum Schulbesuch, giebt aber 
dein örtlichen Schulrat die Bevollmächtigung, diese Zeit zu verkürzen 
oder zu verlängern, und setzt die jährliche Schuldauer auf 5 Monate 
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tin, wovon bei- Schulrat wieder zwei Wochen abkürzen darf. Das 
Gesetz uon 1845 dehnt die Schulpflicht nur bis zum erfüllten 12. 
Altcrsjahr aus, befiehlt aber, daß kein Schüler ohne Prüfung entlassen 
werde und giebt der Orts-Schulkommiffion die Befugnis, die Schul-
Pflicht bis zum erfüllten 15. Jahre auszudehnen. Die jährliche 
Dauer wird auf 7 Mouat und die tägliche auf 2i/2 Stunden vor- | 
mittags nnd 2 Stunden nachmittags festgesetzt, dabei aber dem Er-
zichungsrate die Vollmacht erteilt, in Gemeinden mit weit entfernten 
Weilern und Wohnhäusern die jährliche Dauer um höchstens 2 Mo-
uate abzukürzen und Halbtagschulcu zu dulden. Man kann sich denken, 
wie reichlich die Eingaben an den Erziehuiigrat uni diese Ermäßig-
ungen waren. Faktisch bestanden bis 1874 nur au größern Ort-
sthaftcu der Ebene und au einigen Pfarrdörfern des Entremont 
Schulen von 7 und mehr Monaten Dauer und befanden sich in gar 
manchen Bcrggcmcindcn, wenigstens bis Mitte Januar oder bis Licht-
meß, nur Halbtagschulcu. 
Das Gesetz vou 1840 und das Reglement von 1853 enthalten 
hierüber keine neuen Nestimmungcn; das Reglement von 1860 ver-
pflichtet die Jugend zum Schulbesuch bis zum erfüllten 15. Alters-
jähr, befiehlt die Eröffnung der Primarschulen im ganzen Land auf 
den ersten Werktag des November nnd überläßt den Gemcindcräten, 
die jährliche Dauer ihrer Schulen zu bestimmen; doch dürfen sie die-
fclbc unter Buße von 10 bis 50 Fr. nicht unter 5 Monate ansetzen. 
Das Gesetz von 1873 endlich verpflichtet jedes Kind vom er-
füllte» 7. bis zum erfüllten 15. Jahr zum Schulbesuche; wer dann 
noch keine hinlängliche Bildung erlangt, kann über dieses Alter hinaus 
noch weiter dazu verhalten werden. Diese Entscheidung übte faktisch der 
Schnlinspcktor mit den Schnlansschüssen ans. Da aber mehrfach da-
gegen reklamiert wnrdc, entschied das Erzichuugsdcpartemcnt 1881, 
daß jene Schüler, welche bei erfülltem 15. Jahre die oberste Ab-
tcilung ihrer Schnlklafse nicht erstiegen hatten, noch ein Jahr die 
Primarschule besuchen sollen. Dies gilt noch jetzt für die Mädchen. 
Für die Knaben ordnete der Staatsrat durch Beschluß aus den letzten 
Jahren an, daß alle Knaben, welche das 15.,Jahr erfüllen, nach dem 
Schluß der Schule vor dem Schnlinspcktor und einem andern Ex-
pcrten eine den Matnritäts-Prüfnngen der Studenten und der Nor-
malschülcr nachgebildete Reifeprüfung zu bestehen haben und falls sie 
eine Durchfchnittsiiote von 8 Punkten erhalten, entlassen werden, und 
laut der tiefern Dnrchfchnittsuotc uoch ein halbes oder ein ganzes 
Jahr die Primarschule besuchen müsse». 
Das Minimum der jährlichen Schuldaucr ist durch dasselbe 
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, Gesetz von 1873 und durch das Reglement von 1874 auf 6 Mo-
/ nate niit Beginn am 2. November für die Schulen erster Stufe, auf 
! ? für jene zweiter Stufe und auf 8 bis 10 Monate für diejenigen 
\ dritter Stufe festgesetzt. Die geringste Zahl der wöchentlichen Unter-
richtsstunden ist durch das benannte Reglement in den Schulen 1. und 
2. Stufe für Schüler des 1. Jahres auf 21, für die übrigen auf 
30 Stunden, in den Schulen 3. Stufe auf 20 für die Anfänger 
• und auf 26 für die übrigen bestimmt. Leider kann im Winter in 
Gemeinden mit sehr zerstreuter und nomadisch herumwandcrnder Bc-
völkerung diese Stundenzahl nicht für alle Schüler eingehalten wer-
den. Es giebt Ortschaften, wo die Schulkinder teilweise während 
des Winters über eine, selbst bis zwei Stunden vom Schullotal eut-
fernt wohnen. Diese können weder dem Anfang noch dem Schluß der 
Tagesschulen beiwohnen und müssen sich entweder mit Halbtagsschulen 
begnügen, was übrigens je länger wie weniger geschieht, oder das 
Lehrpersonal während der Mittagspause beschäftigen, die oft 7 bis 8 
Stunden opfern müssen. Im allgemeinen darf versichert werden, dah 
\ sowohl Lehrer als Schüler die vorgeschriebene Stundenzahl zu er-
reichen sich bemühen und daß die Kinder oft waghalsig dem Frost 
' und der Lawinengefahr trotzen. 
d) Schullokale und Schulgerät 
Die ältern Gesetze und Réglemente schweigen sich über Schul-
Häuser und Schulgeräte vollständig aus. Die Schuleu wurden in 
Pfründhäusern, Gemeindehäusern oder in gemieteten Lokalen gehalten, 
bei deren Wahl nicht die Zwecknäßigkeit, wohl aber die Wohlfcilhcit 
den Ausschlag gab. Im allgemeinen galt es zwar, daß die Gemeinde 
für Lokal und Gerät sorgen solle. Wenn aber der Inspektor noch 
nicht zum so und so vieltcu Mal befohlen hatte, beließ mau es beim 
Alten. I n engen, schlecht beleuchteten Zimmern oder Kammern saßen 
die grüßern Schüler an langen Tischen, die kleinern auf Bänken rings 
uni die Wand, einige auf Notbänken mitten im Zimmer. Doch gicngcn 
größere Gemeinden mit bessern: Beispiel voran. Als das Reglement 
von 1860 ein Lehrkatheder mit verschließbarer Schublade, Baute mit 
Tischen für die Schüler, eine Uhr, Lesetabellen, große schwarze Rech-
nungstafeln und geographische Karten der Schweiz, Europa's 2C. vor-
schrieb, gieng man endlich langsam daran, Jahr um Jahr etwas da-
von anzuschaffen. Nur die Hauptdörfer der Zehndcn und größerer 
Pfarreien im Unter- und Mittelwallis hatten vorher dafür etwelche 
Sorge getragen. Fast überall hatte man von da an das Bewußtsein 
oder wenigstens das Gefühl, für Ausstattung der Schulzimmcr und 
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Geräte etwas zu thun. Trotzdem aber das Grziehungsdcpartement 
jeder Gemeinde vollständige Zeichnungen zur Erstellung uou Schul-
bauten und verwandtem Schulgerät lieferte, konnte sich weder der beauf-
tragte Gemeindevorsteher noch der gute Schreiner entschließen, seine 
Erinnerungen an die alten Schulbänke und Geräte zu uerläugnen. 
Seitdem das Gesetz vom 4. Jun i 1873 die Bürgerschaften mit 
der Lieferung der Schulgebäulichkeiten ausdrücklich belastet hatte, 
wurden nun an gar vielen Orten die alten Gemeindehäuser mit mehr 
oder weniger Auslagen in Schulhäuser umgewandelt. Zu dieser Um-
Wandlung, zum Bau neuer Schulhäuser oder zur Ausbesserung der 
bestehenden bedurfte es meist jahrelanger Mahnungen und Berichte 
der Schuliuspcktoren und wiederholter Befehle des Unterrichtsdeparte-
inents, selbst des gesamten Staatsrates. Infolge der konstitutionell 
garantierten freien Niederlassung sahen sich die alten Bürgerschaften 
in die Rolle privater Kollcktivgcscllschaften, freilich mit Unrecht, zu-
rückgedrängt, fühlte», das; die Munizipalgcmeiudeu regierten und wehr-
tcn sich ihrer Rechte und Einkünfte, und so auch ihrer vou den Ge-
setzen geforderter Mehrbelastung für Bau, Herstellung und Ausbesserung 
der Schulhäuser und ihrer Geräte. Dessenungeachtet gaben sie sich 
allmälig immer mehr her, vou sich aus oder in Verbindung mit der 
Munizipalgemeinde neue Schulhäuscr zu bauen, zu erwerben oder aus 
ihrem Eigentum herzustellen. Allerdings ließen sich dann die Be-
dingungen des Schulgesetzes, daß die Schulzimmer gut hell und luft ig, 
hoch und geräumig genug seien, und daß ihre alten Gemeindehäuser 
nicht auch für andere Zwecke, wie Gemeindeversammlungen, mitunter 
selbst zu Fastnachtbelustigungen, benützt werden, schwer ausführen. 
Hier ist der wundeste Fleck im walliscrischcn Unterrichtswesen, obschon 
einzelne Gemeinden im ganzen Lande, besonders im Unterwallis mit 
-löblichem Eifer vorangegangen sind und bedeutende Opfer gebracht 
haben. 
e) Lehrfächer und Lehrbücher 
1828 wurden als obligatorische Lehrfächer verzeichnet — Ka-
techismus, biblische Geschichte, Lesen, Schreiben, Orthographie, die 
ersten Grundsätze der Sprachlehre, im Rechnen die vier Spezies und 
die Brüche, dann für die Mädchenschulen „Unterricht über Arbeiten 
ihres Geschlechtes oder über Hauswirtschaft". Das Gesetz vou 1845 
fügt diesen Fächern bei : Vaterlandsgeschichte, Geographie, Buchhal-
tung, Rechnung im Dreisatz und Anfangskenntnisse in der Landwirt-
schaft. Letzteres und die Buchhaltung erscheinen nicht mehr im Pro-
graunn des Gesetzes von 1849 und werden schwerlich nennenswerte 
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Pflege gefunden haben; hingegen erscheint hier Gesang, während im 
Gesetz von 1845 Lcsetabellen und praktische Rechnungen anempfohlen 
wurden. Das Ncgleuient von 1860 teilt jede Schule nach der Stärke 
der Schüler in zwei Abteilungen und weist der untern Katechismus, 
Lesen, Schreiben und die uier Spezies der Rechnung zu, und «erlegt 
in die obere Abteilung die biblische und die vaterländische Geschichte 
und Geographie, Sprachlehre, erweiterte Arithmetik und Vuchhaltung, 
Gesang, den Knaben Banmzucht, den Mädchen Radclarbeit — Stricken 
und Nahen — befehlend. Dasselbe Programm stellt das Gesetz von 
1873 auf, ausgenommen, daß den Knaben statt Baumzncht — An-
fangsgründe des Messens und der Landwirtschaft vorgeschrieben wer-
den. Seither ist auf Drängen der Bundcsbchorden der Unterricht 
' • des T u r n e n s für die Knaben von 10 bis 15 Jahren hinzngckoinmcn, 
, und zwar als obligatorisch seit 1881. Das Erziehnngsdcpartcment 
ordnete bei allen Knabenschulen Turngeräte an, übersandte Zeichnungen 
zur Erstellung derselben, fand aber mancherorts nur alliuälig Nach-
achtung. Die entfchicdendsten Gegner fand das Turueu oft bei den 
Eltern, die da meinten, unsere Bergjnngeu können notgedrungen gc-
nugsam sich drehen, springen und klettern. Unfälle nnbcdachtsamcr 
Jungen schienen ihnen Recht zu geben. Doch ist das Turnen an den 
meisten Orten eingeführt und wird mehr oder weniger vom Lchrcrpcrsonal 
jährlich gepflegt, sobald der Boden schneefrei ist. Mehr Entgegen-
I kommen fand das Dekret des Großen Rats vom 18. Wintcrinonai 
1880 betreffend Anlegung von Obstbauinfchulcn iu de» Gemein-
den. Diefes Dekret verordnet, daß in jeder Gemeinde, wo es das 
Klima gestattet, eine Obstbaumfchulc angelegt werde, und zwar unter 
Strafandrohung gegen renitente Gemeinden. Die Bürgerschaften 
haben den erforderlichen Boden zu liefern; die Erstcllnngc'kostcn lie-
gen den Gemeinden ob. Sie werden von der männlichen schul- und 
wiedcrholnngskurspflichtigen Jugend besorgt unter Aufsicht und Lcit-
ung des Lehrpersonals oder in deren Abwesenheit durch andere 
sachkundige Personen. Ganz dasselbe ordnet das großrätlichc Dekret 
vom 27. Wintermonat 1888 an. Nur die Oberaufsicht über diese 
Baumschule», womit vorher das Erzichnugsdepartcmeut beladen war, 
wird dem Departement des Innern überbürdet. Die Zahl dieser 
Baumschulen ist seither zurückgegangen. 
Bezüglich der Lehrbücher herrschte noch lange das bunte Durch-
einander der frühern Zeit. Doch drang man immer mehr auf Ver-
einheitlichuug derselbe». Den l7. Oktober 1845 bezeichnete das mit 
der Erziehung betraute Departement des Innern die zu gebrauchen-
den Schulbücher. Für den deutschen Teil wurden der Diozcsan-
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latechismus, die Lautier- und Lesebücher und die Übungen zum Kopf-
und Zifferrechnen des Kantons Luzern, die Elementarsprachlehre nach 
Wurst und die kurze Beschreibung der Schweiz von Hrn. Weiß an-
geordnet. P. Sigismuud Furrer, Kapuziner in Sitten, verfaßte dann 
eine kurze Geschichte des Wallis, Marienbruder Roth in Sitten eine 
Denk- und Sprachlehre, andere Walliscr Sillabier- (oder Lautier-) und 
Lesebücher. Ähnliches geschah für den französischen Landesteil. Im 
Herbst 1875 bezeichnete das Erziehungsdepartement sämtliche obliga-
torischen Schulbücher für beide Landesteile. Für den Ncligionsunter-
richt wurde der Diozesankatechismus, l'Abrégé de l'histoire sainte 
von Lons-le-Saiilnier und Schusters Histoire sainte für den fran-
zösischen, Deharbes Katechismus und Schusters kleinere und größere 
biblische Geschichte für den deutschen Teil, — für den französischen 
Sprachunterricht die Tabellen und Lesebücher von Lons-le-Saulnier, 
die Lesebücher für die romanische Schweiz von Renz und die Sprach-
lehre von Larousse, für den deutschen Sprachunterricht die Lese-
tabcllcn und Lesebücher des Kantons Schwyz und die Sprachlehre 
von Winné, — für Geschichte und Geographie eine in beiden Spra-
che» gedruckte Geographie, EtlinZ Schweizcrgcschichte und Karten von 
Keller und von Logerot für Rechnungsunterricht Zahringcrs Rech-
nnngsaufgabcu und Lehrbuch, Eysséiïc, Traité d'Arithmétique 2C. 
anbefohlen. Mehrere derselben wurden spater wieder gewechselt, so 
(Mi» mit Win nés Schwcizcrgeschichte, Zahringcrs Rechnungshefte mit 
jenen des Kantons Graubündtcn und diese wieder mit einem in Sit-
ten in beiden Sprachen gedruckten Lehrbuch der Arithmetik, Schusters 
biblische Geschichte mit jener von Bnsingcr, und allcrneucstens Winnés 
Sprachlehre samt Ausgabenbuch mit einer neuen deutschen Sprachlehre 
nach Baron je. 
s) Lehrer und Lehrergehalt 
Die Wahl der Lehrer und Lehrerinnen der Primarschulen legt 
das Gesetz von 1828 in die Kompetenz der Ortsschnlräte, alle fol-
genden aber in jene des 6!cmciuderates. Sie können mir vom Er-
zichnngsdcpartcmcnt abgesetzt werden. Diese Wahl ist nur unter den 
patentierten Lehramtskandidaten oder in deren Abgang unter den pro-
visorisch ermächtigten zu treffen und muß jcweilcn vor dem 1. Qk-
tober, früher dem betreffende» Schnlinspcttor, seit 1873 unter Buße 
von 50 bis 100 Frauke» dem Vrzichuugsdcpartcmcnt zur Genehmig-
u»g unterbreitet werden. Laut Gesetz von 1873 bleiben von 1878 
an die patentierten Lehrer und Lehrerinnen auf die Dauer von 4 
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Jahren gewählt und dürfen nur aus schweren Gründen und mit 23eU-
stimmung des Departements inzwischen entfernt werden. Der Lehrer-
gehalt ist weder der Kantons- noch der Gemeindesteuer unterworfen. 
Die Lehrer sind während der Dauer ihrer Schule vom Militärdienst 
frei, dürfen aber weder ein Gewerbe ausüben noch eine Anstellung 
annehmen, wodurch sie iu ihren Amtsvcrrichtungeu verhindert würden. 
Sämtliche Réglemente bringen reichliche Details über ihre Pflichten 
und ihr Bett'llgen gegen die Schüler, deren Eltern und die Behörden. 
Es wird als ihre Aufgabe bezeichnet, sowohl das Herz als den Geist der 
anvertrauten Jugend zu bilden. Die körperlichen Strafen sind ihnen unter-
sagt. Die frühern Verordnungen schrieben dem Lehrerpersonal die simul-
taue, die spätern die gemischte Methode vor. Es hat beim Beginn des 
Schuljahres einen Stundenplan abzufassen und denselben dem Schul-
inspcktor zur Genehmigung vorzulegen. Hierin kam ihm das Er-
zichuugsdepartcment wesentlich zu Hilfe durch einen im Jahre 1878 
veröffentlichten Lehrplan für die Volksschulen des Wallis mit didat-
tischen Anleitungen, wie der gesamte Lehrstoff gemäß seiner Schulstufc 
mitgeteilt werden kann. 
Zur Aufmunterung und Belehrung der Lehrer (nicht aber der 
Lehrerinnen) ordnet das Reglement von 1874 auch Lehrerkonfe-
! renzen an, welche zweimal im Jahre stattfinden und vom betreffenden 
Schnlinspektor angesagt und präsidiert werden, anderseits für die 
' Lehrer obligatorisch sind. Hier dürfen nur Fragen, welche das Er-
ziehungs- und Unterrichtswesen beschlagen, erörtert werden, und sie 
bieten den Lehrern eine geeignete Gelegenheit, ihre Ansichten und Er-
fahrungen einander mitzuteilen oder in zweifelhaften Fällen Rat zu 
erholen. Sie sind daher meistens auch Lieblingstage der Lehrer ge-
worden. I n neuerer Zeit bezeichnet das Erziehungsdcpartemeut selbst 
die Fragen, über welche verhandelt wird, überdies werden im franzö-
fifchcn Laudesteil schon seit mehreren Jahren, im deutschen seit einigen 
Jahren, und zwar jährlich abwechselnd, Generalversammlungen der Lehrer 
veranstaltet, die im romanischen Teil als Erzichnngsuerein, im deutschen 
als Lehrerverein sich konstituiert haben und meistens die Thematc der 
Lehrerkonferenzen nocheinmal gründlicher durcharbeiten. 
Der Leh re r geha l t war früher das Ergebnis des Überein-
kommcns oder auch des Feilschens zwischen Gcmcindcrat und Lehrer 
oder Lehrerin. Das Reglement von 1860 bestimmt nur, daß der 
Gehalt iu Geld ausbezahlt werde, wenn nichts anderes verabredet 
worden ist, und daß das Minimum desselben nach der Bedeutung 
und dem Einkommen der Ortschaft durch den Staatsrat bestimmt 
werden solle. Das Gesetz von 1873 setzt das Minimum eines pa-
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sentierten Lehrers ans 50, eines ermächtigten auf 40 Fr. durch Schul--
inonctt, desgleichen einer patentierten Lehrerin auf 45 und einer pro-
visorisch ermächtigten auf 35 Fr. dnrch Monat. Überdies haben die 
Gemeinden dem Lehrerpersonal, wenn nötig, Wohnung mit den nötigen 
Hausgeräten und dem erforderlichen Brennholz zu liefern. Zu letz-
ternt verstand man sich leicht; aber manche Gemeinde nörgelte noch 
an diesem gewiß gar tiefen Minimum, bis endlich der Staatsrat sich 
genötigt sah, das fehlende am Minimum sich für allgemeine Schul-
zwecke zuzueignen. Jetzt besolden ihre Lehrer: Brig mit je 800, 
Sitten mit 700, Martinach, St . Maurice, Monthey und Vouvry mit 
500 bis 700 Fr. durch Jahr. Gin Mitteldurchschnitt der Lehrer-
bcsoldungen im Jahr 1881 ergab ungefähr 320 Fr,, im Jahr 1895 
ca. 350 Fr., wobei die Pfründen und die anderweitigen Unterstütz-
ungen der Lehrschwestern — die Ursnlmerinnen in Brig halten dort 
gratis die Mädchenschule, und beanspruchen auswärts blos 225 Fr. 
auf die Person — nicht eingerechnet sind. 
An die Besoldung des Lehrpersonals in den Gemeinden hatte der 
Staat bis dahin nichts geleistet Endlich fand sich doch der Große 
Rat bewogen, in etwas einzutreten und beschloß durch Dekret vom. j 
20. Mai 1888 eilte Anfmunternngsprämie jenem Lehrpersonal der I 
Primarschulen zu verleihen, welches sich dnrch getreue Pflichterfüllung » 
ausgezeichnet hat. Auf diese Prämien haben aber nur jene Lehrer 
und Lehrerinnen Anspruch, welche im Besitz eines definitiven Patentes 
sind und im Bericht des Schulinspektors in jeder Hinsicht die erste 
Note erhalten. Doch können auch diejenigen Lehrkräfte, deren Schu-
lcn nur die zweite Note im Fortschritt erreicht haben, auf den Vor-
schlag der Inspektorenkonferenz, wobei vorzüglich die Verdienste des 
Lehrerpersonals zu berücksichtigen sind, diese Prämie erhalten. Diese 
Prämie beträgt für den Lehrer 30, für die Lehrerin 25 Fr., und 
für die erster» 50, für die letztern 40 Fr., falls sie, begründete Hin-
dcrnisse vorbehalten, während fünf aufeinander folgenden Jahren prä-
iniert worden sind. Um jedoch diese Prämie zu erhalteu, muß der 
Lehrer oder die Lehrerin das folgende Jahr den Unterricht fortsetzen. 
Diese Prämien belicfcn sich 1895 ans Fr. (3050. Dies erklärt, 
warum der Große Rat bei deu Bndgetausetzuugen versucht wurde, 
diese Preise einfach zu streichen, 1896 erhob der Große Rat das 
Minimum des Lehrergehalts um 50 °/0, zur Hälfte zahlbar durch 
die Staatskasse, welche der obigen Aufmnnternngs-Prämie enthoben 
wurde. 
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g) Schulausschüsse 
Das Gesetz von 1828 ordnete einen Schulrat in jeder Pfarrei 
'oder Gemeinde an mit weitgehenden Vollmachten. Er besteht aus 
dem Pfarrer und mehreren vom Staatsrat ans einem Doppcluor-
schlag des Erzichnngsratcs und der Gemcinderätc gewählten Mit-
gliedern, hat eine Amtsdauer uon vier Jahren, ist wiederwähllmr, 
erkiest das Lehrpcrfonal unter den -vom Erzichungsrat genehmigten 
Personen, führt Aufsicht über Fleiß, Sitten und Fortschritt der 
Schüler und über Sitten und Pflichterfüllung der Lehrer, schafft die 
Lehrmittel, an, prüft die Schüler und erstattet Bericht an den Er-
ziehungs-Zenttalrat, 
Das war offenbar zu uicl den Landgemeinden aufgebürdet. 
Das Gesetz tiou 1845, (wie schon jenes uon 1840), trennte daher 
die Pflichten und Befugnisse der Schulinspektoren Uon jenen der 
Schulkommissioncn und belnd die Letztern mit der Aufsicht über Lehrer 
und Schüler. Sie sollen für genaue Vollziehung der Schulgesetze und 
der Verordnungen des Erziehungsratcs und der Inspektoren Sorge 
tragen, erkennen angemessene Strafen für schwerere Vergehen der 
Kinder, besuchen die Schulen alle 15 Tage und bestrafen die uugc-
rechtfertigten Abwesenheiten mit je 3 Batzen. Der Lehrer kann für 
8, die Schulkommission für 15 Tage Abwesenheit Erlaubnis geben, 
ein Mchrcrcs nur der Inspektor. 
Das Gesetz uon 1849 setzt die Zahl der Mitglieder des Schul-
ausschusses auf 3 bis 5 fest und legt ihre Wahl dem Munizipalrate 
bei. Im Reglement von 1860 werden diese Pflichten näher bczcich-
net. Der Ausschutz oder wenigstens eines seiner Mitglieder besucht 
die Schule mindestens einmal monatlich. Er sorgt besonders dafür, 
datz die Kinder die Schule besuchen und mit den vorgeschriebenen 
Büchern und Geräten versehen seien; er ergänzt das fehlerhafte 
Schulmaterial, bestimmt die Vakanztagc und läßt die Bußen für un-
entschuldigte Abwesenheiten einzahlen. Diese Buße besteht in 15 
Rappen für das erste Ausbleiben und in 30 Rappen für jeden Rück-
fall während derselben Woche. Die Eltern werden für diese Bußen 
haftbar erklärt, können sie nicht baar bezahlen, so dürfen sie zu an-
dein Leistungen angehalten werden. 
Diese Bußen werden im Gesetz uon 1873 auf 20 Rappen für 
jedes ungerechtfertigte Ausbleiben festgesetzt; das Erträgnis fällt zu 
gunstcn der Ortsschule in die Gemeindekassc und wird vom Gemeinde-
einzieher bezogen. Die übrigen Bestimmungen sind meistens den frühern 
.entnommen. Der Pfarrer ist in seiner Wohngemcindc Mitglied des 
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Ausschusses. Der Ausschuß hat dem Gemeinberat das Lehrpersonal, 
vur^ uschlasseu und im besondern auch die Pflicht, die Lehrer bei Be-
strafuug des Uugchorsaius der Kinder und der Nachlässigkeit der 
Eltern zu unterstützen, über die Verwendung der Schnlfondc zu wachen, 
den Inspektor bei dessen Besuchen zu begleiten und ihm die nötigen 
Aufschlüsse zu erteilen K. 
Während in vielen Gemeinden der Ausschuß die lobenswerte-
stcu Anstrengungen macht, öffentliche Prüfungen laut dem Reglement 
von 1874 anstellt, durch Verabreichung von Zeugnissen und Preisen 
die Schüler anfmnntcrt und dem Lehrer sorgsam zur Seite steht, be-
gnügt sich derselbe in andern Gemeinden mit ein oder anderer Er-
schcinung im Schullokal, leistet blos das Unabweisbarste, überläßt 
alles Übrige dem Lehrer oder dem Pfarrgeistlichen, I n den meisten 
Landgemeinden ist die Schule ohne thätigen Anteil der Geistlichkeit 
erfolglos, wie selbst deren Gegner bekennen. 
Am meisten läßt die Bestrafung der Abfcnzen zu wünschen 
übrig. Die damit beauftragten Muuizipalräte scheucu nur zu häufig 
den Unwillen ihrer Gemcindcangehörigen. Der Staatsrat verfällte 
daher durch Beschluß vom 8. Iannar 1886 die Gemeindeverwaltungen, 
welche dcu Bezug der für unbegründete Schulversanmnisse eingelaufe-
nen Bußen vernachlässigen, in eine Geldbuße von 10 bis 50 Fr. 
und ermächtigte den Schulinspcktor nötigenfalls zur Einsicht in die 
Äiiinizipalrechnungen, um sich zu vergewissern, ob die Gemeinde-
bchörden dieses Gesetz vollziehen, und in Fällen schwerer Nachlässig-
teil abscitc der Gemeindebehörden von sich aus deu Bezug der dies-
fälligen Bußen anzuordncu und damit den Munizipal- oder Bezirks-
ciuuchmcr zu beauftragen. Man hatte vorher viele Mittel gegen 
saumselige Behörden angewendet ohne durchgreifenden Erfolg. Doch 
nimmt fast Jahr nm Jahr die Zahl der hierin nachlässigen Gemein-
dcu ab. I n Bcrggcmcindcn giebt es oft keine einzige ungerechtfertigte 
Abwesenheit. 
• li) Schulinspektoreu 
Diese kennt erst das Gesetz von 1845, Damals waren es die 
Mitglieder des Erziehungsrates, von denen jeder die Schulen seines-
Bezirkes besuchte und sich auch substituieren lassen konnte. Das Ge-
setz von 1849 trennt dieses Amt von dem eines Erziehungsrates und 
überträgt die Wahl der Inspektoren dem Staatsrat auf Vorschlag 
des Erzichilngsdcpartemcntcs. Das Reglement von 1860 teilt den 
Kanton hierin in drei Kreise — Ober-, Mittel- und Unterwallis;, 
doch könne jeder Kreis mehrere Inspektoren haben. Die Inspektion 
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ffoll jährlich wenigstens einmal gemacht werden. Das Gesetz von 
1873 teilt die Umschreibung der Inspektionskrcise und die Wahl der 
Inspektoren der Volksschulen dem Staatsrate zu, der dieselben cnt-
schädigt. Dieses Gesetz ordnet nun eine jährlich zweimalige Inspcl-
tion jeder Schule an. Die erste derselben gegen Beginn des Schul-
jahres soll laut Reglement von 1874 besondere Aufmerksamkeit ucr-
wenden auf die Haltung der Schule, das Lehrprogramm und den 
Stundenplan, auf sämtliches Schulmaterial und auf Fragen, welche 
die Personen, die Gesundheit und den Schulbesuch der Zöglinge be-
treffen. I n der zweiten Inspektion gegen Ende des Schuljahrs wird 
hauptsächlich der Fortschritt und die Stärke der Schiller untersucht 
und daher schriftliche und mündliche Prüfung jedes einzelnen und aus 
sämtlichen Fächern vorgenommen. Außerdem schreiben fast alle Regle-
mente vor, daß er über Aufführung und Unterricht des Lehrpcrsonals 
Erkundigungen einziehe, die Schulregister, Besuchs- und Atatritcl-
Verzeichnisse, (welche jeder Lehrer und jede Lehrerin ausfüllen und 
ihm einsenden soll), kontrolliere, über Einzug und Verwendung der 
Schul- und Strafgelder Rechenschaft fordere, dem Ausschuß die ein-
zuführenden Verbesserungen bezeichne und mit Zustimmung des De-
partements die Aiatzregeln treffe, welche jede Schule zu ihrer guten 
Haltung bedarf. Der Schulinspektor ist die vermittelnde Person 
zwischen den Gemeinden und dem Lehrerpersonal einerseits uud dem 
Vorstand des Departements anderseits und entscheidet, unter Vor-
behalt des Rekurses an das Departement, über Zwistigkeiten zwischen 
den Lehrern und den Gemeinden. Endlich soll er am Schluß des 
Schuljahres dem Departement nach gelieferten Formularen über jede 
Schule einen umständlichen Bericht erstatten und überdies dem De-
partementsvorstand alle von demselben verlangte Auskunft erstatten 
und Berichte über Klagen, die ihm zur Kenntnis gelangen, über-
Mitteln. Anderes ist bereits bemerkt. 
Die Inspektoren treten auch jährlich vor Beginn der Primär-
schulen zu einer Inspektoren-Konferenz zusammen unter dem Vorsitz 
des Staatsrats, der mit dem Erziehungsdepartement beladen ist. 
Hier werden die einzelnen Bedürfnisse der Primarschulen besprochen und 
die Anordnungen des Departements entgegen genommen. Das Re« 
stlltat der Konferenz übermittelt das Departement durch Kreisschrei-
.t>en an das Lehrpersonal und an die Gemeinde- und Schulbehörde. 
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6. W i c d c r h o l u u g s - unb F o r t b i l d u n g s s c h u l e n 
Durch Amtsbeschluß vom 22. Oktober 1876 verordnete der 
Staatsrat, daß in jeder Ortschaft, wo eine Primarschule besteht, 
W i c d c r h o l u n g s k u r s e errichtet werden sollen, welche die aus der 
Primarschule entlassenen Knaben bis zum erfüllten 20. Lebensjahr 
,zü besuchen haben. Diese Kurse sollen von den Primarlehrern er- . 
teilt, jährlich vier Monate, und zwar wöchentlich dreimal zu je zwei 
Stunden dauern und den Sprachunterricht, die Arithmetik, Schweizer-
Beschichte, Geographie und Verfassungskunde umfassen. Jedes ungc-
rechtfertigte Ausbleiben soll mit einem Franken gebüßt werden. GZ 
galt harte Mühe und Ausdauer, bei den übermütigen Vürschchen 
und ausgewachsenen Jünglingen dieser Anordnung Nachachtung zu 
verschaffen. Das Erziehungsdepartement ermangelte nicht, diese Ver-
Ordnungen immer wieder einzuschärfen und erließ eine Anzahl von 
Rundschreiben an die Ncgierungsstatthaltcr, Inspektoren, Gemeinde-
bchürden und Lehrer, um dieselben zur genauen Vollziehung des Be-
schlusses zu veranlassen. Es ergaben sich auch viele Schwierigkeiten 
bezüglich der Zeit und der Dauer dieser Schulen, bei denen die ort-
lichen Umstände berücksichtigt werde» mußten. Daraus entwickelten 
sich die Grundsätze, welche nun festgehalten werden, daß die Wieder-
holuugsschule jährlich 100 Stunden dauern solle, die Pflichtigen, 
sofern sie nicht hohem Unterricht genießen, sie bis zn ihrer Rekruten-
Prüfung besuchen müssen, daß ihr Programm alle jene Fächer um-
fasse, über welche die Rekrntenprüfnng angeordnet ist, daß die Schüler 
darüber uom Inspektor geprüft werden sollen. 
Allmälig gewöhnte sich die Jugend an die Wiederholungsschule,
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obwohl die erhofften Resultate noch lange nicht erreicht sind und 
Lehrer und Inspektoren ihr liebes Kreuz mit diesen Wiederholungs-
schillern haben. Da aber laut dem Resultat der Rekrutenprüfungen 
Wallis eine sehr niedrige Stufe unter feinen Mitkantoncn einnahm 
und eine zu bedeutende Anzahl seiner Rekruten zum Besuch der 
eidgenössischen Nachschulen verpflichtet wurden, ordnete der Staats-
rat durch seinen Beschluß vom 1. August 1879 noch einen Wieder-
holungs-Unterricht der Rekruten an, bevor sie sich zur päda-
gogischeu Prüfung stellen. Durch Beschluß desselben Staatsrates 
vom 16. Juli 1880 wurden die Gemeindebehörden angegangen, 
die erforderlichen Verfügungen zu treffen, daß jeder in ihrer Gemeinde 
wohusässige oder sich aufhaltende Rekrut jährlich vor der päda-
gogischeu Prüfung wenigstens acht mal zu mindestens zwei Stun-
den bei einem patentierten Lehrer oder sonst Jemand, der dazu be-
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fähigt ist, diesem Wiederholungsunterricht beiwohne. Dieser Unter-
richt soll sich erstrecken über Lesen, Aufsatz, mündliches und schrift-
liches Rechnen und die Vaterlandskunde (Geographie, Geschichte und 
Verfassung). Von diesem Wiederholungsunterricht sind enthuben jene, 
welche ll) sich durch Vorweisung uou Zeugnissen über den Besuch 
höherer Schulanstalten ausweisen, oder b) schon in einem frühern 
Jahr die Prüfung bestanden haben, Der mit diesem Kurs beladenc 
Lehrer soll innert 8 Tagen uach Schluß dieses Kurses Name und 
Wohnort der Teilnehmer dein Erziehungsdepartement einsenden. Die 
Gemeindebehörden können die Pflichtigen Rekruten zum Besuch dieses 
Kurses polizeilich anhalten und verfallen, wenn sie dcu Vorschriften 
dieses Beschlusses nicht nachkommen, in eine Buße uou 10 bis 50 Fr. 
Der Staatsrat drang noch nicht durch und erneuerte den obigcu 
Beschluß den 12. August 1881 mit dein Hinzufügen: „Artikel 4. 
Die jungen Leute, welche zur eidgenössischen Nachschule verpflichtet 
werden, sind gehalten, den nächstfolgenden Kurs der Primarschule zu 
besuchen," — eine Bestimmung, die sich als mißlich und dem Fort-
schritt der Primarschulen nachteilig erwies und die daher im Beschluß 
vom 7. September 1888 gestrichen worden ist. 
Der Beschluß des Staatsrates vom 11. Juni 1884 betreffend 
die Vorbereitungsschulen für die Rekruten wiederholt sämtliche frühere 
Bestimmungen, verlängert aber den Kurs auf 16 Schultage zu min-
bestens 2 Stunden und verhängt eine Buße von 5 bis 50 Fr. gegen 
Gemeindebehörden, deren Nachlässigkeit das schlechte Ergebnis der 
Prüfung zu Schulden gelegt wird. Der staatsrätlichc Beschluß vom 
7. September 1888 endlich erhöht diesen Vorbereitungskurs der Re-
kruten auf 24 Unterrichte; jeder Unterricht dürfe nicht weniger als 
2 Stunden dauern. Die Gemeindebehörden haben dem Schulinfpektor 
vor Eröffnung des Kurses anzuzeigen, wer damit betraut ist, wie er 
eingerichtet ist und wann er beginnt. Enthoben sind nur jene, welche 
in einem früheren Jahr die eidgenossische Prüfling in genügender 
Weise bestanden haben. Statt der Nennung der Pflichtigen Rekruten 
beim Erziehungsdepartement hat jeder Rekrut bei der Rekrutierung 
dem kantonalen Prüfungsexperten eine von den Kursleitcrn unter-
zeichnete Bescheinigung vorzulegen, wie manchen Unterricht er besucht 
habe. Bei Eröffnung des Kurses werden alle Rekruten des Jahres 
bezirksweise zu einer pädagogischen Vorprüfung durch deu Schul-
inspeltor und einen kantonalen Experten einberufen, wobei jeder Re-
krnt unter Buße uou 5 Fr. sich einzufinden hat. 
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F o r t b i l d u n g s s c h u l e n bestanden bis in die neueste Zeit 
leine. Erst feit wenigen Jahren wurde in Vtartinach eine Fort-
bildungsschule für Knaben mit Pensionat unter der Leitung der 
Maricnbrilder, und in Niddes eine für Mädchen, ebenfalls mit Pen-
sionat, unter Leitung Don französischen Lehrschwestern gegründet. Weder 
die eine noch die andere beansprucht oder bezieht einen Staatsbeitrag, 
und sie werden daher auch nicht uom Erziehungsrat besonders in-
spiziert und kontrolliert. 
7. S c h l u ß 
Wer ohuc Vorurteil den Oang des öffentlichen Unterrichts im 
Wallis seit 1829 Uerfolgt und besonders berechnet, was zum Zwecke 
des Volksnntcrrichtes uom Staat, von den Gemeinden und uon Pri-
unten geleistet oder angestrebt wurde; wer überdies den allmälig sich 
entwickelnden Ansban des Lhccums, der drei Kollegien und Neal-
schulen (eigentlich Mittelschulen = Ecoles moyennes), der Rechts-
schule und der stets verläugerteu und erweiterten Nurmalfchulen über-
denkt ; wer ferner die stets wachsenden Ausgaben des Staates 
für den öffentlichen Unterricht, die sich im Jahre 1895, abgesehen 
uon den Besoldungen der Primarlehrer, der landwirtschaftlichen Schule 
und anderer Anstalten, auf 82,500 Fr. beliefen, in Berechnung zieht; 
wer endlich das in den Jahren 1892 bis 1893 erstellte neue Schul-
gebäude in Sitten anschaut, dessen Baukosten noch nicht ganz er-
mittelt sind, da noch einiges zu uollenden ist, welches aber 34 Zun-
mer (wouon 22 Schulzimmer) für das Lyceum und Kollegium mit 
Ncalschulc, ferner 3 Säle für das Naturalienkabinct, 3 Säle für die 
Kantonsbibliothck, 1 Saal für Münzsammlung, 1 Saal für die 
Nechtsschule, dann 4 Schul- und 3 Schlafzimmer für die Knaben-
Normalschule samt Keller, Küche, Holzschüpfe 2C. für dieselbe, endlich 
die ztollcgiumskapelle, die Wohuuug des Hauswarts und im Erd-
gcschoh die Säle des Kantonsarchius u. f. f. enthält: der wird an-
erkennen müssen, daß man vor den möglichen Opfern durchaus nicht 
zurückschcute, daß seit 1849 und 1860, mehr noch seit 1873, uielcs 
geleistet, seither stets gemehrt und wirklich anerkennenswerte Resultate 
erzielt worden sind, so gut es bei dcu so beschränkten Mitteln möglich 
war. Wenn die im Wallis erzielten Erfolge besonders in den Volks-
schulen denen der größern Anzahl schweizerischer Kantone nicht eben-
bürtig siud, so wird sich Uon einer derartigen Schwierigkeit, ja Un-
Möglichkeit jedermann überzeugen, der im Winter unsere Vcrge und 
Thaler durchwandert und die schlimmen Wege, den Frost und die 
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Gefahren beachtet, denen sich die Kinder fast tollkühn aussetzen, und 
der in den Sommer- und Herbstmonaten sieht, wie die ganze 23c-
Uölkerung, vom Greise bis zum sechs- und siebenjährigen Knaben und 
Mädchen sich der schweren und mühsamen Bewirischaftuug des Feldes 
und der Alpen ununterbrochen unterziehen mufz, um den Lebens-
unterhalt zu gewinnen. Die Sommerfchulen sind nur einem kleinen 
Prozentsatz der Landbevölkerung möglich. Brod ist das erste Bc-
dürfnis. Kennt unser Volk auch nicht das Elend und die Armut 
der Städte, so ist auch der Reichtum bei ihm unbekannt. Im Ganzen 
ist das Volk arm und auf die Kraft seiner Arme und auf den Ver-
dienst im Fremdenverkehr angewiesen. Im Winter überlassen die 
Eltern gern ihre Kinder der Schule und die große Mehrzahl der-
selben liebt sie und besucht sie freudig und mit Eifer bis zum • er-
füllten 15. Lebensjahr. 
Dem schlimmsten Mißstand, der zu mangelhaften Vorbildung 
der Lehrer, wird nach Kräften abgeholfen. Anderes ist zu erwarten. 
Darum Gott befohlen. 
